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Drucksache VI/559 


Sachgebiet 63 


Bundesrechnungshof 

II 20 81 02 76/70 Frankfurt, den 26. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung und der Bundesvermögensrechnung für das 
Haushaltsjahr 1967 


Gemäß § 97 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung werden dem 
Deutschen Bundestag hiermit die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Bundeshaushaltsrechnung (einschließlich der 
Bundesvermögensrechnung) für das Haushaltsjahr 1967 zuge- 
leitet. 

Außerdem werden folgende Erklärungen übersandt, die auf 
Grund der im Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1967 
jeweils getroffenen Bestimmung abgegeben worden sind: 

Je eine gemeinsame Erklärung des zuständigen Unteraus- 
schusses des Deutschen Bundestages und des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnun- 
gen über die Ausgaben bei Kapitel 04 03 Titel 300 („Zur Ver- 
fügung des Bundeskanzlers für Förderung des Informations- 
wesens 11 ) und über die Einnahmen und Ausgaben des Bundes- 
nachrichtendienstes (Kapitel 04 04 Titel 300) 

sowie 


eine Erklärung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung folgender Jahresrechnungen: 


Kapitel 

| Titel | 

Zweckbestimmung 

04 01 

300 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

06 09 

300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

14 01 

302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver- 
teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 


Dem Bundesrat und der Bundesregierung werden die Bemer- 
kungen und Erklärungen gleichzeitig zugeleitet. 


Hopf Selbach 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Einleitung 


Gegenstand der Bemerkungen 

1. Der Bundesrechnungshof leitet hiermit dem Bun- 
destag, dem Bundesrat und der Bundesregierung die 
Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung (ein- 
schließlich der Bundesvermögensrechnung) für das 
Haushaltsjahr 1967 zu. Form und Inhalt des Berichts 
bestimmen sich nunmehr nach § 97 BHO. Die Bemer- 
kungen sind deshalb insgesamt vom Großen Senat 
des Bundesrechnungshofes beschlossen worden und 
enthalten die Prüfungsergebnisse, die für die Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen ihrer gesamten 
Haushalts- und Wirtschaftsführung von Bedeutung 
sein können. Sie erstrecken sich, soweit geboten, 
auch auf alle Sondervermögen des Bundes und auf 
die bundesunmittelbaren juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts. Der bisher vorgesehene Bericht 
über die Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit (§ 107 Abs. 2 RHO) und die 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes (§ 107 Abs. 6 RHO) sind in den Bemerkungen 
aufgegangen. 

2 . In die Bemerkungen sind auch Feststellungen 
über spätere und frühere Haushaltsjahre aufgenom- 
men worden (§ 97 Abs. 3 BHO). 


Zusammenarbeit mit anderen Rechnungshöfen 

3 . Die Zusammenarbeit mit den Rechnungshöfen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ist fortgesetzt worden. Der Ständige 
Kontaktausschuß dieser Rechnungshöfe hat sich auf 
seiner Tagung im September 1969 in Brügge u. a. 
nochmals mit der Frage befaßt, welche Auswirkun- 
gen sich aus der Einführung verfeinerter Budgetie- 
rungsmethoden (z. B. des sogenannten Planning Pro- 
gramming Budgeting-Systems) für die Finanzkon- 


trolle ergeben würden. Außerdem wurden Möglich- 
keiten einer wirksamen Kontrolle von Verpflichtun- 
gen zur Leistung von Ausgaben und die Aufgaben 
der Rechnungshöfe im Zusammenhang mit der Ver- 
mögensrechnung behandelt. 

4 . Auch mit den Landesrechnungshöfen hat der 
Bundesrechnungshof weiter eng zusammengearbei- 
tet. Er hat gemäß §§ 6, 7 BRHG Prüfungsaufgaben 
übertragen und übernommen. Auf ihrer Jahres- 
tagung 1969 hat sich die Arbeitsgemeinschaft der 
Rechnungshöfe des Bundes und der Länder ins- 
besondere mit Fragen der Rationalisierung des Ver- 
waltungsablaufs und der Prüfung bei Unternehmen 
mit staatlicher Beteiligung beschäftigt. 


Stand des Entlastungsverfahrens 

5 . Der Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 1969 
beschlossen, der Bundesregierung für das Haus- 
haltsjahr 1965 auf Grund der Bundeshaushaltsrech- 
nung, der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
und der Erklärungen der sonstigen Prüfungsbeauf- 
tragten gemäß Artikel 114 GG nach Maßgabe des 
§ 108 Abs. 2 RHO Entlastung zu erteilen. Da der 
Bundesrat den Entlastungsbeschluß schon am 
26. April 1968 gefaßt hatte (vgl. Bemerkungen 1966 
unter Nr. 3), ist das Entlastungsverfahren für das 
Haushaltsjahr 1965 nunmehr abgeschlossen. 

Der Bundesrat hat am 20. Juni 1969 beschlossen, der 
Bundesregierung auch wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Haushaltsjahr 1966 auf Grund der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes Entlastung 
gemäß § 108 Abs. 1 RHO zu erteilen. 

Die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
über die Entlastung für das Haushaltsjahr 1966 steht 
noch aus. 
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Allgemeine Prüfungsergebnisse 


Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts 


6 . 

a) 

bl 


c) 


d) 


e) 


f) 


g) 



Einnahme 

Ausgabe 


DM 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1967 
beträgt das Haushaltssoll 

68 961 145 600,— 

68 961 145 600,— 

Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1966 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 

112 999 614,41 

3 169 107 001,90 

Gemäß § 7 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1967 ist der Haushalts- 
ansatz des Kapitels 14 18 Titel 975 nach Kapitel A 14 18 
Titel 975 umgesetzt worden 

— 

— 480 000 000,— 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1966 
übernommenen Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Um- 
setzung von Sollbeträgen 

69 074 145 214,41 

71 650 252 601,90 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 1967 

betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 1 349 832 723,35 DM) 

70 403 285 474,49 

71 753 118 197,84 

Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1967 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1968 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1967 wie wirklich entstan- 
dene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder belasten, mit . . 

118 286 618,08 

2 505 614 244,71 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 
1967 verbliebenen Haushaltsreste 

70 521 572 092,57 

74 258 732 442,55 


h) Gegenüber den Summen nach d beträgt die Mehreinnahme/ 

Mehrausgabe 1 447 426 878, 1 6 2 608 479 840, 65 

i) Mithin rechnungsmäßiger Fehlbetrag des Haushaltsjahres 1967 1 161 052 962,49 DM*) 


7 - Die Ausgabereste, die am Schluß des Haushaltsjahres 1966 rd. 3516,7 Millionen DM betragen haben, 
sind infolge der Übertragung von Ausgabeansätzen aus dem ordentlichen Haushalt in den außerordent- 
lichen Haushalt mit rd. 3169,1 Millionen DM in das Haushaltsjahr 1967 übernommen worden (vgl. Nr. 6 b). 
Sie betrugen am Schluß des Haushaltsjahres 1967 rd. 2505,6 Millionen DM (vgl. Nr. 6 f) und machten damit 
rd. 3,5 v. H. (1966 rd. 5 v. H.) der Istausgaben aus. Von den am Schluß des Haushaltsjahres 1967 verblie- 
benen Ausgaberesten entfallen rd. 691,9 Millionen DM auf den Einzelplan 14 (Bundesminister der Ver- 
teidigung); diese Reste sind damit im Laufe des Haushaltsjahres 1967 um rd. 387 Millionen DM zurück- 
gegangen. Der Anteil der Ausgabereste des Einzelplans 14 an den Istausgaben, der 1966 1,5 v. H. betragen 


hatte, ist im Haushaltsjahr 1967 auf rd. 1 v. H. zurückgegangen. 

DM 

*) Der Fehlbetrag setzt sich zusammen aus der kassenmäßigen Mehrausgabe (e) von .... 1 349 832 723,35 

den Umsetzungen (c) 480 000 000, — 

und dem Unterschied zwischen den am Schluß des Haushaltsjahres 1967 verbliebenen 

Einnahme- und Ausgaberesten (f) von (2 505 614 244,71 -118 286 618,08 =) 2 387 327 626,63 

abzüglich dem Unterschied zwischen den aus dem Haushaltsjahr 1966 übernommenen 

Einnahme- und Ausgaberesten (b) von (3 169 107 001,90 —112 999 614,41 =) —3 056 107 387,49 

1 161 052 962,49 
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Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts 

8. 

Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1967 be- 
trägt das Haushaltssoll 

9 503 224 700,— 

9 503 224 700,— 

b) Hinzu treten die aus dem Haushaltsjahr 1966 übernommenen 
Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts zur Bundes- 
haushaltsrechnung, S. 4) mit 


372 466 147,01 

c) Gemäß § 7 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1967 ist der Haushalts- 
ansatz des Kapitels 14 18 Titel 975 nach Kapitel A 14 18 
Titel 975 umgesetzt worden 

— 

480 000 000,— 

d) Summe der Sollbeträge und der aus dem Haushaltsjahr 1966 
übernommenen Haushaltsreste unter Berücksichtigung der Um- 
setzung von Sollbeträgen 

9 503 224 700,— 

10 355 690 847,01 

e) Nach der Bundeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 1967 
betragen die Isteinnahmen und die Istausgaben 

8 858 329 575,16 

8 858 329 575,16 

f) Hinzu treten die am Schluß des Haushaltsjahres 1967 verblie- 
benen Haushaltsreste, die auf das Haushaltsjahr 1968 über- 
tragen sind und das Haushaltsjahr 1967 wie wirklich entstan- 
dene Ausgaben belasten, mit 


1 710 222 025,10 

g) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Haushaltsjahres 

1967 verbliebenen Haushaltsreste 

8 858 329 575,16 

10 568 551 600,26 

h) Gegenüber den Summen nach d beträgt die Mindereinnahme/ 
Mehrausgabe 

644 895 124,84 

212 860 753,25 

i) Mithin rechnungsmäßiger Fehlbetrag des Haushaltsjahres 1967 

857 755 878,09 DM *) 

9. An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 7 der Bemerkungen 1966 am Ende 
des Haushaltsjahres 1966 vorhanden 

DM 

4 981 957 135,02 

Die in diesem Betrage enthaltene restliche kassenmäßige Mehrausgabe des außer- 
ordentlichen Haushalts 1965 von 

527 509 459,70 

ist im Haushaltsjahr 1967 gedeckt worden (Kapitel 60 02 Titel 999); danach bleiben . . 

4 454 447 675,32 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1967 sind an Fehlbeträgen nach- 
gewiesen 

im ordentlichen Haushalt (vgl. 6 i) 

im außerordentlichen Haushalt (vgl. 7 i) 

1 161 052 962,49 

857 755 878,09 

2 018 808 840,58 

Am Ende des Haushaltsjahres 1967 waren demnach ungedeckt 


6 473 256 515,90 

*) Der Fehlbetrag besteht aus dem Unterschied zwischen den am Schluß 
des Haushaltsjahres 1967 verbliebenen Haushaltsresten (f) von 

und den aus dem Haushaltsjahr 1966 übernommenen Haushaltsresten 
(b) von 

1 710 222 025,10 

372 466 147,01 

DM 

1 337 755 878,09 


abzüglich der Umsetzungen (c) 480 000 000,— 


857 755 878,09 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

10 . Der nach der Rechnung des ordentlichen Haushalts für das Haushaltsjahr 
1966 zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von 

ist ordnungsmäßig in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1967 übertragen worden. Es handelt sich um die kassenmäßige Mehr- 
ausgabe des Haushaltsjahres 1966, die im Haushaltsjahr 1967 nicht ausgeglichen 
worden ist. 

Es bleibt mithin als Vortrag ein Bestand von 

für den Deckungsmittel im Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1968 bei 
Kapitel 60 02 Titel 999 vorgesehen sind. 

Der nach der Rechnung des außerordentlichen Haushalts für das Haushaltsjahr 
1966 zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von 

ist ordnungsmäßig in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1967 übertragen worden. Es handelt sich dabei um die restliche kassen- 
mäßige Mehrausgabe des Haushaltsjahres 1965 (— 527 509 459,70 DM) und die 
kassenmäßige Mehreinnahme des Haushaltsjahres 1966 (72 632 819,12 DM). Die 
restliche kassenmäßige Mehrausgabe 1965 ist im Haushaltsjahr 1967 durch 
Buchung bei Kapitel 60 02 Titel 999 gedeckt worden 

Es bleibt als Vortrag ein Bestand von 

der im Haushaltsjahr 1968 bei Kapitel A 6002 Titel 99 vereinnahmt worden ist. 
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- 1 098 506 959,94 DM 


“ 1 098 506 959,94 DM, 


- 454 876 640,58 DM 


+ 527 509 459,70 DM 


+ 72 632 819,12 DM, 
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Mitteilung nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 BHO 

11. Der Bundesrechnungshof hat keine Abweichun- 
gen zwischen den in der Bundeshaushaltsrechnung 
und der Bundesvermögensrechnung und den in den 
Büchern aufgeführten Beträgen festgestellt. Das 
gilt entsprechend für die Hauptrechnung der Zen- 
tralkasse beim Bundesausgleichsamt über die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Ausgleichsfonds und 
die Jahresrechnung über die Einnahmen und Aus- 
gaben des ERP-Sondervermögens. 

Die geprüften Einnahmen und Ausgaben sind — von 
Einzelfällen abgesehen — ordnungsmäßig belegt. 

Druck- und Darstellungsfehler 

12. Der Bundesrechnungshof hat keine Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt, die das Rechnungs- 
ergebnis beeinflußt haben. 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

13. Die über- und außerplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben für das Haushaltsjahr 1967 sind in der An- 
lage I zur Bundeshaushaltsrechnung für das Haus- 
haltsjahr 1967 (S. 2407 bis 2561) aufgeführt. Sie be- 
tragen bei ordentlichen Haushalt rd. 1 614 Millio- 
nen DM, das sind 2,3 v. H. (1966: 3,5 v. H.) des Haus- 
haltssolls und rd. 781 Millionen DM weniger als im 
Haushaltsjahr 1966. 

14. Obwohl die über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben im Haushaltsjahr 1967 wie schon im Vorjahr 
wesentlich zurückgegangen sind, hätten sich, wie 
die Rechnungsprüfung ergeben hat, bei einem Teil 
der Ausgaben Haushaltsüberschreitungen vermei- 
den lassen. Sie beruhten zum Teil auf denselben 
Umständen wie 1965 und 1966. So sind Ansätze für 
Ausgaben, zu deren Leistung eine gesetzliche Ver- 
pflichtung bestand, überschritten worden, weil sie 
von Anfang an nicht realistisch geschätzt worden 
sind (z. B. die Ausgaben bei Kapitel 11 13 Titel 602 — 
rd. 272 Millionen DM — 606 und 607). 

15. Bei Kapitel 14 03 ist es versäumt worden, eine 
überplanmäßige Ausgabe ordnungsgemäß nachzu- 
weisien. Das Bundesministerium der Verteidigung 
hat dem Kommando der Territorialen Verteidigung 
kurz vor dem Abschluß der Bücher für das Haus- 
haltsjahr 1967 aufgegeben, insgesamt 111 331,35 DM, 
die die Standortkasse Bonn zu Lasten des Titels 
299 a verausgabt hatte, auf Vorschußkonto umzu- 
buchen und die endgültige Buchung im Haushalts- 
jahr 1968 vorzunehmen. Entsprechend wurde ver- 
fahren. Dadurch wurde für 1967 eine Haushaltsüber- 
schreitung in dieser Höhe verdeckt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Umbuchungen be- 
anstandet. 

Das Bundesministerium hat die Beanstandung aner- 
kannt und ausgeführt, nach der Entwicklung der 
Ausgaben während des Haushaltsjahres 1967 habe 
zunächst damit gerechnet werden können, daß der 


Ansatz bei Kapitel 14 03 Titel 299 a unter Berück- 
sichtigung der Verstärkungsmöglichkeit nach § 9 
Abs. 5 HG 1967 ausreichen würde. Der Mehrbedarf 
bei einigen Dienststellen habe durch die Vorgesetz- 
ten Kommandobehörden und das Ministerium aus- 
geglichen werden sollen. Die Bewirtschaftung dieses 
Titels sei schwierig, weil bei ihm nach der Zweck- 
bestimmung auch bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans noch nicht genau erfaßbare Ausgaben zu 
buchen seien und weil zu Lasten dieses Titels Aus- 
gaben von rd. 1200 mittelbewirtschaftenden Dienst- 
stellen angewiesen würden. Erst Ende Dezember 
1967 habe sich ergeben, daß die Mittel nicht ausrei- 
chen würden. Bei Erörterung der zu treffenden Maß- 
nahme sei es zu einem Mißverständnis gekommen, 
das zur Anordnung der Umbuchung geführt habe. 

Das Bundesministerium hat die Beanstandung zum 
Gegenstand eingehender Belehrung gemacht. 

Es liegen Verstöße gegen § 27 Satz 1, § 33 Abs. 1 
Satz 1, § 68 Abs. 1 Satz 1, § 73 Abs. 1 Satz 1 RHO 
und gegen § 53 Abs. 2 Satz 2 RWB vor. Die Um- 
buchung hatte zur Folge, daß das Ergebnis des 
Haushaltsjahres 1967 bei Titel 299 a unrichtig dar- 
gestellt ist. 

Die Buchung im falschen Haushaltsjahr kann nicht 
ausgeglichen werden. 

16. Auch bei den unter Nr. 103 und 242 dargestell- 
ten Sachverhalten ist es unterlassen worden, außer- 
planmäßige Ausgaben ordnungsmäßig nachzuwei- 
sen. 


Unzureichende Veranschlagung 
des Mittelbedarfs 

17. Ein erheblicher Teil der überplanmäßigen Aus- 
gaben ließe sich vermeiden, wenn die Haushalts- 
mittel sorgfältiger veranschlagt würden. Darauf ist 
in der Vergangenheit im Interesse des parlamen- 
tarischen Bewilligungsrechts wiederholt hingewie- 
sien worden, z. B. unter Nr. 128 bis 130 der Denk- 
schrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 22. Dezember 1966. Prüfungsergebnisse aus 
dem Bereich der Zivilen Verteidigung zeigen, wel- 
che Bedeutung einer sorgfältigen Ermittlung des Be- 
darfs an Haushaltsmitteln zukommt. Sie haben auch 
für andere Bereiche Bedeutung. 

18. In den Haushaltsjahren 1966 und 1967 sind bei 
einer Reihe von Titeln des Kapitels 36 04 erhebliche 
überplanmäßige Ausgaben geleistet worden. Die 
Ursachen lagen hauptsächlich in folgendem: 

Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz, dem 
das Bundesministerium des Innern gemäß § 14 
Abs. 1 RWB die haushaltsmäßige Bewirtschaftung 
übertragen hat und das seinerseits an die Länder 
im Rahmen der Auftragsverwaltung und an ihm 
nachgeordnete Dienststellen Haushaltsmittel weiter- 
leitet, hat es unterlassen, jeweils vor der Aufstel- 
lung des Entwurfs des Haushaltsplans von den Län- 
dern Voranschläge anzufordern. Ebensowenig hat 
es sich von den Ländern und den sonstigen von ihm 
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beauftragten mittelbewirtschaftenden Stellen die 
Istergebnisse der Unterteile der einzelnen Titel 
melden lassen. Nur unter Berücksichtigung solcher 
Unterlagen hätte es den tatsächlichen Bedarf eini- 
germaßen zutreffend ermitteln können. 

Das Bundesamt ist vielmehr bei der Ermittlung des 
den Ansätzen zugrunde liegenden Mittelbedarfs von 
Schätzungen ausgegangen. Deshalb war es ihm auch 
nicht möglich, den Mehr- oder Minderbedarf für je- 
den Unterteil besonders zu erläutern, so wie es die 
Bemerkungen des Bundesministeriums der Finanzen 
über die Aufstellung der Voranschläge vorsahen. 

19 . Das Bundesamt hat hierzu erklärt, von den auf 
Schätzungen beruhenden Ansätzen hätte nur in 
einigen Fällen abgewichen zu werden brauchen. Da- 
bei sei zu berücksichtigen, daß in den Ressortbe- 
sprechungen wie auch bei den Beratungen im Haus- 
haltsausschuß Abstriche hingenommen werden müß- 
ten, wenn dies zur Einhaltung des Plafonds notwen- 
dig sei. Das Bundesministerium habe bei den Flaus- 
haltsverhandlungen auf die sich daraus ergebenden 
Schwierigkeiten wiederholt hingewiesen. Zudem sei 
im Haushaltsausschuß erklärt worden, daß ein etwa 
auftretender Mehrbedarf durch überplanmäßige 
Haushaltsausgaben abgedeckt werden könne. Das 
Bundesamt ist der Ansicht, daß, solange die Auf- 
stellung des Luftschutzhilfsdienstes nicht abgeschlos- 
sen sei, es kaum möglich sein werde, die größten- 
teils durch das Freiwilligkeitsprinzip hervorgerufe- 
nen Mehrausgaben zu beeinflussen. Bei der Ermitt- 
lung der fortdauernden Ausgaben für den Luft- 
schutzhilfsdienst seien zunächst die Ausgaben der 
Vorjahre entscheidend. Unter Berücksichtigung des 
Helfer- und Gerätezuwachses sei insoweit eine Vor- 
ausberechnung oder -Schätzung möglich. Ein Ver- 
such, von den Ländern im Rahmen eines Beitrags 
zum Haushaltsvoranschlag die erforderlichen An- 
gaben zu erbitten, habe zu übersetzten Forderungen 
geführt, die nicht oder kaum zu verwerten gewesen 
seien. Die Buchung nach Unterteilen sei nicht in 
allen Ländern möglich. Größtenteils ließen sich die 
Ansätze der Titel auch ohne Kenntnis der Istergeb- 
nisse bei den Unterteilen errechnen oder schätzen, 
überdies sei bei einer Auswertung der Istergebnisse 
der Unterteile nicht ohne weiteres erkennbar, ob es 
sich um bestehende rechtliche Verpflichtungen han- 
dele oder nicht. Dazu seien Rückfragen bei den 
Ländern notwendig, wodurch erheblicher Verwal- 
tungsaufwand entstehe. 

20 . Diese Ausführungen haben den Bundesrech- 
nungshof nicht überzeugt. Die Gegenüberstellung 
der von dem Bundesamt geschätzten Ansätze mit 
den Istergebnissen zeigt, wie wenig zutreffend der 
Mittelbedarf veranschlagt worden ist. In den hier 
erörterten Fällen hat der Haushaltsausschuß auch 
nur in 2 Fällen die Ansätze der Regierungsvorlage 
gekürzt. Der Einwand des Bundesamtes, während 
des Aufbaues des Luftschutzhilfsdienstes seien 
Mehrausgaben kaum zu vermeiden, kann schon des- 
wegen nicht erkannt werden, weil auch in anderen 
Bereichen der Bundesverwaltung der Mittelbedarf 


für im Aufbau begriffene Einrichtungen auf das 
jeweilige Haushaltsjahr abgestellt sein muß. 

Der Bundesrechnungshof hält daran fest, daß eine 
ordnungsmäßige Veranschlagung der Haushalts- 
ansätze nur unter Berücksichtigung der Istergebnisse 
der Unterteile der Vorjahre sowie detaillierter Be- 
darfsanmeldungen zu erreichen ist. Er ist der An- 
sicht, daß das Bundesamt besonderen Anlaß gehabt 
hätte, sich genaue Unterlagen für die Mittelveran- 
schlagung zu verschaffen, da einige Titel über meh- 
rere, zum Teil über 4 Jahre hinweg, immer wieder 
überschritten und die Mehrausgaben in den Bundes- 
| haushaltsrechnungen mit fast übereinstimmendem 
* Wortlaut begründet worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
und das Bundesamt aufgefordert, künftig auf eine 
wirklichkeitsnahe Veranschlagung hinzuwirken und 
in Fällen, in denen sich nach der Aufstellung des 
I Entwurfs des Haushaltsplans ein Mehrbedarf bei 
I einzelnen Titeln abzeichnet, das Parlament recht- 
zeitig zu unterrichten. Das Bundesamt hat zugesagt, 
künftig von den Ländern gemäß § 3 RWB konkrete 
I Zahlenangaben vor Aufstellung der Beiträge zum 
Entwurf des Haushaltsplanes anzufordern, diese er- 
forderlichenfalls zu berichtigen und die Folgerungen 
1 aus den im Laufe der Haushaltsberatungen ausge- 
sprochenen Kürzungen zu ziehen. 

Im einzelnen wird folgendes festgestellt: 

21 . Der Ansatz bei Titel 305 — Kosten der perso- 
nellen Aufstellung des Luftschutzhilfsdienstes — 
wurde in den Haushaltsjahren 1965, 1966 und 1967 
um 1 296 784,10 DM, 832 014,78 DM und 60 500,25 
DM überschritten. Die Begründung in den Bundes- 
haushaltsrechnungen lautet übereinstimmend, daß 
1 die Mehrausgabe unvorhergesehen gewesen sei, 
weil sich die Aufstellungskosten im voraus nicht 
genau hätten bestimmen lassen; sie sei unabweisbar 
gewesen, weil rechtliche Verpflichtungen zu erfüllen 
! gewesen seien. Eine überplanmäßige Ausgabe in 
dieser Höhe wäre aber vermeidbar gewesen, wenn 
sich das Bundesamt vor Aufstellung des Voranschla- 
ges durch Rückfragen bei den Ländern vergewissert 
hätte, wie hoch die Istausgaben bei den Unterteilen 
j dieses Titels waren und in welcher Höhe Mittel be- 
nötigt wurden. 

Wie ungenau der Ansatz berechnet worden ist, geht 
aus der Bedarfsermittlung für den Unterteil „Erstat- 
tung des Mehraufwandes bei Führern und Unter- 
führern des Luftschutzhilfsdienstes" hervor. Das 
Bundesamt legte seiner Schätzung die nach den 
Einheiten errechnete Sollzahl an Führern und Unter- 
führern zugrunde, übersah dabei aber, daß die Län- 
der unterschiedliche Sätze für die Aufwandsentschä- 
digungen an diesen Personenkreis festgesetzt haben 
und daß nur die ordnungsmäßig bestätigten Füh- 
rungskräfte einen Anspruch auf den Höchstsatz der 
Aufwandsentschädigung hatten. Das Bundesamt 
schätzte den Mittelbedarf für die Haushaltsjahre 
1966 und 1967 auf 4,8 und 5 Millionen DM; die An- 
sätze wurden bei den Ressortberatungen auf 3,0 und 

4.2 Millionen DM herabgesetzt; verbraucht wurden 

3.2 und 3,9 Millionen DM. 
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Im September 1967 erbat das Bundesministerium auf 
Antrag des Bundesamtes die Zustimmung des Bun- 
desministeriums der Finanzen zu einer Haushalts- 
überschreitung bis zur Höhe von 500 000 DM; tat- 
sächlich wurden nur 60 500,25 DM benötigt. 

Das Bundesministerium hat erklärt, in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen für die Mehrausgaben 
zwar dem Grunde nach vorlägen, ihre Höhe aber 
noch nicht feststehe, beantrage es zunächst formlos 
die grundsätzliche Zustimmung des Bundesministe- 
riums der Finanzen. Der Höhe nach werde die Zu- 
stimmung bis zu einem geschätzten Betrag begrenzt, 
der so bemessen werde, daß er allen Eventualitäten 
gerecht werde und wiederholte Anträge ausschließe. 
Erst wenn die Höhe der Mehrausgabe feststehe, 
werde der förmliche Antrag auf Erteilung der Zu- 
stimmung zu einer überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gabe gestellt. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen dieses Verfahren 
dann keine Bedenken, wenn bereits bei der form- 
losen Einholung der Zustimmung zu einer zu erwar- 
tenden Haushaltsüberschreitung deren voraussicht- 
liche Höhe zu übersehen ist, so daß sich Fehlschät- 
zungen in dieser Größenordnung, die zu Mehraus- 
gaben verleiten können, vermeiden lassen. 

22 . Der Ansatz bei Titel 306 — Bewirtschaftung 
und Unterhaltung von Lagern zur Unterbringung der 
Ausrüstung des Luftschutzhilfsdienstes und der Vor- 
räte zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung 
sowie von Ausbildungsstätten des Luftschutzhilfs- 
dienstes und von ABC-Meßstellen — in Höhe von 
11,8 Millionen DM — Haushaltsjahr 1967 — wurde 
um 598 416,44 DM mit der Begründung überschritten, 
daß die angefallenen Ausgaben einschließlich der 
Ausgaben für das Personal zur Erhaltung und Pflege 
der wertvollen Ausrüstungsbestände und Einrich- 
tungen zwingend erforderlich und daher unabweis- 
bar gewesen seien. Die Mehrausgabe sei unvorher- 
gesehen, weil die Bewirtschaftungs- und Unterhal- 
tungskosten sich im voraus nicht genau hätten be- 
stimmen lassen. Das Bundesamt hatte im September 
1967 den Mehrbedarf noch mit 1 074 000 DM bezif- 
fert, worauf das Bundesministerium bei dem Bundes- 
ministerium der Finanzen die Zustimmung zu einer 
Haushaltsüberschreitung bis zur Höhe von 1 Million 
DM erbat. Damals hatte das Bundesamt aber noch 
keinen genauen Überblick über Zahl, Art und 
Kosten sämtlicher vom Luftschutzhilfsdienst benutz- 
ten Objekte. Die Übersichten hierüber hat es erst im 
Oktober 1967 von den Ländern angefordert, angeb- 
lich weil es sich wegen des damit verbundenen Ver- 
waltungsaufwands zunächst mit den Ländern ab- 
stimmen wollte. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätte 
das Bundesamt schon bei der Bedarfsermittlung für 
eine Vorlage der Unterlagen der Länder sorgen 
müssen. Im übrigen ist der Mehrbedarf nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, daß die Ausrüstung für den 
Luftschutzhilfsdienst, insbesondere soweit es sich 
um den örtlichen Luftschutzhilfsdienst handelt, in 
einem nicht vertretbaren Umfang über das notwen- 
dige Maß hinaus beschafft worden ist, was erhöhte 
Lagerungskosten zur Folgen hatte und noch hat. Es 


sei darauf hingewiesen, daß nach dem Stande vom 
April 1968 allein im Bereich des örtlichen Luftschutz- 
hilfsdienstes ein Überhang an persönlicher Aus- 
rüstung mit einem Beschaffungswert von rd. 17,9 
Millionen DM vorhanden war. Dazu zählen, um nur 
einige Beispiele zu nennen, 45 200 Anoraks im 
Werte von 3,3 Millionen DM, 46 000 Arbeitsanzüge 
im Werte von 2,4 Millionen DM, je 42 700 Paar 
Schnallstiefel und Schnürschuhe im Werte von 3,2 
Millionen DM, Unterkleidung (Unterhemden und 
Unterhosen) im Werte von rd. 860 000 DM, 85 500 
Binder und 128 300 Paar Wollsocken im Werte von 
693 000 DM, 45 200 Zivilschutzmasken im Werte von 
2,1 Millionen DM und je 45 200 Stück Rückengepäck 
und Bekleidungssäcke im Werte von 1,4 Millionen 
DM. 

Das Bundesamt beruft sich auf Weisungen des Bun- 
desministeriums, wonach es gehalten gewesen sei, 
im Jahre 1964 die Beschaffungsanträge in Höhe des 
Solls der Stärke- und Ausrüstungsnachweisungen 
der Beschaffungsstelle des Bundesministeriums zu- 
zuleiten. Die Entwicklung des Helferzuwachses im 
örtlichen Luftschutzhilfsdienst sei aber unvorherge- 
sehen hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Es 
könne noch nicht übersehen werden, in welchem 
Umfang die Ausrüstung in Vollzug des Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophenschutzes be- 
nötigt werde. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
gebeten, in Zukunft Haushaltsmittel nur dann in 
den Haushaltsplan einzustellen und Beschaffungsan- 
weisungen erst dann zu erteilen, wenn ein nach- 
weisbarer Bedarf vorliegt, sowie dafür zu sorgen, 
daß die Überbestände so bald wie möglich einer 
sinnvollen Verwendung zugeführt werden. 


23 . Der Ansatz bei Titel 308 — Betrieb, Unterhal- 
tung, Ersatz und Ergänzung der Ausrüstung des 
Luftschutzhilfsdienstes, der Vorräte zur Sicherstel- 
lung der ärztlichen Versorgung, der ABC-Meßstellen 
sowie Instandsetzung, Unterhaltung, Ersatz und Er- 
gänzung von Einrichtungsgegenständen für Lager, 
Ausbildungsstätten und ABC-Meßstellen — ist in 
den voraufgegangenen Jahren stets überschritten 
worden. Das zeigt folgende Gegenüberstellung: 


Haushaltsjahr 

Ansatz 

in Millionen DM 

überschritten 
um DM 

1964 

6,000 

1 407 899,54 

1965 

7,400 

2 660 975,90 

1966 

10,945 

1 652 144,81 

1967 

13,500 

2 010 911,28 


Die Begründungen, die Mehrausgabe sei unvorher- 
gesehen gewesen, weil sich die Betriebs- usw. 
Kosten der Einrichtung und der beschafften Aus- 
rüstung nicht genau hätten beziffern lassen, und 
unabweisbar, weil die Ausrüstung und Einrichtung 
habe gewartet, betrieben und unterhalten werden 
| müssen, sind nahezu gleichlautend in den Bundes- 
[ haushaltsrechnungen enthalten. 
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Wie die jährlich wiederkehrenden, erheblichen 
Überschreitungen zeigen, sind die ursprünglichen 
Schätzungen des Bundesamtes, die zwar im Laufe 
der Haushaltsberatungen durchweg eine Kürzung 
erfahren haben, auch nicht annähernd den Istergeb- 
nissen gerecht geworden. Bei Auswertung der Ist- 
ergebnisse der Vorjahre und Rückfrage bei den Län- 
dern hätte es zu diesen Überschreitungen nicht zu 
kommen brauchen. 


24 . Der Ansatz bei Titel 309 — Kosten der Aus- 
bildung des Luftschutzhilfsdienstes — in Höhe von 
11,3 Millionen DM wurde im Haushaltsjahr 1966 
um 821 654,32 DM überschritten. Zur Begründung 
der Überschreitung hat sich das Bundesamt darauf 
berufen, daß im Verlauf der Haushaltsverhandlun- 
gen auf das Mißverhältnis der zu erwartenden Per- 
sonalkosten zu dem Gesamtansatz hingewiesen und 
ferner hervorgehoben worden sei, daß es bei dem 
gekürzten Ansatz nicht gewährleistet sei, die Kapa- 
zität der Schulen auszunutzen. In der Bundeshaus- 


haltsrechnung wird die Überschreitung damit be- 
gründet, daß der Mittelbedarf im voraus nicht hin- 
reichend genau habe festgestellt werden können, 
weil er im wesentlichen von der Anzahl und dem 
Beruf der freiwillig an der Ausbildung teilnehmen- 
den Helfer abhänge. Sie sei unabweisbar gewesen, 
weil sich eine Einstellung des Ausbildungsbetriebes 
an bestehenden Schulen wegen fehlender Haushalts- 
mittel nicht habe vertreten lassen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Frage nachgegan- 
gen, ob das Bundesamt Vergleichsberechnungen 
über die Höhe der Ausbildungskosten für den über- 
örtlichen und örtlichen Luftschutzhilfsdienst in den 
einzelnen Ländern angestellt und daraus die Folge- 
rungen für einen wirtschaftlichen Einsatz der Bun- 
desmittel gezogen hat. Er hat festgestellt, daß das 
Bundesamt auch bei diesem Titel nicht auf die Ist- 
ergebnisse bei den einzelnen Unterteilen zurück- 
greifen konnte, so daß sich — - wie nachstehende 
Gegenüberstellung zeigt — erhebliche Abweichun- 
gen zwischen den von dem Bundesamt, vorgeschla- 
genen Ansätzen und den Istausgaben ergeben: 


f 


Unterteil 

Beitrag 

des Bundesamtes zum 
Haushaltsvoranschlag 

1 000 DM 

Vorlage 

der Bundesregierung, 
zugleich Haushaltsansatz 
| ^ 1 000 DM 

Istausgabe 

1 000 DM 

1 

1. Personal- und Sachkosten für die 
Ausbildungsstätten des LSHD i 

5 000 j 

4 000 

3216 

2. Lehrgänge für Unterführer und Zug- 
führer sowie Sonderlehrgänge an 
Ausbildungsstätten des LSHD 

5 500 

4 500 

4 015 

3. Ausbildung des überörtlichen LSHD 
im Bereich der Standorte der Einhei- 
ten einschließlich Übungen 

2 000 

: 

1 500 

3 368 

4. Ausbildung des örtlichen LSHD im 
Bereich der Standorte der Einheiten 
einschließlich Übungen 

1 000 

800 

789 

i 5. Unfallversicherung 

200 

200 

42 

i 6. Sonderausbildung für Kraftfahrer . . . 

j 150 

1 150 

576 

7. Lehr- und Lernmittel 

150 

150 

116 

i 

insgesamt . . . 

i 

14 000 

11300 

12 122 

, 


Diese Abweichungen zwischen den ursprünglich ver- 
anschlagten Beträgen und den Istausgaben zeigen, 
wie wenig verläßlich das Bundesamt die Ansätze 
ermittelt hat. Die Gegenüberstellung läßt ferner er- 
kennen, daß der Ausbildungsbetrieb an den Aus- 
bildungsstätten (Unterteile 1 und 2) nicht wegen 
fehlender Mittel hätte eingestellt werden müssen; 
die hierfür vorgesehenen Mittel wurden im Gegen- 
teil nicht in der veranschlagten Höhe benötigt, weil 
die Schulen nicht voll ausgenutzt und beschickt wer- 
den konnten. Vergleichsberechnungen über die Höhe 
der Ausbildungskosten hat das Bundesamt nicht für 
erforderlich erachtet, weil nach seiner Ansicht die 
überwiegend anfallenden Kosten bundeseinheitlich 
festgelegt sind. Es übersieht, daß die Höhe der Aus- 


bildungskosten von Faktoren bestimmt wird, die im 
Interesse einer wirtschaftlichen Verwendung der 
Bundesmittel einen Kostenvergleich durchaus not- 
wendig erscheinen lassen. So sollen die Helfer mög- 
lichst am Standort in einer festgelegten Stundenzahl 
ausgebildet werden. Nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes ist aber mancherorts die Aus- 
bildung außerhalb der Standortgrenzen über meh- 
rere Tage hinweg durchgeführt worden. Das hat 
naturgemäß zu Kostensteigerungen geführt. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesamt aufge- 
fordert, dem Haushaltsansatz künftig wirklichkeits- 
nahe Zahlen zugrunde zu legen und den Kosten für 
die Ausbildung auf Ortsebene erhöhte Aufmerksam- 
keit zu widmen. 
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Das Bundesamt hat zugesagt, bei Durchführung des 
Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes vom 9. Juli 1968 sicherzustellen, daß in ge- 
wissen Zeitabständen Vergleiche über die Ausbil- 
dungskosten angestellt und daraus Folgerungen ge- 
zogen werden. 

25 . Der Ansatz bei Titel 311 — Kosten der perso- 
nellen Aufstellung von Schwimmbrückendienst- 
Einheiten in Höhe von 600 000 DM — , Haushaltsjahr 
1966 — wurde um 49 842,25 DM überschritten und 
in der Bundeshaushaltsrechnung damit begründet, 
daß es sich um Personalausgaben für hauptamtliche 
Bedienstete von Schwimmbrückendienst-Einheiten 
handele. Die Mehrausgabe sei unvorhergesehen, 
weil die Tariferhöhungen bei Aufstellung des Haus- 
haltsplanes noch nicht bekannt gewesen seien und 
die Höhe der Personalausgaben im voraus nicht ge- 
nau habe berechnet werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Begründung unvollständig ist. Die Überschreitung 
ist zum Teil darauf zurückzuführen, daß im Haus- 
haltsjahr 1966 im Rahmen des Stellensolls weitere 
9 Angestellte als Rahmenpersonal eingestellt wor- 
den sind. Nachdem im Laufe der Haushaltsberatun- 
gen der ursprünglich vorgesehene Haushaltsansatz 
von 1 Million DM auf 600 000 DM gekürzt worden 
war, hätte dies - — sofern nicht überhaupt auf die 
Einstellung weiterer Kräfte verzichtet werden 
konnte — bei den Personaleinstellungen berücksich- 
tigt werden müssen. 

26 . Der Ansatz bei Titel 312 — Laufende Kosten 
des Schwimmbrückendienstes — in Höhe von 700 000 
DM — Haushaltsjahr 1966 — wurde um 188 635,81 
DM überschritten. In der Bundeshaushaltsrechnung 
heißt es hierzu, die Überschreitung sei unvorherge- 
sehen, weil bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
die Bewirtschaftungs- und Unterhaltungskosten nur 
hätten geschätzt werden können und auch eine ge- 
naue Vorausberechnung der Personalaufwendungen 
nicht möglich gewesen sei. Sie sei unabweisbar ge- 
wesen, weil wertvolles Material zu erhalten ge- 
wesen sei und die Vergütungen für das Personal 
auf Grund rechtlicher Verpflichtungen hätten gezahlt 
werden müssen. Der Bundesrechnungshof ist der 
Auffassung, daß die Bewirtschaftungskosten für die 
Lager im voraus berechenbar waren und sich die 
Personalkosten im Rahmen des Haushaltsansatzes 
hätten halten müssen. So hätte die Einstellung wei- 
terer 8 Kräfte (2 Angestellte VergGr VIII BAT und 
6 Arbeiter) im Laufe des Haushaltsjahres unterblei- 
ben müssen, nachdem der Haushaltsansatz erheblich 
gekürzt worden war. 

27 . Der Ansatz bei Titel 315 — Bewirtschaftung und 
Unterhaltung von Lagern zur Unterbringung von Ein- 
richtungs- und Ausrüstungsgegenständen für Hilfs- 
krankenhäuser sowie Unterhaltung des Geräts — 
in Höhe von 400 000 DM — Haushaltsjahr 1967 - — 
wurde um 68 060,08 DM mit der Begründung über- 
schritten, die angefallenen Ausgaben einschließlich 
der Ausgaben des hierfür erforderlichen Personals 


für die Erhaltung und Pflege der wertvollen Aus- 
rüstungsbestände und Einrichtungen seien zwingend 
erforderlich und daher unabweisbar gewesen. Die 
Mehrausgabe sei unvorhergesehen, weil die Be- 
wirtschaftungs- und Unterhaltungskosten sich im 
voraus nicht genau hätten bestimmen lassen. 

Der Mehrbedarf ist nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofes jedoch zu einem wesentlichen Teil dar- 
auf zurückzuführen, daß die Beschaffung von Ein- 
richtungs- und Ausrüstungsgegenständen für Hilfs- 
krankenhäuser nicht auf die Fertigstellung der hier- 
für vorgesehenen Objekte abgestellt worden ist, so 
daß es einer kostspieligen Zwischenlagerung be- 
durfte. Nach den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes sind die beschafften Geräte verschie- 
dentlich auch in fertiggestellte Objekte nicht über- 
geführt worden, weil eine ausreichende Wartung 
und Pflege dieser Gegenstände angeblich noch nicht 
sichergestellt werden konnte. Da dem Haushalts- 
ansatz gleichfalls keine Berechnungen der Länder 
zugrunde gelegen haben, hat der Bundesrechnungs- 
hof das Bundesamt aufgefordert sicherzustellen, daß 
die Länder den Bedarf künftig anmelden. Das Bun- 
desamt hat das zugesagt. 

28 . Der Ansatz bei Titel 316 - — Kosten der War- 
tung und Instandhaltung von baulichen Einrichtun- 
gen der Ausweich- und Hilfskrankenhäuser - — in 
Höhe von 30 000 DM — Haushaltsjahr 1967 — 
wurde um 48 674,79 DM überschritten. In diesem 
Falle hatte das Bundesministerium im Juni 1967 auf 
Grund des Antrages des Bundesamtes das Bundes- 
ministerium der Finanzen um Zustimmung zu einer 
überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 120 000 DM 
gebeten, die nur in Höhe der Überschreitung in An- 
spruch genommen wurde. Das Bundesamt hat auf 
die Frage des Bundesrechnungshofes, auf welche 
Weise es sich — auch für die Berechnung des Mit- 
telansatzes — • einen fortlaufenden Überblick über 
alle zu Lasten des Bundes eingegangenen Ver- 
pflichtungen aus Nutzungs- und Wartungsverträgen 
verschafft habe, geantwortet, der Haushaltsansatz 
sei geschätzt worden, weil aus den Vorjahren noch 
keine endgültigen Erfahrungssätze Vorgelegen hät- 
ten. Erst bei fortgeschrittenem Ausbau sei eine wirk- 
lichkeitsnahe Berechnung der Mittelansätze möglich. 
Es hat in Aussicht gestellt, mit den Ländern zu er- 
örtern, wie diese das Bundesamt über die finanziel- 
len Auswirkungen der Wartung auf Grund der ab- 
geschlossenen Wartungsverträge unterrichten sol- 
len. Der Bundesrechnungshof wird die Angelegen- 
heit weiter verfolgen. 

29 . Der Ansatz bei Titel 957 — Beschaffung von 
Kraftstoffvorräten für den Luftschutzhilfsdienst — 
in Höhe von 10 000 DM — Haushaltsjahr 1967 — 
wurde um 146 994,65 DM, also um mehr als 
1400 v. H., überschritten. Das Bundesamt hatte bei 
diesem Titel ursprünglich einen Mittelbedarf von 
75 000 DM veranschlagt, der in den Ressortverhand- 
lungen auf 50 000 DM und im Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages auf 10 000 DM gekürzt 
wurde. Der Bundesminister hat den Antrag auf Er- 
teilung der Zustimmung zu einer überplanmäßigen 
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Ausgabe in Höhe von 146 994,65 DM damit begrün- 
det, daß die Anlagen zur Aufnahme von Kraftstoff- 
vorräten nach Fertigstellung gefüllt werden müßten, 
damit Schäden verhindert würden. Darüber hinaus 
hätten Steuern auf Grund von Artikel 8 § 3 StÄndG 
1966 nachentrichtet werden müssen. 

In der Bundeshaushaltsrechnung wird die Mehraus- 
gabe als unvorhergesehen bezeichnet, weil die 
Steuernachforderungen und die genaue Anzahl der 
betriebsfertig werdenden und zu füllenden Anlagen 
bei Aufstellung des Haushalts noch nicht bekannt 
gewesen seien; sie sei auch unabweisbar, weil recht- 
liche Verpflichtungen Vorgelegen hätten und die 
Tankanlagen schon zur Prüfung der Funktionsfähig- 
keit und Dichtigkeit hätten gefüllt und dann gefüllt 
gehalten werden müssen. 


| Auf die Fragen des Bundesrechnungshofes hat das 
Bundesamt erklärt, mit den Mitteln des Titels 957 
; seien im Haushaltsjahr 1967 Tankanlagen aufge- 
| füllt worden, die im Haushaltsjahr 1966 nur zum 
Teil hätten gefüllt werden können, ferner Tank- 
anlagen, die bereits 1966 errichtet oder begonnen 
worden seien. Die überplanmäßige Ausgabe sei so- 
mit aus verbliebenen Verpflichtungen aus dem Jahre 
1966 entstanden. Danach kann nicht davon ausge- 
gangen werden, daß die zweifellos unabweisbaren 
Ausgaben unvorhersehbar gewesen sind. Wäre bei 
den Haushaltsberatungen klargestellt worden, daß 
rechtliche Verpflichtungen aus dem Vorjahr abzu- 
j decken und die Kraftstoffvorräte zur Verhinderung 
; von Schäden an fertiggestellten oder vor der Fertig- 
| Stellung stehenden Kraftstoffbehältern erforderlich 
waren, wären die erforderlichen Mittel sicherlich 
; veranschlagt worden. 
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Vermögensrechnung 

30. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Haushaltsjahr 1967 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Kenn- 

ziffer 


Bestand am 

Zugang 

VERMÖGEN 

Beginn des 
Haushaltsjahres 

mit 

ohne 



haushaltsmäßige(r) Zahlung 

l 

2 

3 

4 

5 

0 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 

DM 

DM 

DM 

00 

Unbewegliche Sachen 

25 847 035 944,— 

2 000 406 532,82 

2 023 245 818,58 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000 — 


— 


Summe 0 . . . 

25 854 335 944,— 

2 000 406 532,82 

2 023 245 818,58 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

2 067 533 217,06 

12 025 785,78 

2 

Vermögen der Bundesanstalten und 
-einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

174 057 672,— 

27 867 402,28 

1 509 579,56 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

4 282 581,— 

— 

604 782,— 

23 

Geldwerte Rechte 

342 283,89 

1 435 405,06 

— 


Summe 2 . . . 

178 682 536,89 

29 302 807,34 

2 114 361,56 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

281 766 744,41 

3 851 849,14 

3 314 953,51 

33 

Kapitalbeteiligungen 

3 668 403 693,88 

83 183 250 — 

701 061 070,69 


Summe 3 . . . 

3 950 170 438,29 

87 035 099,14 

704 376 024,20 

4 

Allgemeines Kapital- und Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 609 627 047 — 

66 453 731,41 

215 161 444,06 

43 

Geldwerte Rechte 

40 212 267 503,09 

5 344 686 644,94 

6 437 513 205,64 


Summe 4 . . . 

42 821 894 550,09 

5 411 140 376,35 

6 652 674 649,70 

5 

Treuhandvermögen 

4 684 565 163,55 

225 916 690,14 

35 535 386,93 


Vermögen zusammen 

77 489 648 632,82 

9 821 334 722,85 

9 429 972 026,75 




Vermögen zu Beginn des Haushaltsjahres 77 489 648 632,82 DM 

Vermögen am Ende des Haushaltsjahres 84 377 925 799,05 DM 


SCHULDEN Mithin Vermögensmehrung 

6 888 277 166,23 DM 

96 

Fundierte Schuld 

36 597 203 870,74 

9 311 078 765,42 

4 032 755 237,95 

97 

j 

Schwebende Schuld 

4 149 400 000,— 

— 

10 139 880 000,— 

99 

Andere Schulden 

266 212 293 — 

8 194 272,35 

30 426 900,71 


Schulden zusammen 

41 012 816 163,74 

9 319 273 037,77 

14 203 062 138,66 




Schulden zu Beginn des Haushaltsjahres 41 012 816 163,74 DM 

Schulden am Ende des Haushaltsjahres 48 848 627 215,50 DM 


Schulden zu Beginn des Haushaltsjahres 41 012 816 163,74 DM 

Schulden am Ende des Haushaltsjahres 48 848 627 215,50 DM 

Mithin Schuldenmehrung 7 835 811 051,76 DM 
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Abgang 

mit | ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 

Abschreibungen 

1 

Bestand am 

Ende des 
Haushaltsjahres 

Veränderungen 
des Bundesvermögens 

l 

6 

7 

8 

; 9 

j 10 

DM 

DM | 

DM 

DM 

DM 

49 321 449,83 

1 961 779 013,12 j 

207 399 873,45 

27 652 187 959,— 

+ 1 805 152 015,— 

— 

— i 

i 

— 

7 300 000,— 

— 

49 321 449,83 

1 961 779 013,12 

207 399 873,45 

27 659 487 959,— 

+ 1 805 152 015,— 

1 927 282,16 

655 941,37 

2 076 975 779,31 

“ 



4 156 866,86 

1 400 881,98 

197 876 905,— 

+ 23 819 233,— 

— 

1 200 584 — 

— 

3 686 779,— 

595 802,— 

21 288,85 

1 058 838,10 

— 

697 562,— 

r 355 278,11 

21 288,85 

6 416 288,96 | 

1 400 881,98 

202 261 246,— 

+ 23 578 709,11 

9 422,15 

2 766 396,71 

— 

286 157 728,20 

+ 4 390 983,79 

28 852 696,30 

167 916 766,— i 

i 


4 255 878 552,27 

+ 587 474 858,39 

28 862 118,45 

170 683 162,71 

— 

4 542 036 280,47 

+ 591 865 842,18 

66 002 431,17 

112 418 834,37 

23 506 549,93 

2 689 314 407,— 

+ 79 687 360,— 

1 214 868 488,68 

6 404 039 196,67 

— 

44 375 559 668,32 

+ 4 163 292 165,23 

1 280 870 919,85 

6 516 458 031,04 

23 506 549,93 

47 064 874 075,32 

+ 4 242 979 525,23 

— 

36 751 002,36 

i 

— 

4 909 266 238,26 

i 

+ 224 701 074,71 

1 361 003 059,14 | 

8 692 743 439,56 j 

2 309 283 084,67 

84 377 925 799,05 

+ 6 888 277 166,23 

2 996 322 522,99 

1 654 162 831,87 


45 290 552 519,25 

+ 8 693 348 648,51 

— 

1 1 006 980 000,— 

— 

3 282 300 000,— 

- 867 100 000,— 

1 641 085,07 

27 417 684,74 

— 

275 774 696,25 

+ 9 562 403,25 

2 997 963 608,06 

12 688 560 516,61 

- 

48 848 627 215,50 

+ 7 835 811 051,76 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 

Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirt- 
schaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen 

am Ende des Haushaltsjahres 38 294 437 509,63 DM 

gegenüber im Vorjahr 32 865 288 954,80 DM 
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31. Die in der Vermögensrechnung 1967 für den 
Beginn des Haushaltsjahres nachgewiesenen Be- 
träge sind bei allen Vermögensgruppen aus der 
Vermögensrechnung 1966 richtig übernommen wor- 
den. 

32. Bei einigen Einzelplänen bestehen Abweichun- 
gen zwischen Vermögensrechnung und Geldrech- 
nung. Sie beruhen darauf, daß Absetzungen von den 
Einnahmen und Ausgaben in der Geldrechnung und 
in der Vermögensrechnung verschieden zu behan- 
deln waren (vgl. Nr. 30 der Bemerkungen 1965). Auf 
den Endbestand des Vermögens haben die Abwei- 
chungen keinen Einfluß. 


33. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 80 611 Millionen DM Gesamtausgaben 
12 163 Millionen DM betragen. Damit die Auswir- 
kung der Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr 1967 
auf das Vermögen zutreffend erkannt werden kann, 
sind von den Gesamtausgaben als lediglich durch- 
laufender Posten 1 566 Millionen DM (Abführung 
der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds) abzusetzen. Von den dann verbleibenden 
79 045 Millionen DM waren 15,4 v. H. vermögens- 
wirksam. Im Haushaltsjahr 1966 waren es 16 v. H. 
und im Haushaltsjahr 1965 15,9 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im Haus- 
haltsjahr 1967 haben 9 165 Millionen DM zur Meh- 
rung des Vermögens beigetragen gegenüber 9 467 
Millionen DM im Haushaltsjahr 1966 und 8 670 Mil- 
lionen DM im Haushaltsjahr 1965. Zur Tilgung der 


die Bilanzsumme zum 31. Dezember 1968 

die Summe des Haushalts- (Wirtschafts-) Plans für 
1969 *) 

der Personalbestand Ende 1968 


Schulden sind 2 998 Millionen DM verwendet wor- 
den; im Haushaltsjahr 1966 waren es 1 894 Millionen 
DM und im Haushaltsjahr 1965 2 071 Millionen DM. 


34. Von den gesamten Haushaltseinnahmen des 
Haushaltsjahres 1967 (79 262 Millionen DM abzüg- 
lich 1 566 Millionen DM — vgl. unter Nr. 33 — 
= 77 696 Millionen DM) sind 10 024 Millionen DM 
vermögenswirksam gewesen, das sind 12,9 v. H. 
Demgegenüber wirkten sich im Haushaltsjahr 1966 
5,6 v. H. und im Haushaltsjahr 1965 5,7 v. H. auf das 
Vermögen des Bundes aus. 

In dem Betrag von 10 024 Millionen DM sind Einnah- 
men aus Anleihen in Höhe von 8 499 Millionen DM 
enthalten. Die Einnahmen aus Anleihen betrugen im 
Haushaltsjahr 1966 1 529 Millionen DM und im 

Haushaltsjahr 1965 1 345 Millionen DM. 


35. Ausführungen zur Haushalts- und Wirtschafts- 
führung der Bundesbetriebe (Kennziffer 32) und zur 
Betätigung des Bundes bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit (Kennziffer 33) enthalten die 
Nummern 37 bis 44 und 45 bis 85. 


36. Von erheblicher Bedeutung für die Vermögens- 
wirtschaft des Bundes insgesamt sind auch die in der 
Vermögens-Hauptrechnung aus formalen Gründen 
nicht aufgeführten Sondervermögen der beiden Be- 
triebsverwaltungen. Die Bedeutung ergibt sich ins- 
besondere aus dem finanziellen und personellen 
Umfang. Es betrugen (gerundete Zahlen) 

bei der I bei der 

Deutschen Bundesbahn | Deutschen Bundespost 


62 600 Millionen DM 

17 500 Millionen DM 
394 800 Kräfte 


31 500 Millionen DM 

19 600 Millionen DM 
432 600 Kräfte 


Die Betriebe des Bundes gemäß § 26 BHO 

37. Der Bundeshaushaltsplan 1969 führt noch zwölf 
Betriebe nach § 15 RHO (jetzt § 26 BHO) und eine 
Anzahl Kantinen in dieser Betriebsform auf. Für die 
erstgenannten Betriebe sind fünf Bundesministerien 
zuständig, und zwar 

das Bundesministerium der Finanzen (bisher das 
Bundesschatzministerium) für die Wirtschaftsbe- 
triebe Meppen, die Maschinenzentrale Kiel-Wik, das 
Heizwerk Mürwik und das Wasserwerk Klötzin mit 
einer Kapitalausstattung nach dem Stand der Jahres- 
abschlüsse 1968 von rd. 8,1, 3,0, 2,0 und 2,2 Millio- 
nen DM. Der Betrieb in Meppen bewirtschaftet den 
dortigen Erprobungsplatz der Bundeswehr, soweit 
dieser von ihr nicht beansprucht wird. Auch die 
übrigen Betriebe sind entsprechend ihrer Zweckbe- 
stimmung in der Vorkriegszeit jetzt vorwiegend für 
die Bundeswehr tätig; 

*} einschließlich Jahresergebnis, Abschreibungen usw. 


das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten für die Versuchsgüter Schaedtbek, 
Völkenrode und Salzdahlum, für die Lehrmeierei 
Kiel und die Werkstätten der Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft in Braunschweig mit einer Kapital- 
ausstattung von rd. 3,2, 0,7, 0,6, 0,4 und 0,5 Millionen 
DM. Die Betriebe sind Forschungsanstalten angeglie- 
dert; 

das Bundesministerium für Verkehr für die Staats- 
werft Rendsburg-Saatsee, die hauptsächlich Aufträge 
der Bundeswasserstraßen- und Schiffahrtsverwal- 
tung ausführt, mit einer Kapitalausstattung von rd. 
5,4 Millionen DM; 

das Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen für die Bundesdruckerei mit einer Kapital- 
ausstattung von 49,5 Millionen DM; 

das Bundesministerium der Verteidigung für die 
Kleiderkasse der Bundeswehr mit einer Kapitalaus- 
stattung von 2,2 Millionen DM. 
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38 . Die dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten unterstehenden Betriebe 
sollen möglichst noch 1970 aufgelöst werden. Es ist 
vorgesehen, zwei der drei Versuchsgüter in die 
Forschungsanstalten in Braunschweig und Kiel als 
Versuchsstationen einzugliedern und sie künftig im 
Bundeshaushaltsplan wie diese mit Einnahmen und 
Ausgaben zu veranschlagen. Mit einem Teil der 
Werkstätten in Braunschweig wird voraussichtlich 
ähnlich verfahren werden. Das Versuchsgut Salz- 
dahlum soll dem Verpächter zurückgegeben und der 
Betrieb der Lehrmeierei eingestellt werden. 

Die jetzige Zuordnung der Betriebe zu den einzelnen 
Fachministerien hat sich im allgemeinen als zweck- 
mäßig erwiesen. Die Betriebe sind örtlichen Mittel- 
behörden unterstellt oder Bundesforschungsanstalten 
angegliedert. Die Bundesdruckerei untersteht un- 
mittelbar dem Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen. 

Die Eigenart der Betriebe, die Teile der Bundesver- 
waltung sind, besteht darin, daß sie wegen ihrer 
Aufgaben nach kaufmännischen Grundsätzen ge- 
leitet werden müssen; ein Wirtschaften nach Ein- 
nahme- und Ausgabeansätzen ist nicht möglich. Im 
Bundeshaushaltsplan wird daher — außer bei Ände- 
rungen der Kapitalausstattung — jeweils nur der 
Unterschied zwischen Aufwendungen und Erträgen 
veranschlagt. Für Zwecke der Besteuerung und beim 
Leistungsaustausch sind die Betriebe selbständigen 
Unternehmen gleichgestellt. 


39 . Der Bundesrechnungshof wirkt auf eine mög- 
lichst. gleichartige Veranschlagung der Betriebe hin; 
dies gilt auch für die Fassung der Erläuterungen 
zum Bundeshaushaltsplan, die jeweils den Erfolgs- 
und Finanzplan des Betriebes sowie eine zusammen- 
gefaßte Aufstellung der Beschäftigten aufweisen. 

Das in Form der doppelten kaufmännischen Buch- 
führung eingerichtete Rechnungswesen der Betriebe 
ist anläßlich der Prüfungen verbessert worden; es 
wird, soweit notwendig, durch Betriebsabrechnungen 
ergänzt. 

Bei der Bundesdruckerei erwies es sich als notwen- 
dig anzuregen, die Unterlagen und die Arbeitsweise 
der Vor- und Nachkalkulation so einzurichten, daß 
Soll- und Ist-Kosten voll miteinander verglichen 
werden können. Die Erörterungen hierüber und über 
die weitere Ausgestaltung des betrieblichen Rech- 
nungswesens sind noch nicht abgeschlossen. 


40 . Bei der Prüfung der Betriebsorganisation und 
der Wirtschaftsführung waren die Grenzen zu be- 
rücksichtigen, die der freien kaufmännischen Betäti- 
gung durch die Betriebsform und die damit verbun- 
denen behördlichen Vorschriften gezogen sind. Die 
Form dieser Betriebe würde sich im allgemeinen 
nicht für große Unternehmungen eignen, die im 
Wettbewerb stehen. Die vorhandenen Betriebe 
dienen jedoch im wesentlichen nur begrenzten staat- 
lichen Aufgaben. Die bisherigen Prüfungen der be- 
trieblichen Organisation und der Wirtschaftsführung 


i mußten sich bei der Bundesdruckerei und die Klei- 
derkasse der Bundeswehr auf die Untersuchung von 
Teilbereichen beschränken. 

Für die Kleiderkasse der Bundeswehr hatte das Bun- 
desministerium der Verteidigung eine Aufsichts- 
stelle eingerichtet, die Befugnisse ähnlich denen des 
Aufsichtsrates einer Kapitalgesellschaft wahrneh- 
men sollte. Der Bundesrechnungshof hat dies bean- 
standet und gebeten, die Aufsichtsbefugnisse so zu 
regeln, daß die Eingliederung des Betriebes in die 
Bundesverwaltung nicht in Frage gestellt wird. Der 
Anregung wurde entsprochen. 

41 . Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes ist 
bei Betrieben, die ganz überwiegend für andere Bun- 
desbehörden wirtschaften, darauf hinzuwirken, daß 
; sie sich marktgerecht verhalten, jedoch insgesamt 
größere Gewinne zu Lasten anderer Teile der Bun- 
desverwaltung nach Möglichkeit vermeiden. Die Be- 
triebe haben dies im allgemeinen beachtet. Mit den 
Bundesministerien für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen sind die Erörterungen hierüber 
noch nicht abgeschlossen. 

Bei den früher dem Bundesschatzministerium unter- 
stellten Betrieben Heizwerk Mürwik und Wasser- 
werk Klötzin ist die schnellere Ablieferung von Ge- 
winnen an den Bundeshaushalt und die Überwei- 
sung von Gewinnabschlägen vor Abschluß des Haus- 
haltsjahres angeregt worden. Der Anregung wurde 
entsprochen. 

Die den Bedarf übersteigende Höhe der Betriebs- 
mittel bei dem Heizwerk Mürwik, dem Wasserwerk 
Klötzin und der Maschinenzentrale Kiel-Wik wurde 
beanstandet. Das Bundesministerium hat zugesagt, 
die Betriebsmittel durch Kapitalrückzahlungen oder 
durch Freigabe eines Teils für Investitionen, die 
sonst Kapitalzuweisungen erfordert hätten, zu sen- 
ken. Dies ist bisher jedoch beim Wasserwerk Klötzin 
nicht in ausreichendem Umfang geschehen. Die An- 
gelegenheit wird noch erörtert. 

Bei der Bundesdruckerei hat der Bundesrechnungs- 
hof gebeten, vor erneuten Kapitalzuführungen Maß- 
' nahmen zur Beschleunigung des Einganges von 
Außenständen und des Abbaues von Vorräten zu 
; treffen. Die Erörterungen sind noch nicht beendet. 

Die Kapitalausstattung der Wirtschaftsbetriebe Mep- 
pen ist auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes 
erhöht worden, damit der Verwaltungsaufwand für 
wiederholte, befristete Bereitstellungen von Be- 
triebsmitteln durch den Bund künftig eingespart 
wird. 


42 . Die Vorbereitung von Investitionen durch die 
Bundesdruckerei wurde in mehreren Fällen bean- 
standet, weil die Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen 
vorher nicht untersucht worden war. Der Bundes- 
rechnungshof hat Ermittlungen über die Wirtschaft- 
lichkeit künftiger Investitionen im Rahmen eines 
mehrere Jahre umfassenden Planes vorgeschlagen; 
dem soll entsprochen werden. 
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Auf Anregung des Bundesrechnungshofes werden 
nunmehr bei den Betrieben größere Investitionen 
überwacht, damit Planüberschreitungen möglichst 
vermieden werden. 

Die Bundesdruckerei hatte auf Weisung des zustän- 
digen Bundesministeriums eine Einrichtung zur Aus- 
führung von Bundesaufträgen für rd. 200 000 DM be- 
schafft. Die dem Betrieb für diese Einrichtung erteil- 
ten Aufträge waren jedoch so geringfügig, daß sie 
nicht ausgenutzt werden konnte. Die Gründe für 
das Ausbleiben weiterer Aufträge waren nicht fest- 
zustellen. Die Anschaffung ist als Fehlinvestition an- 
zusehen. Das Bundesministerium hat die Prüfungs- 
mitteilung des Bundesrechnungshofes vom 13. April 
1967 trotz mehrerer Mahnungen noch nicht beant- 
wortet. 


43 . Bei den Wirtschaftsbetrieben Meppen wurde 
festgestellt, daß Dünge- und Futtermittel ohne Ein- 
holung von Vergleichsangeboten gekauft worden 
waren. Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wiesen, daß die Vorschriften der VOL anzuwenden 
sind. Dies ist zugesagt worden. 

Die Deutsche Bundespost hatte die Begleichung von 
Rechnungen der Bundesdruckerei von der Vorlage 
einer Vielzahl einzelner Liefernachweisungen ab- 
hängig gemacht. Für die Versorgungsleistungen der 
Maschinenzentrale Kiel-Wik und des Heizwerkes 
Mürwik an die Bundeswehr mußte jeweils eine 
große Anzahl von Einzelrechnungen erstellt werden. 
Bei den beteiligten Dienststellen entstand hierdurch 
beträchtliche Verwaltungsarbeit. Nach Anregungen 
des Bundesrechnungshofes sind diese aufwendigen 
und langwierigen Abrechnungsverfahren in der Bun- 
desdruckerei durch Vereinfachung der Liefernachwei- 
sungen und in den anderen beiden Betrieben durch 
Zusammenfassung von Einzelrechnungen sowie 
durch Einführung von Abschlagszahlungen verein- 
facht und abgekürzt worden. 

Zahlungen anteiliger Verwaltungskosten an andere 
Bundesbehörden werden vom Heizwerk Mürwik, 
von der Maschinenzentrale Kiel-Wik und vom Was- 
serwerk Klötzin nunmehr, wie aus Vereinfachungs- 
gründen vorgeschlagen wurde, pauschaliert. 

44 . Der Bundesrechnungshof prüft laufend, ob die 
Beibehaltung der Betriebe noch notwendig ist und 
ob sie im Bundeshaushaltsplan an Stelle des Aus- 
weises mit dem voraussichtlichen Endergebnis nicht 
bei gleichzeitigem Übergang zur Einnahmen- und 
Ausgabenrechnung brutto veranschlagt werden soll- 
ten. 

Die Weiterführung eines Betriebes in der Form des 
§ 26 BHO wäre zu beanstanden, wenn eine Ge- 
schäftsführung nach kaufmännischen Grundsätzen 
nicht mehr zweckmäßig ist, wenn die Aufgaben 
durch eine Verwaltungsbehörde ebenso wirtschaft- 
lich wahrgenommen werden können und wenn nicht 
steuerliche Erfordernisse oder solche der Betriebs- 
abrechnung und Kalkulation den Ausweis der Ge- 
schäftsvorfälle nach den Grundsätzen der doppelten 
kaufmännischen Buchführung erfordern. 


Betätigung bei Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit 

Vorbemerkung 

45 . Die nachstehenden Bemerkungen aus der Prü- 
fung der Betätigung des Bundes bei Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit schließen sich an 
den Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO vom 20. Dezem- 
ber 1967 an. Sie enthalten vor allem Prüfungsergeb- 
nisse aus Geschäftsjahren, die in den Haushaltsjah- 
ren 1967 und 1968 endeten. Die Ergebnisse schließen 
Feststellungen aus der Prüfung der Verwendung 
von Zuwendungen ein, die den Unternehmen ge- 
währt worden sind. Im Interesse einer zeitnahen Be- 
richterstattung werden auch Feststellungen erwähnt, 
die noch mit den zuständigen Bundesministerien er- 
örtert werden. 

In diesen Bemerkungen sind wie bisher die Firmen 
und, soweit zum Schutz der Unternehmen geboten, 
Zahlen und andere Merkmale nicht angegeben. 


Erwerb und Veräußerung von Gesellschaftsanteilen 
durch Bundesunternehmen ohne Einwilligung des 
Bundesministeriums der Finanzen 

46 . a) Ein Unternehmen, dessen Kapitalanteile 
einer Dachgesellschaft des Bundes gehören, 
hat seine Beteiligungen an zwei Untergesell- 
schaften durch Erwerb der restlichen Anteile 
erhöht, ohne das zuständige Bundesministe- 
rium vorher zu unterrichten, obwohl es sich 
dazu verpflichtet hatte. Das zuständige Bun- 
desministerium und das Bundesministerium 
der Finanzen haben die Erhöhung der Betei- 
ligungen, als sie hiervon erfuhren, nicht zu- 
gestimmt. Sie haben darauf hingewiesen, daß 
das Unternehmen bereits früher die Einwilli- 
gung zu einer Beteiligungserhöhung anläß- 
lich der Teilsanierung einer dieser Unter- 
gesellschaften nicht eingeholt hatte. 

b) Das haushaltsrechtliche Prüfungsrecht bei 
einer der beiden Untergesellschaften ist nicht 
eingeräumt worden. Der Bundesrechnungs- 
hof hat die gesetzgebenden Körperschaften 
hiervon unterrichtet (Bericht über die Prü- 
fung von Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 22. Dezember 1965, Nr. 9). 
Der Haushaltsausschuß und der Rechnungs- 
prüfungsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges haben die Nichteinräumung des Prü- 
fungsrechts beanstandet. Das Plenum des 
Deutschen Bundestages ist dem am 14. April 
1967 beigetreten. Sämtliche Anteile an bei- 
den Untergesellschaften gehören nunmehr 
dem Unternehmen des Bundes. Trotzdem ist 
dem Bundesrechnungshof das Recht auf Un- 
terrichtung noch nicht eingeräumt worden. 
Das zuständige Bundesministerium will dar- 
auf hinwirken, daß das Unternehmen künftig 
seine Verpflichtung einhält und dem Bundes- 
rechnungshof das Recht auf Unterrichtung 
einräumen läßt. 
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47. Eine andere Gesellschaft des Bundes, deren 
Anteile dem in Nr. 46 genannten Unternehmen ge- 
hören, hat ein Unternehmen erworben, ohne den 
für die Verwaltung der mittelbaren Beteiligung zu- 
ständigen Bundesminister rechtzeitig vorher zu un- 
terrichten. Dies ist von der Gesellschaft mit der Eil- 
bedürftigkeit der Angelegenheit begründet worden. 
Das Bundesministerium der Finanzen hat die verspä- 
tete Antragstellung beanstandet und das zuständige 
Bundesministerium gebeten, die Dachgesellschaft er- 
neut anzuhalten, die Zustimmung zum Erwerb von 
Beteiligungen künftig rechtzeitig einzuholen. 

48. Eine zu einem Bundeskonzern gehörende Ge- 
sellschaft hat vor einigen Jahren ihre Beteiligung an 
einem Wohnungsbauunternehmen beträchtlich er- 
höht. Erst nach mehr als zwei Jahren und auf eine 
Anfrage des Bundesrechnungshofes hin erbat die 
Dachgesellschaft des Konzerns die haushaltsrecht- 
liche Zustimmung. Diese wurde wegen verspäteter 
Antragstellung verweigert. 

Das zuständige Bundesministerium hat nicht mitge- 
teilt, welche Maßnahmen es zur Verhinderung ähn- 
licher Vorkommnisse getroffen hat. 

49. Eine andere Gesellschaft dieses Konzerns be- 
antragte die haushaltsrechtliche Zustimmung zum 
Verkauf von Gesellschaftsanteilen an ein anderes 
Konzernunternehmen erst ein halbes Jahr nach der 
Veräußerung. Das zuständige Bundesministerium 
hat dies beanstandet. Es hat die Angelegenheit nicht 
weiterverfolgt, weil die Anteile im Konzern verblie- 
ben. 

Der Bundesrechnungshof hat das zuständige Bundes- 
ministerium gebeten, sicherzustellen, daß künftig 
Anteile ohne seine vorherige Zustimmung und die 
des Bundesministeriums der Finanzen nicht erwor- 
ben oder Beteiligungen nicht verändert oder ver- 
äußert werden. 

50. Die Dachgesellschaft eines Bundeskonzerns, die 
jährlich Haushaltsmittel erhält, hat anläßlich der An- 
teilserhöhung bei zwei Beteiligungsgesellschaften in 
einem Fall die haushaltsrechtliche Zustimmung nicht 
eingeholt. In dem anderen Fall betrug der gesamte 
Erwerbspreis mehr als das Zehnfache des Betrages, 
den die Dachgesellschaft in ihrem Zustimmungs- 
antrag an das zuständige Bundesministerium ange- 
geben hatte. 

Das zuständige Bundesministerium hat die Dach- 
gesellschaft bereits von sich aus auf die Notwendig- 
keit hingewiesen, rechtzeitig die Zustimmung zu be- 
antragen oder den Antrag zu ergänzen. 

Zu Nr. 46 bis 50: 

Der Bundesrechnungshof hält es wegen dieser Vor- 
kommnisse für notwendig, daß die Bundesministe- 
rien auch durch ihre Vertreter in den Unternehmens- 
organen laufend und nachdrücklich darauf hinwir- 
ken, daß die Unternehmen in den in § 65 Abs. 2 
und 3 BHO (bisher § 60 RWB) aufgeführten Fällen 
die Zustimmung des zuständigen Bundesministeri- 


ums einholen. Anderenfalls ließen sich etwaige Be- 
strebungen von Unternehmen, die zu einer Ausdeh- 
nung des mittelbaren Beteiligungsbesitzes des Bun- 
des führen und Auswirkungen auf den Bundeshaus- 
halt haben können, nicht unter Kontrolle halten. 

51. Eine Gesellschaft beabsichtigte, unter der Firma 
einer Tochtergesellschaft ein Bauunternehmen zu 
gründen, und beantragte die haushaltsrechtliche Zu- 
stimmung. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
auf Antrag des zuständigen Bundesministeriums die- 
sem seine Zustimmung mitgeteilt. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die vorgesehene 
Gründung haushaltsrechtliche und wirtschaftliche 
Bedenken geäußert. Das Vorhaben ist daraufhin un- 
terblieben. 

Dieser Fall zeigt, wie notwendig es ist, daß die Bun- 
desministerien stets sorgfältig prüfen, ob die haus- 
haltsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweite- 
rung des Beteiligungsvermögens des Bundes vor- 
liegen. 

Für Aufträge des Bundes gegründete Unternehmen 

52. Ein Unternehmen, dessen Anteile einer Gesell- 
schaft des Bundes („Besitzgesellschaft") gehören, soll 
hauptsächlich Aufträge des Bundes ausführen. Nach 
den Ergebnissen einer Einsichtnahme des Bundes- 
rechnungshofes ist es trotz der Bemühungen der Ge- 
schäftsleitung zweifelhaft, ob der Betrieb durch das 
vorhandene und zu erwartende Auftragsvolumen 
auf die Dauer so ausgelastet werden kann, wie es 
den ursprünglichen Vorstellungen und Rentabilitäts- 
überlegungen entsprechen würde. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher angeregt, das Unternehmen an 
den vorgesehenen Aufgaben entweder stärker zu 
beteiligen oder es zu verkleinern. 

Wegen des unbefriedigenden Geschäftsumfanges hat 
der Bundesrechnungshof Bedenken gegen die Errich- 
tung einiger neuer Anlagen für das Unternehmen 
geäußert. Die von dem Unternehmen an die Besitz- 
gesellschaft für die Anlagennutzung geleisteten Zah- 
lungen haben die Aufträge des Bundes verteuert. 
Bedenken bestehen auch gegen eine zu starke wirt- 
schaftliche Einschaltung der Besitzgesellschaft. Der 
Bundesrechnungshof hat daher angeregt, künftig An- 
lagen entweder als Eigentum des Bundes oder als 
Eigentum des Unternehmens zu errichten. 

Weitere Vorschläge betrafen den Abbau von nicht 
benötigten Vorräten und die Verbesserung des Be- 
schaffungsverfahrens. Bei den Aufwendungen hat 
der Bundesrechnungshof Einsparungen empfohlen. 
Er hat die betriebliche Organisation und den Ar- 
beitsablauf wegen ihrer Bedeutung für die bei Aus- 
führung der Bundesaufträge entstehenden Kosten 
untersucht und Verbesserungen angeregt, deren Be- 
achtung zugesagt worden ist. Außerdem hat er ge- 
beten, die Betriebsergebnisrechnung weiter aufzu- 
gliedern, eine interne Revision einzuführen sowie 
die Arbeitsvorbereitung und die Leistungskontrolle 
zu verbessern. 

Die Erörterung mit dem Bundesministerium ist noch 
nicht abgeschlossen. 
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53 . An einem anderen Unternehmen besitzt die in 
Nr. 52 genannte Besitzgesellschaft die Mehrheit der 
Anteile. Minderheitsgesellschafter des Unterneh- 
mens ist ein Zusammenschluß privater Betriebe, die 
nach dem Hauptgeschäftszweck des Unternehmens 
bei der Ausführung von Aufträgen des Bundes die 
Anlagen und Dienste des Unternehmens in Anspruch 
nehmen sollen. Allerdings umfaßt der erwähnte Zu- 
sammenschluß nicht sämtliche in Betracht kommen- 
den Auftragnehmer des Bundes. 

Die Anlagen des Unternehmens sind überwiegend 
Eigentum der Besitzgesellschaft. Ihre Errichtung und 
der nicht gedeckte Aufwand des Unternehmens wer- 
den durch den Bund finanziert. 

Die Anlagen und Dienste des Unternehmens sind 
bisher nicht ausreichend von den privaten Auftrag- 
nehmern des Bundes in Anspruch genommen wor- 
den. Der Bundesrechnungshof hat angeregt, das zu- 
ständige Bundesministerium möge zusammen mit 
den Fachministerien die für die Aufträge insgesamt 
vorhandenen Anlagen erfassen, ihre Benutzung 
koordinieren und eine Gesamtplanung veranlassen. 
Außerdem sollten dem Unternehmen zur besseren 
Auslastung nach Möglichkeit weitere Aufgaben 
übertragen werden. Die Bundesministerien haben 
entsprechende Maßnahmen eingeleitet. 

Beanstandet wurde ferner, daß das Unternehmen, 
die Besitzgesellschaft sowie Dienststellen des Bun- 
des und Auftragnehmer nebeneinander Anlagen er- 
richten. Künftig sollten insbesondere bewegliche 
Anlagen vorzugsweise durch den Bund oder das Un- 
ternehmen selbst gebaut und betrieben werden. 
Hierdurch könnten die Zahl der beteiligten Stellen 
verringert und Zuständigkeiten zusammengefaßt 
werden. Auch ließen sich dann die Entgelte für die 
Benutzung der Anlagen des Unternehmens durch 
Dritte bei Bundesaufträgen senken, so daß diese ver- 
billigt würden. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, das Be- 
triebsvermögen einschließlich des Forderungsbestan- 
des sowie die Reserven zu verringern und dadurch 
Mittel des Bundes freizusetzen. Schließlich wurden 
eine wirtschaftlichere Betriebsorganisation und die 
Einführung einer zentralen Leistungskontrolle ange- 
regt, damit eine bessere Auslastung des Betriebes 
erreicht wird. Weitere Vorschläge betrafen das Be- 
schaffungs- und Werkstattwesen sowie die Abstel- 
lung von Mängeln in der Lager- und Gerätewirt- 
schaft. 

Die Erörterungen mit dem zuständigen Bundes- 
ministerium sind noch nicht beendet. 

Beteiligungen an unrentablen Gesellschaften, Ver- 
luste bei Bundesunternehmen 

54 . Der Bund besitzt die Hälfte der Anteile an 
einer Gesellschaft, deren Aufgaben zum Teil von 
regionaler wirtschaftlicher Bedeutung sind. Der Rest 
der Anteile gehört einer anderen Gebietskörper- 
schaft. Die Gesellschaft kann ihre Aufwendungen 
nicht voll aus den Erträgen bestreiten. Von den jähr- 
lichen Verlusten hat der Bund die Hälfte, jedoch nur 
bis zu einem festgelegten Höchstbetrag, zu decken. 


Die Verluste der Gesellschaft haben seit Jahren den 
doppelten Höchstbetrag überstiegen. Eine wesent- 
liche Besserung der Ertragslage ist in naher Zukunft 
kaum zu erwarten, wenn die gegenwärtigen Auf- 
gaben der Gesellschaft beibehalten werden. 

Die von der Gesellschaft genutzten Anlagen gehören 
fast alle dem zweiten Gesellschafter. Die Zinsen für 
die Finanzierung der Anlagen hat die Gesellschaft 
diesem Gesellschafter zu erstatten. Dafür braucht die 
Gesellschaft für die Anlagen keine Pacht zu zahlen. 
Durch den Umfang des Anlagenausbaues und die 
dafür notwendige Fremdfinanzierung beeinflußt 
dieser Gesellschafter weitgehend das Geschäfts- 
volumen sowie die Aufwandszinsen, die die Gesell- 
schaft an ihn abzuführen hat. Der Bundesrechnungs- 
hof hat wegen der regionalen Aufgaben der Gesell- 
schaft angeregt, daß sich das Land, in dem die Ge- 
sellschaft ihren Sitz hat, anläßlich einer notwen- 
digen Verstärkung des Eigenkapitals an der Gesell- 
schaft beteiligt. Zur Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Grundlagen der Gesellschaft hat er vorge- 
schlagen, ihren Geschäftsbereich durch Ausgliede- 
rung nicht betriebsnotwendiger, unrentabler An- 
lagen zu verringern und weitere Einsparungen vor- 
zunehmen. Diese betrafen vor allem die Lagerhal- 
tung und die Materialwirtschaft. Ob der Verlust 
allerdings hierdurch soweit gesenkt werden kann, 
daß der Bund nicht mehr jährlich den zur Verlust- 
abdeckung vorgesehenen anteiligen Höchstbetrag 
aufbringen muß, ist zweifelhaft. 

Die Erörterungen mit dem zuständigen Bundes- 
ministerium sind noch nicht abgeschlossen. 

55 . Der Bund, ein Land und eine andere Gebiets- 
körperschaft besitzen die Anteile an einer Gesell- 
schaft, deren Erträge zur Deckung der Aufwendun- 
gen nicht ausreichen. Die Gründe, die früher den 
Anlaß zum Eingehen der Beteiligung gegeben haben, 
bestehen jetzt für den Bund nicht mehr. Die Gesell- 
schaft hat im wesentlichen nur noch regionale wirt- 
schaftliche Bedeutung. Das zuständige Bundesmini- 
sterium hat vergeblich versucht, den Anteil des 
Bundes zu veräußern. 

Die Gesellschafter mußten zur Sanierung weiteres 
Kapital zuführen. Außerdem werden vom Bund und 
vom Land laufend Zuschüsse zur Verlustabdeckung 
gegeben. Ob weitere Maßnahmen möglich sind, um 
die Veräußerung des Bundesanteils zu erreichen 
oder wenigstens die laufenden Verluste zu ver- 
meiden und die Gesellschaft auf eine bessere wirt- 
schaftliche Grundlage zu stellen, wird noch mit dem 
Bundesministerium erörtert. 

56 . Bei einem Unternehmen, dessen Anteile einer 
Dachgesellschaft des Bundes und einem Land ge- 
hören, haben zwei Angestellte etwa 14 Jahre lang 
beträchtliche Geldbeträge, u. a. aus Altmaterialver- 
käufen, veruntreut; an unrechtmäßigen Abhebungen 
von Bankguthaben wirkte ein Bankangestellter mit. 
Einer der Angestellten war berechtigt, über die 
Bankguthaben des Unternehmens allein zu verfügen. 
Nach Aufdeckung der Vergehen hat der Abschluß- 
prüfer des Unternehmens den Sachverhalt unter- 
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sucht und Maßnahmen zur Verhinderung ähnlicher 
Vorkommnisse vorgeschlagen. Die beiden Ange- 
stellten wurden fristlos entlassen und bestraft. Einer 
von ihnen hat einen großen Teil der Ersatzansprüche 
erfüllt und weitere Zahlungen in nicht bekanntgege- 
bener Höhe für den zweiten ehemaligen Angestell- 
ten erbracht, der geringfügige Ratenzahlungen 
leistet. 

Der Bundesrechnungshof hat um nähere Unterrich- 
tung über den Sachverhalt und über den Stand der 
Schadensersatzleistung sowie um Mitteilung gebe- 
ten, welche Maßnahmen zur Verhinderung ähnlicher 
Vorkommnisse getroffen worden sind. 

Nach Mitteilung des zuständigen Bundesministe- 
riums, das in dem Aufsichtsorgan des Unternehmens 
vertreten ist, hat das Unternehmen die zur vollen 
Unterrichtung über den Sachverhalt und die getrof- 
fenen Maßnahmen erforderlichen Unterlagen und 
Angaben nicht zur Verfügung gestellt. 

Das Unternehmen hat das haushaltsrechtliche Prü- 
fungsrecht für sich und seine Beteiligungen nicht ein- 
geräumt. Der Bundesrechnungshof ist daher nicht in 
der Lage, den Sachverhalt und die Betätigung des 
Bundesministeriums abschließend zu beurteilen. 

57 . Die Tochtergesellschaft einer Dachgesellschaft, 
deren Anteile dem Bund und einem Land gehören, 
gründete vor einigen Jahren mit einem weiteren 
Unternehmen, an dem der Bund mittelbar mit Mehr- 
heit beteiligt ist, eine Gesellschaft, die das beweg- 
liche Anlage- und das Umlaufvermögen eines pri- 
vaten Unternehmens erwarb. Dieses Unternehmen 
hatte sich mit der Herstellung und dem Vertrieb von 
Erzeugnissen eines Geschäftszweiges befaßt, in dem 
eine der beteiligten Gesellschaften bisher nicht tä- 
tig gewesen war; es hatte früher geringe Gewinne 
erzielt. 

Die neue Gesellschaft erlitt Verluste, die in drei 
Jahren das inzwischen verdoppelte Stammkapital 
überstiegen. Die Ursachen waren, soweit dies aus 
den dem Bundesrechnungshof übersandten Unter- 
lagen entnommen werden konnte, vor allem mangel- 
hafte Wirtschaftsführung sowie Fertigungsfehler und 
Mängel bei der Überwachung. Die Gesellschaft stand 
mit einem ihrer Gesellschafter im Wettbewerb. 

Die Gesellschaft wurde im wesentlichen mit Mitteln 
des anderen Gesellschafters saniert. Diesem hat der 
Gesellschafter, der mit dem Unternehmen im Wett- 
bewerb stand, seine Anteile bis auf einen Rest ohne 
Entgelt übertragen. Die wirtschaftliche Lage der 
Gesellschaft hat sich jedoch nicht gebessert. 

1968 veräußerte der Mehrheitsgesellschafter seinen 
Anteil für die Hälfte des Nennwertes an ein privates 
Konkurrenzunternehmen. Dabei verpflichtete er sich, 
die Verluste des Jahres 1968 zu übernehmen und in 
den zwei Folgejahren 80 v. H. und 60 v. H. der 
etwaigen weiteren Verluste zu tragen. Der Erwerber 
hat aus Bundesmitteln einen Zuschuß von mehr 
als 8 Millionen DM zu den Erwerbs- und Investi- 
tionskosten als regionale Hilfsmaßnahme erhalten. 

Der zweite Gesellschafter hat darauf den ihm ver- 
bliebenen Kleinanteil an den neuen Hauptgesell- 


schafter abgetreten; er wurde dafür von Bürgschafts- 
verpflichtungen gegenüber der Gesellschaft, an der 
er bisher beteiligt war, freigestellt, Insgesamt dürf- 
ten die beiden früheren Gesellschafter nach den dem 
Bundesrechungshof erteilten Auskünften Verluste 
von mehr als 20 Millionen DM erlitten haben. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die Höhe des 
Kaufpreises für das bei der Gründung der Gesell- 
schaft von dem privaten Unternehmen erworbene 
Vermögen Bedenken erhoben und insbesondere be- 
anstandet, daß die Fertigungsprogramme nicht aus- 
reichend aufeinander abgestimmt wurden. 

Das zuständige Bundesministerium war in den Auf- 
sichtsorganen der in Betracht kommenden Bundes- 
unternehmen nicht vertreten. Es hat auf Anfrage mit- 
geteiit, es sei über die mangelnde Zusammenarbeit 
der Gesellschafter und über die drohenden Verluste 
nicht rechtzeitig und ausreichend unterrichtet wor- 
den. Ein Verschulden von Organmitgliedern der Ge- 
sellschaft oder sonstiger Geschäftsleitungen beteilig- 
ter Bundesunternehmen liege jedoch nach seiner An- 
sicht nicht vor. 

Der Bundesrechnungshof hat aus den zur Verfügung 
stehenden Unterlagen hierzu keine zusätzlichen 
Feststellungen treffen können. Es ist notwendig, daß 
sich das Bundesministerium künftig um einen aus- 
reichenden Einfluß auch bei wichtigen Untergesell- 
schaften von Bundeskonzernen sowie um schnellere 
und eingehendere Unterrichtung durch diese bemüht. 
Hierzu sollte es möglichst in deren Überwachungs- 
organen vertreten sein. 

58 . Ein Unternehmen, dessen Anteile fast sämtlich 
einer Dachgesellschaft des Bundes gehören, hatte 
die Mehrheitsbeteiligung an zwei Gesellschaften er- 
worben, Eine der beiden Gesellschaften führte den 
Betrieb des zweiten, wirtschaftlich und kapitalmäßig 
als Hauptgesellschaft anzusehenden Unternehmens, 
das vorwiegend Fertigungsaufgaben hatte. 

Die an die Geschäftstätigkeit beider Gesellschaften 
geknüpften Erwartungen sind nicht eingetreten. Die 
Erzeugnisse waren mangelhaft. Die Preise waren 
nicht wettbewerbsfähig. Erzeugung und Absatz er- 
reichten jährlich nur einen Bruchteil des vorgesehe- 
nen Umfanges. Außerdem entstand ein erheblicher 
Gewährleistungsaufwand. Die Risiken, die sich aus 
der fehlenden Marktreife der Erzeugnisse ergaben, 
sind beim Eingehen der Beteiligungen nicht ge- 
nügend untersucht worden. Nach den Unterlagen 
waren in der Geschäftsführung, in der Betriebs- 
organisation sowie im Rechnungswesen erhebliche 
Mängel zu verzeichnen. Die Geschäftsleitung wurde 
neu besetzt. Sanierungsmaßnahmen bleiben ohne 
nachhaltigen Erfolg. 

Das Kapital der Hauptgesellschaft ist verloren. Das 
Unternehmen hat durch die Beteiligungen erhebliche 
Verluste erlitten und sie jetzt aufgegeben. Einen 
Teil der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten der 
Hauptgesellschaft hat es übernommen. Prüfungs- 
unterlagen bis zum Zeitpunkt der Aufgabe der Be- 
teiligungen sind dem Bundesrechnungshof nicht 
mehr zugegangen. Daher kann der dem Unter- 
nehmen insgesamt entstandene Verlust nicht ange- 
geben werden. 
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59 . Der Bund ist zusammen mit anderen Staaten 
und mit privaten Unternehmen an einer Gesellschaft 
mit Sitz im Ausland beteiligt. Er trägt die Verluste 
der Gesellschaft anteilig. 

Bei der Gründung ist verabsäumt worden, für die 
Gesellschafter ein ausreichendes Prüfungsrecht fest- 
zulegen. Die Abschlußprüfer der Gesellschaft sind 
lediglich befugt, die formelle Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung und des Jahresabschlusses zu prü- 
fen. Eine Prüfung der Geschäftsgebarung und der 
Wirtschaftlichkeit ist nicht vorgesehen. Der Prü- 
fungsbericht sowie die sonstigen, vom zuständigen 
Bundesministerium übersandten Unterlagen reichen 
als Material für die Prüfung der Betätigung des 
Bundes nicht aus. Die Gesellschaft besitzt keinen 
Aufsichtsrat. 

Nach Auskunft des Bundesministeriums leidet die 
Gesellschaft vor allem deshalb an Auftragsmangel, 
weil einige beteiligte Staaten für das Aufgaben- 
gebiet der Gesellschaft nationale Unternehmen ge- 
gründet haben. Die Gesellschaft wird voraussichtlich 
auch künftig finanziell gestützt werden müssen. Eine 
von den Gesellschaftern gebildete Arbeitsgruppe 
soll noch Sanierungsvorschläge unterbreiten. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollte 
versucht werden, die unbefriedigende Lage der Ge- 
sellschaft bald zu ändern. Dabei sollte das Bundes- 
ministerium für eine wirksamere Prüfungsregelung 
eintreten. 

60 . Die Anteile einer Gesellschaft gehören einem 
Unternehmen (Obergesellschaft), an dem der Bund 
über eine Dachgesellschaft allein beteiligt ist For- 
derungen der Gesellschaft von mehr als 600 000 DM 
sind durch die Zahlungseinstellung eines Kunden 
uneinbringlich geworden. Der für den Verkauf zu- 
ständige Geschäftsführer hat dem Kunden ohne Ab- 
stimmung mit den anderen Geschäftsführern und 
ohne ausreichende Sicherheit Kredite eingeräumt. 
Sie überstiegen um ein Vielfaches die von dem zu- 
ständigen Geschäftsführer festgesetzte Grenze von 
15 000 DM. Die vorherige Zustimmung des Auf- 
sichtsrates zur Gewährung der Kredite ist nicht ein- 
geholt worden. Nach verspäteter Unterrichtung der 
Mitgeschäftsführer wurde der Aufsichtsrat hiervon 
erst in Kenntnis gesetzt, als der Kunde das Ver- 
gleichsverfahren beantragt hatte und feststand, daß 
mit erheblichen Verlusten zu rechnen war. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hat der 
für den Verkauf zuständige Geschäftsführer schuld- 
haft gegen die Geschäftsordnung verstoßen und die 
kaufmännische Sorgfaltspflicht verletzt; innerhalb 
der Geschäftsleitung fehlte es an Zusammenarbeit 
und gegenseitiger Überwachung. 

Der für den Verkauf zuständige Geschäftsführer er- 
öffnete in einer Niederlassung einen neuen Ge- 
schäftszweig, ohne daß hierfür vorher Rentabilitäts- 
untersuchungen angestellt worden waren. Diese Be- 
tätigung entsprach zudem nicht dem Geschäftsgegen- 
stand der Gesellschaft; sie wurde nach einiger Zeit 
wieder aufgegeben. Bis dahin waren erhebliche Ver- 
luste entstanden. Die anderen Geschäftsführer er- 
fuhren hiervon erst nach mehreren Monaten. 


Nach der Niederschrift über die Sitzung des Auf- 
sichtsrates, in der die Geschäftsführer diesen unter- 
richteten, ist davon auszugehen, daß die anderen Ge- 
schäftsführer und der Aufsichtsrat die Aufnahme des 
neuen Geschäftszweiges nachträglich gebilligt haben. 

Ein Teil der Verantwortlichkeit für die danach ein- 
getretenen Verluste trifft daher nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes die Mitgeschäftsführer und 
den Aufsichtsrat. Der Bundesrechnungshof hat be- 
anstandet, daß der Aufsichtsrat die unzulässige Aus- 
weitung des Geschäftsgegenstandes hingenommen 
hat. 

Der für den Verkauf zuständige Geschäftsführer ist 
wegen seines Verhaltens beurlaubt worden. Danach 
ist er vorzeitig ausgeschieden. Nach einer mit ihm 
getroffenen Vereinbarung erhielt er sein Gehalt 
bis zum Ausscheiden, ferner die volle Jahres- 
abschlußvergütung für das Vorjahr sowie eine Son- 
derzuwendung von drei Monatsgehältern. Für einen 
Zeitraum bis zu sechs Wochen nach seinem Aus- 
scheiden wurde ihm freie Wohnung gewährt. Scha- 
densersatzansprüche gegen ihn sind mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates nicht geltend gemacht worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hat der 
Aufsichtsrat bei Behandlung der Angelegenheit die 
erforderliche Sorgfalt nicht beachtet. 

Dem Aufsichtsrat gehörten die Mitglieder der Ge- 
schäftsleitung der Obergesellschaft an. Um über 
ihre Entlastung als Mitglieder des Aufsichtsrates der 
Untergesellschaft beschließen zu können, bedurften 
sie der Zustimmung des Aufsichtsrates der Ober- 
gesellschaft. Ihrem Aufsichtsrat berichteten sie, der 
sachverständige Prüfer der Gesellschaft (Untergesell- 
schaft) habe deren Abschluß ohne Beanstandungen 
bestätigt. Sie erwähnten dabei nicht, daß der Prüfer 
in einer dem Bestätigungsvermerk vorausgehenden 
Feststellung ausgeführt hatte, nach seiner Ansicht 
gingen die erwähnten neuen Geschäfte über den im 
Gesellschaftsvertrag festgelegten Geschäftsgegen- 
stand hinaus; außerdem seien die Geschäfte mit dem 
später zahlungsunfähig gewordenen Kunden durch 
den zuständigen Geschäftsführer nicht mit der er- 
forderlichen Sorgfalt geführt worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hätte 
die Geschäftsleitung der Obergesellschaft über die 
Feststellungen des sachverständigen Prüfers ihrem 
Aufsichtsrat berichten müssen. 

Im folgenden Geschäftsjahr mußte der restliche Teil 
der Forderung aus dem erwähnten Kreditgeschäft 
ausgebucht werden. Die Geschäftsleitung der Ober- 
gesellschaft hat dies ihrem Aufsichtsrat pflichtwidrig 
nicht mitgeteilt, bevor sie um die Zustimmung zur 
Entlastung der Organe der Gesellschaft (Untergesell- 
schaft) bat. 

Auf die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungs- 
hofes hat das Bundesministerium erwidert, auch 
nach seiner Ansicht habe der zuständige Geschäfts- 
führer bei der Kreditgewährung und bei der Aus- 
weitung des Geschäftsgegenstandes gegen die Ge- 
schäftsordnung verstoßen und außerdem nicht die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes beachtet; 
jedoch könnten Vorwürfe dieser Art gegenüber den 
anderen Geschäftsführern und dem Aufsichtsrat 
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nicht erhoben werden. Das gelte auch für die Ver- 
einbarung, die der Aufsichtsrat mit dem ausgeschie- 
denen Geschäftsführer geschlossen habe. Das Bun- 
desministerium teilt ferner die Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes, daß die Geschäftsleitung der 
Obergesellschaft ihren Aufsichtsrat in den erwähnten 
Fällen unvollständig und damit unrichtig unterrichtet 
habe. Es hat sich jedoch den Standpunkt der Dach- 
gesellschaft zu eigen gemacht, eine absichtlich 
falsche Unterrichtung scheide aus, weil dem Auf- 
sichtsrat früher mündlich über die zu erwartenden 
Verluste berichtet worden sei. Außerdem sei die 
mangelhafte Unterrichtung ohne Einfluß auf die 
Beschlußfassung des Aufsichtsrates geblieben. 

Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Unternehmen der Wohnungswirtschaft 

61 . Unternehmen der Wohnungswirtschaft sind 
wegen des Rückganges ihrer Tätigkeit für den Woh- 
nungsbau oft bestrebt, ihr Aufgabengebiet zu erwei- 
tern, um den Geschäftsumfang aufrecht zu erhalten. 
Das geschieht teilweise dadurch, daß sie sich an 
Gesellschaften mit anderem Geschäftszweck betei- 
ligen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollten 
Unternehmen der Wohnungswirtschaft bei Vermin- 
derung der Wohnungsbautätigkeit keine neuen, 
dem Wohnungsbau fremden Aufgaben übernehmen, 
sondern ihren Geschäftsbetrieb dem Rückgang an- 
passen. 

Das zuständige Bundesministerium hat auf An- 
regung des Bundesrechnungshofes bei zwei Gesell- 
schaften die bereits gebilligte Ausweitung des 
Geschäftsgegenstandes einschränken lassen. Weitere 
Fälle werden noch erörtert. 

62 . Bei einigen gemeinnützigen Unternehmen sind 
die Gewinne in den letzten Jahren gestiegen. Eine 
größere Gesellschaft hat zwei Jahre hindurch Bilanz- 
gewinne von rd. je einem Viertel ihres Nenn- 
kapitals (Grund- oder Stammkapital) erzielt. Die 
über die gesetzlich zulässige Dividende von 4 v. H. 
hinausgehenden Gewinne müssen den Rücklagen 
zugeführt werden. Bei einigen Gesellschaften über- 
steigen deshalb die Rücklagen das Nennkapital er- 
heblich. 

Nach Auffassung des Bandesrechnungshofes sollten 
die Unternehmen bestrebt sein, die Gesamtkosten 
der Baumaßnahmen zu senken. Die Geschäftspolitik 
einiger Unternehmen läßt besonders in den letzten 
Jahren auf ein Gewinnstreben schließen, das mit 
dem Zweck des Wohnungsgemeinnützigkeitsrechts 
kaum zu vereinbaren ist. 

Das Bundesministerium hat hierzu noch nicht Stel- 
lung genommen. 

63 . Gegen die Bildung erheblicher stiller Reserven 
hat der Bundesrechnungshof mehrmals Bedenken 
geäußert. 

Unternehmen mit Beteiligung der öffentlichen Hand, 
besonders die unter das Wohnungsgemeinnützig- 
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keitsrecht fallenden Gesellschaften, sollten möglichst 
keine stillen Reserven ansammeln, sondern Ge- 
winne, die über 4 v. H. des eingezahlten Kapitals 
hinausgehen, offen in den Rücklagen ausweisen. 
Das zuständige Bundesministerium hat darauf hin- 
gewirkt, daß die Gesellschaften entsprechend ver- 
fahren. 


64 . Am Nennkapital einer gemeinnützigen Woh- 
nungsbaugesellschaft ist der Bund zu einem gerin- 
gen Hundertsatz beteiligt. Die übrigen Anteile be- 
sitzt ein Land. Anläßlich örtlicher Erhebungen des 
Landesrechnungshofes stellte sich heraus, daß die 
Geschäftsleitung bei einem Grundstückstausch kei- 
nen angemessenen Wertausgleich für die Abgabe 
wesentlich wertvollerer gesellschaftseigener Grund- 
stücke verlangt und die nach der Satzung vor- 
geschriebene Einwilligung des Aufsichtsrates nicht 
eingeholt hatte. Die Gesellschaft hat durch den 
Tausch mehr als 400 000 DM Verluste erlitten. 

Ein Mitglied der Geschäftsleitung vereinnahmte 
über 13 000 DM Zinsen aus einem Betrag, der der 
Gesellschaft von einer Gebietskörperschaft zur Wei- 
terleitung zur Verfügung gestellt worden war. Wäh- 
rend der Erhebungen hat es die Zinsen abgeführt. 
Die Mitglieder der Geschäftsleitung hatten sich un- 
berechtigt Fahrtkosten erstatten lassen. Die An- 
schaffung privater Kraftfahrzeuge ließen sie sich 
durch zinslose Darlehen der Gesellschaft finan- 
zieren. Ob der Aufsichtsrat zugestimmt hatte, 
konnte nicht festgestellt werden. Die beiden Mit- 
glieder der Geschäftsleitung haben jahrelang für 
private Kraftfahrzeuge unentgeltlich Kraftstoff im 
Werte von insgesamt 22 000 DM von einer Tank- 
stelle bezogen, die dem Eigentümer einer Baustoff- 
handlung gehörte. Dieser steht mit der Gesellschaft 
in Geschäftsverbindung. 

Ein Mitglied der Geschäftsleitung hatte innerhalb 
von etwa 10 Jahren nacheinander sechs private 
Kraftfahrzeuge an Baufirmen verkauft, die für die 
Gesellschaft tätig waren, und dabei auffallend gün- 
stige Preise erzielt. Das andere Mitglied hatte an 
seinem Einfamilienhaus und an einem Mietwohn- 
grundstück, das ihm damals gehörte, jahrelang 
ohne nennenswerte Kostenerstattung Arbeiten 
durch Bedienstete der Gesellschaft ausführen lassen 
und sich hierdurch unberechtigte Vorteile verschafft. 
Die Gesellschaft ist außerdem dadurch geschädigt 
worden, daß bei Barzahlungen teilweise Skonto- 
abzüge unterblieben sind, ohne das sich berechtigte 
Gründe feststellen ließen. 

Der Landesrechnungshof hat den Aufsichtsrat wäh- 
rend der Erhebungen über einen Teil dieser Fest- 
stellungen unterrichtet. Der Aufsichtsrat hat darauf- 
hin die Bestellung der Mitglieder der Geschäftslei- 
tung mit sofortiger Wirkung widerrufen. Später hat 
er die Anstellungsverträge fristlos gekündigt und 
Schadenersatzansprüche geltend gemacht. 

Das zuständige Bundesministerium hat mitgeteilt, 
die Mängel würden beseitigt und die entlassenen 
Mitglieder der Geschäftsleitung für den Schaden in 
Anspruch genommen. 
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65 . Eines der unter Nr. 62 behandelten Unterneh- 
men, an dem der Bund mit einer Sperrminderheit 
beteiligt ist, hat für die Bearbeitung von Anträgen 
auf Gewährung von Winterbauzuschüssen aus Bun- 
desmitteln, die zur Minderung der Herstellungs- 
kosten zu verwenden sind, 15 v. H. der Zuschüsse 
einbehalten. 

Der Bundesrechnungshof hat auch hierzu das zu- 
ständige Bundesministerium um Stellungnahme ge- 
beten. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
gehört der den Unternehmen durch die Beantragung 
der Zuschüsse entstehende Aufwand zur üblichen 
finanziellen Betreuung und wird durch die Betreu- 
ungsgebühr abgegolten. Die Stellungnahme des 
Bundesministeriums liegt noch nicht vor. 

66. Der Bund hat zusammen mit einem Interessen- 
verband eine Gesellschaft zur Modernisierung von 
Altbauwohnungen gegründet und 40 v. H. der An- 
teile übernommen. Die Gesellschaft ist nur ein Jahr 
lang tätig gewesen. Sie hat keine nennenswerten 
Aufträge erhalten. Wegen erheblicher Verluste 
haben die Gesellschafter die Auflösung beschlossen. 
Die Höhe des dem Bund entstandenen Schadens 
steht noch nicht fest. 

Der Bundesrechnungshof hat Zweifel geäußert, ob 
vor der Gründung die Geschäftsaussichten hinrei- 
chend untersucht worden sind. Das zuständige Bun- 
desministerium hat noch nicht geantwortet. 

Sonstige Bundesgeseilschaften 

67 . Der Bundesrechnungshof und ein Landes- 
rechnungshof haben die Betätigung des Bundes und 
des Landes in einem Konzern geprüft. Dem Bund 
und dem Land gehören die Anteile an der Dach- 
gesellschaft. Diese hat bisher keine Gewinne erwirt- 
schaftet. Die zur Verlustabdeckung und zur Kapital- 
erhöhung notwendigen Mittel sind von den Gesell- 
schaftern aufgebracht worden. Der Konzern hat — 
auch wegen seiner besonderen regionalen Bedeu- 
tung — erhebliche Anstrengungen zur Besserung 
der Ertragslage unternommen. Vor allem hat er 
nicht betriebsnotwendige Teile stillgelegt und ver- 
äußert, seinen Aufwand vermindert und den 
Geschäftsbereich des Konzerns erweitert. 

Der Bundesrechnungshof hat sich bei seinen Erhe- 
bungen vor allem mit den Ursachern der Verluste 
und den zu ihrer Abwendung getroffenen betrieb- 
lichen Maßnahmen befaßt. Er hat hierzu die Be- 
schlüsse der Gesellschaftsorgane sowie die zur 
Sanierung und Umgliederung des Konzerns erstellten 
Gutachten und sonstigen Unterlagen ausgewertet. 
Außerdem wurden Teile der Organisation und 
einige Arbeitsabläufe in einzelnen Bereichen der 
Zentralverwaltung untersucht. Der Bundesrech- 
nungshof hat angeregt, die Berichterstattung der 
Dachgesellschaft an ihren Aufsichtsrat und an die 
zuständigen Minister zu erweitern. Ihnen sollten 
künftig Gutachten und sonstige Ausarbeitungen für 
wichtige unternehmerische Entscheidungen recht- 
zeitig mitgeteilt werden, weil die vorgesehenen 
Maßnahmen meist zu einer finanziellen Inanspruch- 
nahme der Gesellschafter führen. Außerdem wurde 


vorgeschlagen, die Abteilung für Interne Revision 
und Organisation zu verstärken und beide Auf- 
gabenbereiche zu verselbständigen. 

68. Die Konzernleitung hat einen Plan zur Erzie- 
lung größerer Wirtschaftlichkeit insbesondere des 
Hauptgeschäftszweiges erarbeitet. Der Bundesrech- 
nungshof hat vorgeschlagen, hieraus einen Gesamt- 
plan für die Sanierung und Umbildung des ganzen 
Konzerns zu entwickeln und diesen durch die Gesell- 
schafter genehmigen zu lassen, damit Richtung und 
Umfang der Maßnahmen im wesentlichen festgelegt 
werden. Hierdurch würde künftig eher vermieden, 
daß die Nutzung von Investitionen, die noch vor 
wenigen Jahren als betriebsnotwendig angesehen 
worden waren, später aufgegeben werden muß, weil 
die Vorstellungen der Gesellschafter über den 
Geschäftsbereich des Konzerns sich nachträglich ge- 
ändert haben. 

Insbesondere wurde angeregt, bei der geplanten 
Umorganisation des Konzerns die Verwaltungs- 
bereiche der Dachgesellschaft über den vorgesehe- 
nen Umfang hinaus zu verkleinern, die nicht not- 
wendigen Betriebsteile aufzugeben, überflüssige 
Vorräte zu veräußern und den Hauptgeschäftszweig 
sowie die Absatzorganisation des Konzerns stärker 
den geschrumpften Absatzmöglichkeiten anzupassen. 
Bei den Aufwendungen wurde beanstandet, daß die 
Dachgesellschaft Steuerberatungskosten für leitende 
Angestellte übernommen hatte. Ferner waren die 
Aufwendungen für Dienstkraftwagen beträchtlich, 
die den leitenden Angestellten auch zur privaten 
Nutzung zur Verfügung standen. Diese Aufwen- 
dungen sind wegen der Höhe der Konzernverluste 
im Ergebnis von den Gesellschaftern zu tragen. 

69 . Die Bereinigung und Erweiterung des Ferti- 
gungsprogrammes des Konzerns hat zu Änderungen 
bei seinen Beteiligungen, insbesondere zur Erhö- 
hung der Zahl seiner Untergesellschaften geführt. 
Mit diesen hat sich der Bundesrechnungshof — vor- 
erst nur nach Unterlagen der Dachgesellschaft sowie 
mit Ausnahme eines Unterkonzerns — besonders 
befaßt. Dabei wurde berücksichtigt, daß die Betäti- 
gung in neuen Geschäftszweigen erfahrungsgemäß 
besondere Risiken und Anlaufverluste mit sich brin- 
gen kann. 

Es wurde beanstandet, daß die neuen Beteiligungs- 
gesellschaften entgegen den ursprünglichen Zielen 
der Dachgesellschaft oft nicht geeignet waren, 
nennenswerte Teile der Belegschaft der Dachgesell- 
schaft aufzunehmen, da es sich um kapital-, aber 
nicht um arbeitsintensive Geschäftszweige handelte. 
Bei dem Erwerb einiger Gesellschaften bestanden 
nach den Unterlagen keine klaren Vorstellungen 
über die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit des Ge- 
schäftsgegenstandes für den Konzern. Zwei neue Ge- 
sellschaften standen miteinander in Konkurrenz. Bei 
dem Erwerb von Anteilen einer Gesellschaft führte 
die unklare Fassung des Kaufvertrages zu Streitig- 
keiten, bei mehreren Erwerbsvorgängen erwies sich 
der Kaufpreis als überhöht. In anderen Fällen be- 
stehen Zweifel, ob die Beteiligung für den Konzern 
vorteilhaft sein wird. Bei einigen Untergesellschaf- 
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ten wurde angeregt zu prüfen, ob der Einfluß der 
Dachgesellschaft verstärkt oder die Beteiligung ver- 
äußert werden sollte. 

Eine Beteiligungsgesellschaft, deren Anteile zu 
einem hohen Preis erworben worden sind, hat keine 
nennenswerte Tätigkeit ausgeübt. Wegen des 
unzweckmäßig gestalteten Erwerbsvorganges war 
zweimal Grunderwerbsteuer zu zahlen. Die Ver- 
mögenswerte der Gesellschaft sind dann veräußert 
worden. 

Im Preis für den Mehrheitsanteil an einer anderen 
Gesellschaft waren die Verluste von Untergesell- 
schaften nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
Uber Einzelheiten der beim Erwerb getroffenen 
Vereinbarungen entstand zwischen dem Veräußerer 
und dem Erwerber Streit. Die wirtschaftliche Lage 
dieser Gesellschaft war bedenklich, sie hat sich 
gebessert. Die Erörterung mit dem Bundesministe- 
rium ist noch nicht beendet. 

Eine Beteiligungsgesellschaft des Konzerns ist in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Der Bun- 
desrechnungshof hat um Unterrichtung über die 
Maßnahmen zur Beseitigung der Verlustursachen 
gebeten. 

An einem Unternehmen, das unter anderem Erzeug- 
nisse der Dachgesellschaft absetzt, besitzt diese nur 
eine Minderheitsbeteiligung. Das Unternehmen 
zieht die Erzeugnisse der Mehrheitsgesellschafter 
denen der Dachgesellschaft vor. Der Bundesrech- 
nungshof hat angeregt zu prüfen, ob die Dachgesell- 
schaft nicht ihre Beteiligung erhöhen könne, um den 
Einfluß auf das Unternehmen zu verstärken. 

Der Bemessung des Erwerbspreises für zwei wich- 
tige Vertriebsgesellschaften waren angemessene 
Gewinne zugrunde gelegt worden. Sie sind jedoch 
ausgeblieben. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, eine Beteili- 
gungsgesellschaft zu veräußern, zumindest aber 
ihren Geschäftsumfang zu verkleinern, um weitere 
Verluste zu vermeiden. Dies ist noch nicht ge- 
schehen. 

Bei dem Erwerb von Minderheitsbeteiligungen an 
Gesellschaften einer Unternehmensgruppe war eine 
Rentabilität angenommen worden, die noch nicht er- 
zielt wurde. Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, 
die Beteiligungen entweder zu erhöhen, um maßge- 
benden Einfluß zwecks Sanierung zu gewinnen, oder 
sie zu veräußern. Die Beteiligungen sind erhöht und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rentabilität ein- 
geleitet worden. 

Seit den letzten Erhebungen sind neue Beteiligungen 
erworben worden. Wegen der Beteiligung an wei- 
teren Produktions- und Vertriebsgesellschaften 
schweben Erörterungen. 

70 . Insgesamt hat sich bei den Erhebungen gezeigt, 
daß die Kostensteigerungen die Rationalisierungs- 
erfolge der Dachgesellschaft aufgezehrt haben. 
Durch die Umgestaltung des Konzerns sowie durch 
die Ausweitung seines Erzeugungsprogrammes ist 
weiterer Kapitalbedarf eingetreten. Nach Auffassung 
des Bundesrechnungshofes kann der Konzern trotz 


aller anerkennenswerten Bemühungen diese Auf- 
gaben ohne weitere finanzielle Hilfen des Bundes 
und des Landes nicht lösen. 

Den Anregungen des Bundesrechnungshofes ist zum 
Teil bereits entsprochen worden,- die übrigen Vor- 
schläge werden mit dem zuständigen Bundesmini- 
sterium weiter erörtert. 


71 . Eine Gesellschaft, deren Anteile dem Bund 
gehören, hat nach und nach alle Anteile eines gro- 
ßen Unternehmens erworben, das in einem ihr frem- 
den Geschäftszweig tätig ist. Vor dem Erwerb sind 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Unternehmens 
nicht sorgfältig genug untersucht worden. Insbeson- 
dere fehlten Ermittlungen über den Ertragswert und 
die künftigen Absatzmöglichkeiten. Die Ange- 
messenheit des Erwerbspreises ließ sich daher nicht 
mit Sicherheit beurteilen. Bei entsprechenden Unter- 
suchungen hätte sich, wie aus späteren Erhebungen 
hervorging, ergeben, daß Feststellungen über den 
Ertragswert nach dem Zustand des Rechnungs- 
wesens kaum hätten getroffen werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Mängel gerügt. 
Das zuständige Bundesministerium teilt im wesent- 
lichen die Aufassung des Bundesrechnungshofes. 

Nach dem Erwerb hat das Unternehmen seine Ferti- 
gungsanlagen nach älteren Investitionsplänen, für 
die Wirtschaftlichkeitsberechnungen und teilweise 
Einzelausarbeitungen fehlten, modernisiert und er- 
heblich erweitert. Überschreitungen von Plansum- 
men hat es mit bei anderen Vorhaben nicht aus- 
geschöpften Beträgen ausgeglichen. Die Investitionen 
wurden fast ausschließlich mit erheblichen Fremd- 
mitteln finanziert. 

Die neuen Kapizitäten konnten nicht ausgenutzt 
werden. Weitere sehr beträchtliche Verluste ent- 
standen durch Mängel im Fertigungsverfahren, die 
zum großen Teil schon beim Erwerb vorhanden 
waren. Sie erforderten die Sanierung durch die 
Gesellschaft. 

Der am Markt für die Erzeugnisse erzielte Erlös 
deckte nicht die Gestehungskosten. Die Aufwendun- 
gen für Löhne und Material waren zu hoch. Weitere 
Verluste sind durch Gewährleistungsaufwendungen 
für die Erzeugnisse entstanden. 

Auf die Prüfungsfeststellungen des Bundesrech- 
nungshofes hin hat das Bundesministerium zugesagt, 
darauf hinzuwirken, daß bei etwaigen künftigen 
Investitionsvorhaben strenge Maßstäbe angelegt 
und eingehende Pläne und Berechnungen erstellt 
werden. 

Das Rechnungswesen des Unternehmens wies auch 
nach dem Erwerb erhebliche Mängel auf. Zu be- 
anstanden waren außerdem Mängel bei den Planun- 
gen einschließlich der Planung für die Personalwirt- 
schaft, bei Inventuren und Kalkulationen, bei Ko- 
sten- und Erlöskontrollen, bei der Überwachung der 
Investitionen sowie bei der Berichterstattung an die 
Gesellschaftsorgane. Die Gesellschaft war bereits 
von sich aus um Verbesserungen bemüht. Das Bun- 
desministerium hat dies unterstützt. 
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72 . Durch die Finanzhilfen für das Unternehmen 
ist die Gesellschaft seihst in große finanzielle 
Schwierigkeiten geraten. Ihre Abschlüsse und die 
ihrer Beteiligungsgesellschaften wiesen im allgemei- 
nen zu wenig Eigenkapital aus. Das langfristig be- 
triebsnotwendige Vermögen konnte zum Teil nur 
kurzfristig finanziert werden. 

Die Liquiditätslage der Gesellschaft war äußerst an- 
gespannt, die Ertragsverhältnisse entwickelten sich 
so ungünstig, daß das Eigenkapital zunehmend auf- 
gezehrt wurde. 

Der Bundesrechnungshof hat mit dem Bundesmini- 
sterium die zu treffenden Maßnahmen erörtert. Das 
Bundesministerium hat mitgeteilt, die Sanierung der 
Gesellschaft und Ihrer Beteiligungsunternehmen sei 
eingeleitet. Darin sei das Unternehmen einbezogen, 
dessen Anteile die Gesellschaft erworben habe. 
Außerdem würden Beteiligungsgesellschaften um- 
gegliedert; die Erörterung wird fortgesetzt. 


73 . Dieselbe Gesellschaft (Obergesellschaft) erwarb 
vor einigen Jahren die Anteile eines in wirtschaft- 
liche Schwierigkeiten geratenen Unternehmens, um 
ihre Absatzorganisation zu erweitern und den Ver- 
lust von rd. 14 Millionen DM Forderungen abzu- 
wenden. Für den Erwerb wurden fast 20 Millio- 
nen DM aufgewendet, obwohl in einem Gutachten 
festgestellt worden war, daß den Geschäftsanteilen 
bei Ausschaltung subjektiver Überlegungen kein 
Wert beizumessen sei. Die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens verschlechterte sich nach dem Er- 
werb. In den folgenden vier Jahren hat die Ober- 
gesellischaft für die Ausstattung des Unternehmens 
und die Übernahme der Verluste zusätzlich fast 
19 Millionen DM aufgewendet. Das Unternehmen 
hat bisher keine Gewinne erwirtschaftet. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken geäußert, ob 
Aufwendungen in dieser Höhe nötig waren, um die 
Absatzorganisation der Qbergeselfschaft zu erwei- 
tern. 

Das Unternehmen ist später mit einer anderen Toch- 
tergesellschaft der Obergesellschaft verschmolzen 
worden. Diese Maßnahme wurde nicht ausreichend 
vorbereitet, so daß in der Organisation, beim Rech- 
nungswesen und In der Personalwirtschaft beträcht- 
liche Mängel auftraten. 

Das Bundesministerium hat sich den Beanstandun- 
gen des Bundesrechnungshofes angeschlossen. Es er- 
wartet eine Besserung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Unternehmens. 

Das Unternehmen hat zur Sanierung seiner Beteili- 
gungsgesellschaften im Ausland erhebliche Mittel 
aufwenden müssen. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes ist geprüft 
worden, ob die Fortführung der Beteiligungsgesell- 
schaften in dem bisherigen Umfang noch zu vertre- 
ten ist. Nach Mitteilung des Bundesministeriums 
sollen die Beteiligungsgesellschaften nunmehr zum 
Teil aufgelöst oder verkleinert werden. Mit entspre- 
chenden Maßnahmen ist begonnen worden. 


74 . Bei einer ausländischen Beteiligungsgesell- 
schaft, die durch das in Nr. 73 genannte Unterneh- 
men mit erheblichen Mitteln gestützt worden war, 
sind Veruntreuungen und schwerwiegende Mängel 
im Rechnungswesen festgestellt worden. Schadens- 
ersatzansprüche gegen die inzwischen ausgeschiede- 
nen Verantwortlichen, zu denen die Geschäftsführer 
der Beteiligungsgesellschaft gehören, sollen gericht- 
lich geltend gemacht werden. 

Das Bundesministerium hat die Ansicht vertreten, 
der Vorwurf der schuldhaften Verletzung der Sorg- 
faltspflicht gegen die Geschäftsführer des in Nr. 73 
genannten Unternehmens könne nicht erhoben wer- 
den, obwohl bei der Überwachung der Beteiligungs- 
gesellschaft mit einer gewissen Großzügigkeit ver- 
fahren worden sei. 


75 . Das Mitglied der Geschäftsleitung einer ande- 
ren ausländischen Beteiligungsgesellschaft war 
gleichzeitig Geschäftsführer einer Gesellschaft, an 
der es beteiligt war. Das in Nr. 73 genannte Unter- 
nehmen hatte, bevor es eine mittelbare Beteiligung 
des Bundes geworden war, der weiteren Tätigkeit 
des Geschäftsführers unter der Bedingung zuge- 
stimmt, daß keine Konkurrenzgeschäfte getätigt 
würden. Eine Einsichtnahme in die Bücher der Ge- 
sellschaft war nicht vereinbart. Deshalb konnte das 
Unternehmen nicht prüfen, ob der Geschäftsführer 
das Konkurrenzverbot beachtet hatte. Später stellte 
sich heraus, daß die Gesellschaft, an der der Ge- 
schäftsführer beteiligt war, ihre Geschäftstätigkeit 
zum Teil in den Räumen und durch Angestellte der 
Beteiligungsgesellschaft ausüben ließ und dabei 
auch Konkurrenzgeschäfte vornahm. Der Geschäfts- 
führer Ist inzwischen ausgeschieden. Schadensersatz- 
forderungen sind nicht erhoben worden. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß der 
Dienstvertrag mit dem Geschäftsführer nicht recht- 
zeitig überprüft worden ist. Das Bundesministerium 
hat sich der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen. Es hält jedoch das Versäumnis unter 
den gegebenen Umständen für entschuldbar. Als der 
Verdacht eines pflichtwidrigen Verhaltens entstan- 
den sei, habe das Unternehmen unverzüglich Maß- 
nahmen eingeleitet. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
gebeten, dafür zu sorgen, daß das Unternehmen 
jederzeit einen ausreichenden Überblick über die 
Lage und über den Gang der Geschäfte der auslän- 
dischen Beteiligungsgesellschaften hat. 

76 . Der Bund ist Mehrheitsgesellschafter eines Un- 
ternehmens, dem er beträchtliche Darlehen und Zu- 
schüsse auf Grund einer Verlustdeckungsgarantie ge- 
währt hat. Der Bundesrechnungshof hat die Betäti- 
gung des Bundes bei dem Unternehmen und die 
Verwendung der Zuwendungen geprüft. 

Das zuständige Bundesministerium wurde gebeten, 
darauf hinzuwirken, daß Erschwernisse für die Zu- 
sammenarbeit 'aller Mitglieder der Geschäftsleitung 
beseitigt werden und ihre Verantwortlichkeit für 
das genannte Unternehmen geklärt wird. 
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Der Deutsche Bundestag hatte die Bundesregierung 
vor einiger Zeit aufgefordert, ihren Einfluß gegen- 
über dem Unternehmen wegen der hohen finan- 
ziellen Anforderungen an den Bundeshaushalt zu 
verstärken. Das Bundesministerium hat geantwortet, 
bei Freiwerden eines Aufsichtsratssitzes werde es 
prüfen, ob ein weiterer Vertreter seines Hauses 
in den Aufsichtsrat berufen werden soll. Der Bun- 
desrechnungshof hält diese vorgesehene Maßnahme 
nicht für ausreichend. 

Schon vor mehreren Jahren hatte der Bundesrech- 
nungshof darauf hingewiesen, daß der Betriebsab- 
lauf durch eine bestimmte Maßnahme günstiger ge- 
staltet und auf lange Sicht beträchtliche Kosten ein- 
gespart werden könnten. Ein Sachverständigengut- 
achten kam zu demselben Ergebnis. Die Geschäfts- 
leitung hat daraufhin dem Aufsichtsrat empfohlen, 
die Maßnahme zu treffen. Die Vertreter des Bundes 
in den Unternehmensorganen haben jedoch ihren 
Einfluß nicht ausreichend geltend gemacht, iso daß 
ein entsprechender Beschluß unterblieb. Der Bundes- 
rechnungshof hat Bedenken dagegen erhoben. 

Eine Abteilung des Unternehmens war derart unter- 
besetzt, daß sie ihre Aufgaben nicht ausreichend er- 
füllen konnte. Dadurch sind, wie Wirtschaftlichkeits- 
untersuchungen der Gesellschaft ergeben haben, be- 
trächtliche Personal- und Sachkosten angefallen, die 
sich sonst hätten einsparen lassen. Auch hätte der 
Arbeitsablauf in verschiedenen Bereichen verein- 
facht und verbessert werden können. Der Bundes- 
rechnungshof hat angeregt, darauf hinzuwirken, daß 
diese Abteilung verstärkt wird. Das Bundesministe- 
rium hat mitgeteilt, dies sei inzwischen geschehen. 

Für einen Betriebsbereich ist eine Anlage beschafft 
worden. Sie konnte wegen verspäteter Lieferung 
und mangelhafter Arbeitsweise erst nach mehr als 
zwei Jahren in dem geplanten Umfang eingesetzt 
werden. Ihre Betriebssicherheit und Leistungsfähig- 
keit reichten nicht aus. Die hierdurch entstandenen 
Mehrkosten und Einnahmeausfälle ließen sich nicht 
ermitteln, da die notwendigen Berechnungen fehlten. 
Inzwischen ist die Anlage verbessert worden. 

Teile des Rechnungswesens und sonstige Verwal- 
tungarbeiten sind ohne Untersuchung, ob die Über- 
nahme wirtschaftlich war, und ohne ausreichende 
Ablaufplanung beim Rechnungswesen auf eine Da- 
tenverarbeitungsanlage übernommen worden. Das 
Bundesministerium hat mitgeteilt, das Unternehmen 
werde künftig Wirtschaftlichkeitskontrollen vor, 
während und nach der Übernahme von Arbeiten auf 
die Anlage vornehmen. 

Das Unternehmen hat Untergesellschaften gegrün- 
det, sich an Gesellschaften beteiligt und Unterge- 
sellschaften aufgelöst, ohne daß die Zustimmung des 
Bundesministeriums der Finanzen vorlag. Dieses 
Bundesministerium hat den Veränderungen jeweils 
nachträglich zugestimmt. Das zuständige Bundes- 
ministerium hat erklärt, es werde darauf hinwirken, 
daß das Unternehmen künftig die notwendige Ein- 
willigung zu solchen Maßnahmen einholt. 

Das Unternehmen hat alle Anteile einer Gesell- 
schaft erworben, obwohl sein Aufsichtsrat nur dem 
Erwerb eines Teiles zugestimmt hatte. Nach der Be- 
wertung der Anteile, aber vor Beendigung der 


Drucksache VI/559 


Kaufverhandlungen hatten sich die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Gesellschaft verschlechtert. Dies -ist 
jedoch im Kaufpreis nicht ausreichend berücksichtigt 
worden. Der Bundesrechnungshof hat dies beanstan- 
det. Die mit dem Erwerb beabsichtigte Wirkung in 
diesem Marktbereich Ist nicht erreicht worden. Die 
Erörterung der Angelegenheit mit dem Bundesmini- 
sterium ist noch nicht abgeschlossen. 

Bei einigen bedeutsamen Investitionen mit hohem 
Kapitaleinsatz sind dem Aufsichtsrat keine oder 
nicht aussagefähige Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
vorgelegt worden, die auch keine Ersatzvorschläge 
enthielten. Das Bundesministerium hat dazu erklärt, 
es werde das Unternehmen darauf hinweisen, daß 
der Aufsichtsrat über solche Investitionen eingehend 
zu unterrichten sei. 

Mit einem Lieferer waren langfristige Rahmenver- 
träge geschlossen worden, die diesem im Laufe der 
Zeit unverhältnismäßige Vorteile brachten. Mehrere 
Stellen des Unternehmens haben diesem Lieferer 
ohne gegenseitige Abstimmung große Aufträge er- 
teilt. Es sind Waren bestellt worden, ohne daß die 
Angemessenheit der Preise durch vorherigen Wett- 
bewerb ermittelt worden war. Bei Preisvergleichen 
zwischen Anbietern sind später entstandene Neben- 
kosten nicht einbezogen worden. Für mehrere Arti- 
kel wurden verhältnismäßig niedrige Stückzahlen 
ausgeschrieben. Nach der Vergabe auf Grund der 
Angebotspreise für geringe Mengen sind die Stück- 
zahlen zum Teil ohne erneute Ausschreibung um 
mehr als das Hundertfache erhöht worden. Mit dem 
Lieferer wurde auch nicht über Preisnachlässe we- 
gen der höheren Stückzahlen verhandelt. Die Er- 
füllung des Vertrages ist nicht ausreichend über- 
wacht worden. Dadurch sind zusätzliche Kosten ent- 
standen. Zeitweise fehlte ein Überblick über die Lie- 
ferungen. Außerdem wurde soviel Material be- 
schafft, daß -sich bei der Lagerung Schwierigkeiten 
ergaben. Auch konnte Material von erheblichem 
Gesamtwert später nicht mehr zweckentsprechend 
und wirtschaftlich verwendet werden. Das Bundes- 
ministerium hat mitgeteilt, das Vertragsverhältnis 
sei nunmehr beendet. 

Das Unternehmen hat mit einer Baufirma einen 
Mietvertrag über ein noch zu errichtendes Büro- 
gebäude abgeschlossen. Der Aufsichtsrat, dessen 
Zustimmung zu dem Mietvertrag einzuholen war, 
ist von der Geschäftsleitung nach den Unterlagen 
über wichtige Einzelheiten des Vertragsentwurfes 
nicht rechtzeitig unterrichtet worden. Andere Mög- 
lichkeiten für die Auswahl eines Grundstücks, auf 
dem das Gebäude errichtet werden sollte, sind nicht 
erwogen worden. Zur Prüfung der für die Gestal- 
tung des Gebäudes und die Festsetzung des Miet- 
zinses maßgebenden Unterlagen standen nur zwei 
Wochen zur Verfügung. Wegen der geringen Größe 
des Grundstücks und baubehördlicher Auflagen 
mußte ein im Verhältnis zur herkömmlichen Bau- 
weise wesentlich teurerer Hochbau errichtet werden. 
In dem Vertragsentwurf war nur eine Grundmiete 
festgelegt. Ein Teil des Mietzinses erhöht sich jähr- 
lich entsprechend der Steigerung des Indexes der 
Lebenshaltungskosten. Das Unternehmen hat außer- 
dem die Kosten der Zwischenfinanzierung zu tra- 
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gen und dafür einen sehr hohen Festbetrag an den 
Vermieter gezahlt. Bei der Höhe der Miete, der Ko- 
sten der Vorfinanzierung und dem Umfang der son- 
stigen Eigenleistungen hätte das Unternehmen prü- 
fen müssen, ob es nicht wirtschaftlicher gewesen 
wäre, das Gebäude selbst zu errichten. Der Bundes- 
rechnungshof hat gegen die Art der Behandlung die- 
ses Vorhabens Bedenken erhoben. 

An mehreren Veranstaltungen des Unternehmens, 
die zum Teil längere Zeit dauerten und nicht unbe- 
deutende Kosten verursachten, haben jeweils meh- 
rere Beamte des Bundes teilgenommen, ohne daß 
für alle teilnehmenden Beamten ein Interesse des 
Bundes festzustellen war oder besondere Gründe 
des Unternehmens hierfür geltend gemacht worden 
sind. Der Bundesrechnungshof hatte schon früher 
darauf hingewiesen, daß bei der Entscheidung über 
die Teilnahme an solchen Veranstaltungen ein 
strenger Maßstab anzulegen sei. Dieser Hinweis ist 
jedoch bisher nicht genügend beachtet worden. 

Das Bundesministerium hat die Beachtung der Prü- 
fungsmitteilungen zugesichert. Es will entsprechende 
Maßnahmen treffen. 

77 . An einer Gesellschaft ist der Bund mit fast 
einem Drittel ihres Nennkapitals beteiligt. Die übri- 
gen Gesellschafter sind ein Land und weitere Ge- 
bietskörperschaften. Der Bundesrechnungshof und 
der Landesrechnungshof haben sich bei der Gesell- 
schaft unmittelbar unterrichtet und die Verwendung 
der von Gesellschaftern zur Verfügung gestellten 
Mittel geprüft. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken dagegen ge- 
äußert, daß die Gesellschafter nach der Satzung über 
das bei der Auflösung und der Abwicklung der Ge- 
sellschaft vorhandene Vermögen nicht frei verfügen 
können. Die Satzung ist entsprechend der Anregung 
des Bundesrechnungshofes geändert worden. 

Bei den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner 
Ausschüsse waren jeweils mehrere Gäste während 
der gesamten Sitzungsdauer zugegen. Die Gäste ha- 
ben Sitzungsgeld und Ersatz ihrer Auslagen wie Auf- 
sichtsratsmitglieder erhalten. Auf die Beanstandung 
des Bundesrechnungshofes ist die Teilnahme von 
Gästen an den Sitzungen eingeschränkt worden. 
Sitzungsgelder und Auslagenersatz werden an diese 
nicht mehr gezahlt. 

Der Bund und einige andere Gesellschafter haben 
die Investitionen durch Zuschüsse finanziert. Der 
Bundesrechnungshof hat angeregt zu prüfen, ob auch 
die übrigen Gesellschafter anteilig herangezogen 
werden können. Nach Ansicht des Bundesministe- 
riums sind sie jedoch dazu finanziell nicht in der 
Lage. Die Erörterung ist noch nicht abgeschlossen. 
Der Bundesrechnungshof hat weiter empfohlen, ren- 
tierliche Anlagen nicht, wie bisher, durch Zuschüsse 
der Gesellschafter, sondern mit Darlehen Dritter 
oder der Gesellschafter zu finanzieren. Dadurch 
würde die Gesellschaft das Betriebsergebnis zutref- 
fender ausweisen und mögliche steuerliche Nach- 
teile vermeiden. Der Anregung ist entsprochen wor- 
den. 


In den Bundeshaushaltsplänen sind wiederholt Zu- 
schüsse an die Gesellschaft über deren Bedarf hin- 
aus veranschlagt worden, weil die Investitionsvor- 
haben der Gesellschaft nach dem Stand der Planung 
in diesem Umfang noch nicht ausgeführt werden 
konnten. Außerdem hat der Bund auf Anforderung 
mehrmals vorzeitig Haushaltsmittel zugewiesen. Auf 
die Beanstandung des Bundesrechnungshofes hat das 
Bundesministerium zugesagt, daß die Gesellschaft 
die Finanzpläne verbessern werde. Bundesmittel 
würden künftig nur entsprechend dem Bedarf in den 
Bundeshaushaltsplan eingestellt und zugewiesen. 

Auf Grund einer Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes hat die Gesellschaft Zeit- und Finanzierungs- 
pläne für den weiteren Ausbau aufgestellt. 

Größere Bauaufträge sind wiederholt freihändig 
vergeben oder beschränkt ausgeschrieben worden. 
Außerdem hat die Gesellschaft mehrere Aufträge 
in Teilleistungen vergeben, obwohl hierdurch erfah- 
rungsgemäß ungünstigere Preise als bei einer Ge- 
samtvergabe erzielt werden. 

Geräte, die für die Erhaltung der Betriebsbereit- 
schaft erforderlich sind, wurden mehr als drei Jahre 
lang für rd. 260 000 DM gemietet. Bei rechtzeitiger 
Planung der eigenen Investitionen hätten die Miet- 
zeit verkürzt und Ausgaben zu einem Teil vermie- 
den werden können. Der Bundesrechnungshof hat 
dies beanstandet. Das Bundesministerium hat darauf 
eine nicht ausreichende Äußerung der Gesellschaft 
hierzu übersandt, ohne selbst Stellung zu nehmen. 
Die bauausführende Behörde war zur Zeit der ört- 
lichen Erhebungen mit der Abrechnung von Bau- 
maßnahmen und mit der Rechnungslegung erheblich 
im Rückstand. Der Bundesrechnungshof hat gebeten, 
auf eine Beschleunigung hinzuwirken. Das Bundes- 
ministerium hat mitgeteilt, das Erforderliche sei ver- 
anlaßt worden. 

78 . Der Bund ist an einer anderen Gesellschaft mit 
mehr als einem Viertel des Nennkapitals beteiligt. 
Die übrigen Anteile gehören zwei anderen Gebiets- 
körperschaften. Die Gesellschaft hat von ihren Ge- 
sellschaftern Investitionsdarlehen erhalten. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß an 
den Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner Aus- 
schüsse regelmäßig Bedienstete der Gesellschaften 
teilgenommen haben, die Sitzungsgeld und Aus- 
lagenersatz wie Aufsichtsratsmitglieder erhielten. 
Wichtige Gründe für ihre ständige Hinzuziehung 
waren nicht zu ersehen. Zu bemängeln war auch, daß 
an die Bediensteten der Gesellschafter, die deren 
Rechte in den Gesellschafterversammlungen wahr- 
genommen haben, Sitzungsgelder gezahlt worden 
sind. 

Die Gesellschaft hat sich verpflichtet, auf ihren 
Grundstücken für einen Anlagenbenutzer größere 
Bauten zu errichten und diese an ihn zu vermieten. 
Untersuchungen darüber, wie sich der außerordent- 
lich niedrige Mietzins für diese Bauten auf die Er- 
gebnisse der Gesellschaft auswirken wird, sind nicht 
angestellt worden. 

Aus der Leistung bestimmter Dienste sind der Ge- 
sellschaft erhebliche Verluste entstanden. Die Ver- 
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luste sind vor allem darauf zurückzuführen, daß die 
Personalbesetzung nach der Spitzenbelastung bemes- 
sen werden mußte, ohne daß das eingesetzte Perso- 
nal während der restlichen Dienstzeit genügend be- 
schäftigt werden konnte. Der Bundesrechnungshof 
hat angeregt zu prüfen, wie künftig so erhebliche 
Kostenunterdeckungen vermieden werden können 
und ob die Gesellschaft von dieser Aufgabe entlastet 
werden kann. 

Die Gesellschaft hat einem Unternehmen das allei- 
nige Recht eingeräumt, in ihrem Bereich bestimmte 
Dienstleistungen zu erbringen. Nach Beschwerden 
von Benutzern über zu hohe Gebühren gewährte die 
Gesellschaft dem Unternehmen in eineinhalb Jahren 
rd. 275 000 DM Zuschüsse zur Gebührensenkung. 
Außerdem verzichtete sie auf den Mietzins für dem 
Unternehmen überlassene Lagerräume. Weitere er- 
hebliche Belastungen dieser Art für die Gesellschaft 
sind zu erwarten. 

Der Vertrag mit dem Unternehmen hätte der vor- 
herigen Zustimmung des Aufsichtsrates bedurft. 
Mehrere Mitglieder des Aufsichtsrates haben, nach- 
dem sie von dem Vertrag Kenntnis erhalten hatten, 
erklärt, sie würden dem Vertrag nicht zugestimmt 
haben. Der Aufsichtsrat hat jedoch nicht geprüft, ob 
die für den Abschluß des Vertrages Verantwort- 
lichen ihre Sorgfaltspflicht verletzt haben. 

Dem Abschluß eines Mietvertrages hatte der Auf- 
sichtsrat unter der Bedingung zugestimmt, die Ge- 
sellschaft solle mit Firmen als künftigen Nutz- 
nießern der dort unterzubringenden Einrichtung ver- 
einbaren, daß diese die gesamten Betriebskosten 
übernehmen. Obwohl sich die Bedingung nicht ver- 
wirklichen ließ, hat die Gesellschaft den Mietvertrag 
auf zehn Jahre abgeschlossen. Die Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit des Vorhabens wurden nicht 
untersucht. Die Inanspruchnahme der Einrichtung, 
deren Betrieb nicht als Aufgabe der Gesellschaft an- 
gesehen werden kann, entsprach nicht den Erwar- 
tungen. Auch in diesem Fall hat der Aufsichtsrat 
nicht geprüft, ob die erforderliche Sorgfalt beachtet 
worden ist. Der Bundesrechnungshof hat dies bean- 
standet und gebeten, darauf hinzuwirken, daß das 
Versäumte nachgeholt wird. 

Bauleistungen hat die Gesellschaft meist beschränkt 
ausgeschrieben oder freihändig vergeben. Für meh- 
rere Baumaßnahmen hat sie Aufträge erteilt, bevor 
die Planung ausgereift und die Verdingungsunter- 
lagen ausgearbeitet waren. Sie hat dies mit der 
Dringlichkeit der Vorhaben begründet. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß nur wirtschaftlich und fachgerecht gebaut wer- 
den kann, wenn Art und Umfang der Baumaßnah- 
men festliegen und die Planung abgeschlossen ist. 
Außerdem sollten Bauleistungen möglichst öffentlich 
ausgeschrieben werden. 

Das Bundesministerium hat noch nicht Stellung ge- 
nommen. 

79 . An dem Nennkapital einer Gesellschaft ist der 
Bund zu mehr als 50 v. H. beteiligt. Die übrigen An- 
teile gehören einem privaten Unternehmen, 


Die Gesellschaft ist im Interesse des Bundes tätig. 
Insbesondere wegen der ihr vom Bund übertragenen 
Aufgaben hat sie bisher sehr günstige Jahresergeb- 
nisse erzielen können. Der Geschäftsgegenstand war 
so weit gefaßt, daß die Gesellschaft sich über die 
ihr übertragenen Aufgaben hinaus hätte betätigen 
können. Außerdem genügte nach dem Gesellschafts- 
vertrag die Bestellung nur eines Geschäftsführers. 
Dieser war im Gesellschaftsvertrag namentlich ge- 
nannt. Er durfte die Gesellschaft allein vertreten, 
auch wenn weitere Geschäftsführer bestellt waren. 
Das Alleinvertretungsrecht durfte dem Geschäftsfüh- 
rer nach dem Gesellschaftsvertrag nur aus wichtigen 
Gründen entzogen werden. Der Geschäftsführer 
leitete gleichzeitig das private Unternehmen, das 
an der Gesellschaft beteiligt ist und sich in dem- 
selben Geschäftszweig betätigt. 

Auf die Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
hin ist nach dem Ausscheiden dieses Geschäftsfüh- 
rers der Geschäftsgegenstand enger gefaßt worden. 
Die Zulässigkeit, nur einen Geschäftsführer zu be- 
stellen, ist aufgehoben worden. Das Alleinvertre- 
tungsrecht eines Geschäftsführers ist nicht mehr vor- 
gesehen. Die Personalunion in der Leitung beider 
Unternehmen ist beendet. 

Die Gesellschaft ist zur Zahlung einer umsatzabhän- 
gigen Vergütung an den Bund verpflichtet. Auf die 
Beanstandung des Bundesrechnungshofes wird die 
bisher verspätet abgeführte Vergütung nunmehr 
fristgerecht gezahlt. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
hat die Gesellschaft zugunsten des privaten Unter- 
nehmens jahrelang beträchtliche Aufwendungen 
allein oder zu einem überhöhten Anteil getragen. 
Inzwischen ist eine Regelung über die Aufteilung ge- 
troffen worden; der abschließende Ausgleich für die 
Vergangenheit steht noch aus. 

80 . Der Bund ist Mehrheitsgesellschafter einer ge- 
meinnützigen Gesellschaft, die zur Durchführung 
ihrer Aufgaben Bundesmittel erhält. 

Die Buchführung, das Belegwesen, die Kassenfüh- 
rung und die von der Gesellschaft vorzunehmenden 
Abrechnungen ihrer Einzelvorhaben sowie die Nach- 
weise über die verwendeten Bundesmittel enthielten 
erhebliche Mängel. Nach Beanstandungen des sach- 
verständigen Prüfers der Gesellschaft sowie des 
Bundesrechnungshofes teilte das zuständige Bundes- 
ministerium mit, für die zurückliegende Zeit seien 
die Mängel behoben; u. a. war damals die bestim- 
mungsmäßige Verwendung von rd. 1 Million Zu- 
wendungen nicht nachgewiesen worden. Bei den Ab- 
schlußprüfungen der Folgejähre ergaben sich erneut 
Beanstandungen. Außerdem ließen sich Differenzen 
bei Vorschußabrechnungen nicht aufklären. Ein Teil 
der Abrechnungen war von der Gesellschaft weder 
geprüft noch gebucht worden. 

Die Mängel aus den früheren Jahren sind zwar in- 
zwischen behoben worden, jedoch ergaben sich in 
den Folgejahren ähnliche Beanstandungen. Beson- 
ders die Belegführung blieb unzureichend. Die Jah- 
resabschlüsse konnten wegen dieser Mängel nicht 
fristgemäß verabschiedet werden. Die jährlichen 
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Prüfungsunterlagen sind dem Bundesrechnungshof 
daher jeweils erst mit erheblicher Verspätung zu- 
gegangen. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministerium 
wiederholt gebeten, die Mängel abstellen zu lassen 
und die Prüfungsunterlagen mit seiner Stellung- 
nahme künftig rechtzeitig vorzulegen. Das Bundes- 
ministerium hat mitgeteilt, die Gesellschaft habe 
nunmehr Maßnahmen getroffen, die die fristgerechte 
Feststellung des Jahresabschlusses und die Übersen- 
dung der Prüfungsunterlagen sicherstellten. 

Finanzierung von Unternehmen ohne Vereinbarung 
ausreichenden Einflusses, Nichteinräumung von 
Prüfungsrechten 

81 . Der Bund und ein Land haben zur Sicherung des 
Absatzes eines Erzeugnisses und zur regionalen 
Wirtschaftsförderung einem von drei Gesellschaften 
gegründeten Unternehmen beträchtliche Darlehen 
als Zuwendungen gewährt. Fast zwei Drittel der 
Investitionen des Unternehmens sind damit finan- 
ziert worden. Die Gründer-Gesellschaften sind die 
Alleinlieferanten des Unternehmens. Der Bund, das 
Land und weitere Gebietskörperschaften sind über 
die drei Gesellschaften an dem Unternehmen mittel- 
bar mit Mehrheit beteiligt. Das Bundesministerium 
der Finanzen hatte vor der Gründung und Darlehens- 
gewährung das zuständige Bundesministerium ge- 
beten, neben dem Prüfungsrecht für die Zuwendun- 
gen auf die Einräumung des haushaltsrechtlichen Be- 
teiligungsprüfungsrechts hinzuwirken; dieses Prü- 
fungsrecht haben die Gesellschafter jedoch nicht zu- 
gestanden. 

Der Bundesrechnungshof hat mit den Nachweisen 
über die Verwendung der Zuwendungen nur einen 
Teil derjenigen Unterlagen erhalten, die für die Be- 
teiligungsprüfung vorzulegen gewesen wären. Bei 
einer örtlichen Verwendungsprüfung hat er jedoch 
ergänzende Erhebungen vornehmen können. 

Eine der drei Gesellschaften hat ihre Lieferungen an 
das Unternehmen inzwischen eingestellt. Die beiden 
anderen Gesellschaften bestimmen über die von 
ihnen dem Unternehmen belassene Handelsspanne 
seine Ertragslage. Bei wirtschaftlicher Betrachtung 
ist das Unternehmen als Verkaufsabteilung der bei- 
den Gesellschaften anzusehen. Sein Vermögen 
wurde, wie erwähnt, zu etwa zwei Dritteln durch 
öffentliche Mittel finanziert, ohne daß Bund und 
Land Einfluß auf die Gesellschaft und ihre Rentabili- 
tät ausüben können. Die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Unternehmens sind nicht gesichert; der 
Abschlußprüfer hat daher den Bestätigungsvermerk 
eingeschränkt. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt, den Einfluß 
des Bundes und des Landes dem Ausmaß ihrer 
Finanzierungshilfen anzupassen. Es sollte ein Sanie- 
rungplan aufgestellt und geprüft werden, ob eine 
Anlehnung an andere Unternehmen, die Hinzu- 
nahme neuer Betriebszweige und weiterer Lieferan- 
ten möglich ist. Dadurch könnte die Rentabilität des 
Unternehmens hergestellt sowie mit der Tilgung und 
Verzinsung der Darlehen des Bundes und des Landes 
begonnen werden. Wird das Unternehmen nicht 


saniert, so sind die Darlehen des Bundes und des 
Landes voraussichtlich verloren. Das Eigenkapital 
wird in wenigen Jahren aufgezehrt sein. Mit dem 
Zusammenbruch des Unternehmens würde auch der 
Hauptzweck der vom Bund und Land gewährten 
Finanzhilfen, die regionale Wirtschaft zu fördern, 
nicht erfüllt werden. 

Das Bundesministerium hat noch nicht abschließend 
Stellung genommen. 

82 . Der Bund gewährt einer Gesellschaft laufend 
erhebliche Zuwendungen. Der Bundesrechnungshof 
hat daher angeregt, daß der Bund sich an der Gesell- 
schaft beteiligt. Er hat hierüber am 22. Oktober 1963 
den gesetzgebenden Körperschaften berichtet. Die 
Angelegenheit ist im Rechnungsprüfungsausschuß 
und mehrfach im Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages im Sinne dieser Anregung des Bundes- 
rechnungshofes behandelt worden. Der Haushalts- 
ausschuß hat ein entprechendes Ersuchen an die 
Bundesregierung gerichtet. Das zuständige Bundes- 
ministerium hatte daraufhin mitgeteilt, die Ver- 
handlungen über die Beteiligung des Bundes wür- 
den voraussichtlich 1965 abgeschlossen werden. Eine 
Beteiligung ist jedoch noch nicht zustande gekom- 
men. 

83 . Gesellschafter eines Unternehmens mit Sitz im 
Inland sind ein Land, eine ausländische staatliche 
Gesellschaft und ein Unternehmen, dessen Anteile 
einer Dachgesellschaft des Bundes gehören. Haus- 
haltsrechtliche Prüfungsrechte waren bisher dem 
Land und dem anderen Staat, nicht dagegen dem 
Bund eingeräumt worden. Das zuständige Bundes- 
ministerium hatte vor einiger Zeit auf die Bitte des 
Bundesrechnungshofes zugesagt, es werde seine Zu- 
stimmung zur nächsten Kapitalerhöhung oder zu 
sonstigen Satzungsänderungen bei dem Unterneh- 
men von der Einräumung des Prüfungsrechts ab- 
hängig machen. Die Satzung ist danach geändert 
worden, ohne daß das Bundesministerium seine Zu- 
sage eingehalten hat. 

Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts 

84 . Ein Unternehmen ist wegen seiner Aufgaben 
als juristische Person des öffentlichen Rechts er- 
richtet worden; es hat bis zum Inkrafttreten des 
neuen Haushaltsrechts der Prüfung des Bundesrech- 
nungshofes nach § 88 Abs. 3 RHO und § 4 der Ver- 
ordnung über die Rechnungslegung und Rechnungs- 
prüfung während des Krieges unterlegen. Der Bun- 
desrechnungshof hatte zur Vermeidung von Zwei- 
feln, die das Unternehmen geäußert hatte, schon 
früher gebeten, das Prüfungsrecht in die für das 
Unternehmen bestimmten Vorschriften aufzunehmen. 
Dies ist nicht geschehen. Das Unternehmen ist auch 
nach neuem Haushaltsrecht zu prüfen. 

Uber Verluste einer Beteiligungsgesellschaft des 
Unternehmens hat der Bundesrechnungshof die ge- 
setzgebenden Körperschaften bereits vor einiger Zeit 
unterrichtet. 

Das Unternehmen hat Geschäfte abgeschlossen, über 
deren satzungsmäßige Zulässigkeit Zweifel bestehen. 
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Im Zusammenhang damit sind bei einer anderen 
Beteiligungsgesellschaft beträchtliche Verluste ent- 
standen. Das zuständige Bundesministerium hat dem 
Erwerb von Anteilen an dieser Gesellschaft nicht 
zugestimmt. Darauf hat das Unternehmen diese in- 
zwischen erworbene Beteiligung auf eine andere 
Tochtergesellschaft übertragen. Die Erörterungen 
mit dem Bundesministerium sind noch nicht beendet. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß das 
Bundesministerium einer beträchtlichen Erhöhung 
der Bezüge des Vorstandes nicht nachdrücklich 
widersprochen hat. Die Angabe der Gesamtbezüge 
des Vorstandes und des Uberwachungsorganes im 
Geschäftsbericht hat das Unternehmen trotz der Be- 
mühungen des Bundesministeriums verweigert. Der 
Bundesrechnungshof hatte die gesetzgebenden Kör- 
perschaften hiervon vor längerer Zeit unterrichtet. 
Auch die jenen Bericht unterstützenden Beschlüsse 
des Deutschen Bundestages und seiner zuständigen 
Ausschüsse sind von dem Unternehmen nicht be- 
achtet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat aus den ihm zugegan- 
genen Unterlagen entnommen, daß das Unternehmen 
Mitgliedern seiner Organe Geschenke von nicht un- 
beträchtlichem Wert gegeben hat. Er hat diese 
Übung beanstandet. Das Unternehmen hat dem nicht 
entsprochen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes sollte 
das Unternehmen veranlaßt werden, seinen Ge- 
schäftsrahmen einzuhalten und die Grundsätze für 
die Unternehmen des Bundes, die der haushalts- 
rechtlichen Prüfung unterliegen, zu beachten. 


Schlußfolgerung 

85 . Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
sollten die vorstehenden Prüfungsfeststellungen die 
für die Unternehmen zuständigen Bundesministerien 
veranlassen, künftig mit Nachdruck ihren Einfluß, 
insbesondere durch die Vertreter des Bundes in den 
Unternehmensorganen, dahin geltend zu machen, 
daß Mißstände behoben und bei festgestellten 
Pflichtwidrigkeiten die erforderlichen Maßnahmen 
ergriffen werden (vgl. auch § 65 Abs. 6 BHO). 

Erhebung der Steuern 

86. Der Bundesrechnungshof hat die Steuererhe- 
bung in den Haushaltsjahren 1966 bis 1968 gemein- 
sam mit den Landesrechnungshöfen zumeist für je- 
weils drei Jahre bei insgesamt 51 Finanzämtern — 
d. s. etwa 10 v. H. — Örtlich geprüft. In diesem Zeit- 
raum haben die Finanzverwaltungen für den Bund 
rd. 121 Milliarden DM an Steuern und Abgaben er- 
hoben, wofür sie die Akten von rd. 1 700 000 Umsatz- 
steuerpflichtigen, 3 300 000 Einkommensteuerpflich- 
tigen und 40 000 Körperschaftsteuerpflichtigen ver- 
walten. Darüber hinaus bearbeiten sie jährlich etwa 
18 000 000 Anträge auf Lohnsteuerermäßigung und 
auf Lohnsteuer jahresausgleich sowie etwa 10 000 000 
Anträge auf Sparprämien und Wohnungsbauprä- 
mien. 


87 . Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Ört- 
lichen Prüfungen insbesondere die sachliche Richtig- 
keit der Rechtsentscheidungen sowie die Gleichmä- 
ßigkeit der Rechtsanwendung und der Billigkeits- 
maßnahmen untersucht. Wegen des Umfangs des 
Prüfungsstoffes konnte er — gemessen an der 
Gesamtzahl der aufkommensmäßig bedeutenden 
Fälle — nur verhältnismäßig wenige Einzelakten 
prüfen. Die Finanzverwaltungen haben die hierbei 
getroffenen Feststellungen zumeist in befriedigender 
Weise erledigt. 

88. Die Finanzämter haben sich im allgemeinen be- 
müht, ihre Aufgaben nach besten Kräften zu erfül- 
len. Jedoch ist das von ihnen seit mehr als vierzig 
Jahren unverändert angewandte Steuerermittlungs- 
und Festsetzungsverfahren durch die Entwicklung 
der Verhältnisse überholt. Es ist insbesondere im 
Verhältnis zu seinem zeitlichen und personellen 
Aufwand nicht mehr hinreichend ergiebig. Die Ur- 
sachen der Schwierigkeiten liegen hauptsächlich in 
der stetigen Erweiterung der gesetzlichen Aufgaben- 
bereiche, in der komplizierteren Steuergesetzge- 
bung, in der steigenden Zahl von Verfassungsbe- 
schwerden und Normenkontrollverfahren, in der 
mangelnden Praktikabilität der Steuergesetze, in 
dem wesensfremden Subventionszweck vieler Steu- 
ervergünstigungen sowie -in der notwendigen An- 
passung des Steuerrechts und der Rechtsprechung 
an die immer mannigfaltigeren bürgerlichrechtlichen 
und handelsrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten. 
Dadurch ist es den Finanzämtern kaum noch mög- 
lich, im Innendienst schwierigere Steuerfälle ab- 
schließend zu bearbeiten. In den meisten Fällen 
müssen die ohnehin überforderten Veranlagungs- 
dienststellen schon aus Zeitmangel auf die vorge- 
schriebenen Ermittlungen verzichten. Nur selten 
können sie aus den ihnen von den Steuerpflichtigen 
vorgelegten Unterlagen den steuerlich erheblichen 
Sachverhalt eindeutig erkennen. Dazu kommt, daß 
insbesondere die größeren Steuerzahler ihre Steu- 
ererklärungen meistens sehr spät einreichen und 
die Finanzämter die bedeutendsten Fälle schnell 
veranlagen müssen, damit die durch die späte Ab- 
gabe dieser Steuererklärungen verzögerten Ab- 
schlußzahlungen bald fällig werden. Aus diesen 
Gründen ist das finanzielle Ergebnis der Beanstan- 
dungstätigkeit bei der Veranlagung in ein immer 
krasser werdendes Mißverhältnis zu dem Verwal- 
tungsaufwand geraten. Dabei wiegt besonders 
schwer, daß die Finanzverwaltungen von ihrem 
knappen Personal zu viele gute Fachkräfte im Ver- 
anlagungsdienst verwenden und deshalb außer- 
stande sind, die vorgeschriebenen oder erforder- 
lichen Betriebsprüfungen in angemessenen Zeitab- 
ständen oder — zum Teil — überhaupt noch durch- 
zuführen. Dies führt zu nicht mehr erträglichen Un- 
gleichmäßigkeiten bei der Besteuerung und auch zu 
großen Steuerausfällen. Insbesondere weichen die 
Zeitabstände zwischen den Betriebsprüfungen in den 
einzelnen Ländern und sogar in den Bezirken einzel- 
ner Oberfinanzdirektionen erheblich voneinander ab. 
So lag der Abstand zwischen zwei Prüfungen bei den 
das Steueraufkommen stark beeinflussenden Groß- 
betrieben im Haushaltsjahr 1968 in einer Oberfinanz- 
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direktion im Durchschnitt bei 2,7 Jahren, in der un- 
mittelbar benachbarten Oberfinanzdirektion dage- 
gen bei 5,4 Jahren. Ein noch größerer Unterschied 
bestand bei den rd. 430 000 Mittelbetrieben (Ge- 
winne von 25 000 bis 150 000 DM, bei freien Berufen 
und ähnlichen Leistungsbetrieben von 50 000 bis 
300 000 DM). Hier betrug der Prüfungsturnus im 
Haushaltsjahr 1968 in einem Oberfinanz-Bezirk 
5,8 Jahre, in einem anderen Oberfinanz-Bezirk je- 
doch 16,3 Jahre. Für die rd. 800 000 Kleinbetriebe 
(Gewinne zwischen 12 000 und 50 000 DM) ergaben 
sich im Haushaltsjahr 1968 Prüfungsabstände von 
15,5 Jahren in einem Oberfinanz-Bezirk und von 
74,7 Jahren in einem anderen Oberfinanz-Bezirk. 

89 . Mit Schreiben vom 10. April 1968 hat der Prä- 
sident des Bundesrechnungshofes dem Bundesmini- 
sterium der Finanzen Vorschläge zur Reform des 
Steuerermittlungsverfahrens und zur Verstärkung 
der Betriebsprüfung gemacht, zugleich auch um das 
Auseinanderstreben der Verwaltungsorganlsationen 
durch die in mehreren Ländern angelaufenen ver- 
schiedenartigen Reformversuche zu vermeiden und 
um die Schaffung von Eingabewerten für die elek- 
tronischen Datenverarbeitungsanlagen so zu be- 
schleunigen, daß der Einsatz dieser Anlagen in den 
Finanzverwaltungen überhaupt erst vertretbar wird. 

Die Vorschläge gehen von der derzeitigen Rechts- 
lage aus. Sie sehen bei unverändertem Personalbe- 
stand eine grundlegende Neuorganisation des Ver- 
fahrensablaufs und eine Verstärkung der Betriebs- 
prüfung vor. Jeder Steuerfall soll in sachlicher Hin- 
sicht künftig nur noch einmal bearbeitet werden, 
entweder im Finanzamt oder im Rahmen einer 
Außenprüfung. Die Zeichnungsberechtigung wäre 
bei stichprobenweise durchgeführter interner Revi- 
sion den mit der Bearbeitung betrauten Bedienste- 
ten zu übertragen, die nur gleichartige und gleich- 
wertige Fälle bearbeiten sollten. Dementsprechend 
wären auch die bisherigen örtlichen Abgrenzungs- 
merkmale der Arbeitsgebiete zugunsten einer sach- 
lichen Arbeitsaufteilung aufzugeben. Schließlich 
wäre die Ermittlungstätigkeit der Finanzämter den 
Erfahrungen über ihre finanzielle Ergiebigkeit an- 
zupassen und auf das unumgängliche Mindestmaß 
zu beschränken. Sie könnte sogar bei der Mehrzahl 
der kleinen Einkommenbezieher, auf die mehr als 
die Hälfte aller Steuerfälle entfallen, unterbleiben. 

In dem Schreiben wurde empfohlen, mit den Län- 
dern einen Arbeitsausschuß zur Ausarbeitung ein- 
heitlicher Reformvorschläge zur Veranlagung der 
V-Steuern und Intensivierung der Betriebsprüfung 
zu bilden. 

90 . Das Bundesministerium der Finanzen hat die 
Finanzministerien der Länder hiervon und über die 
Vorstellungen des Bundesrechnungshofes über zeit- 
gemäße Organisationsformen unterrichtet. Der von 
den Steuerabteilungsleitern der Länderfinanzmini- 
sterien eingesetzte Arbeitsausschuß, in dem auch 
der Bundesrechnungshof vertreten ist, hat in mehre- 
ren Sitzungen bereits Vorschläge für eine Reform 
des Veranlagungsverfahrens und für eine Umorga- 
nisation der Finanzämter ausgearbeitet. Eine Ober- 


finanzdirektion hat bereits ein größeres Finanzamt 
nach diesen Gesichtspunkten versuchsweise umorga- 
nisiert und den Arbeitsausschuß über die ersten 
— bisher überwiegend positiven — Erfahrungen un- 
terrichtet. Das abschließende Beratungsergebnis 
dürfte den Finanzministerien der Länder voraus- 
sichtlich im Laufe des Jahres 1970 zugehen. 

Organisation des Schreibdienstes 
in der Bundesverwaltung 

91 . Der Bundesrechnungshof untersucht einzelne 
Bereiche der Bundesverwaltung unter Bildung von 
Schwerpunkten. Dabei hat er sich vorerst auf fach- 
neutrale Bereiche, z. B. auf Fragen der Personalwirt- 
schaft im Inneren Dienst und in der Personalverwal- 
tung beschränkt. 

In diesem Zusammenhang sind die nachstehende 11 
Feststellungen getroffen worden. 

92 . In der Bundesverwaltung sind nach Schätzung 
des Bundesrechnungshofes auf Grund der Haushalts- 
pläne (ohne Bundesbahn, Bundespost, Bundesgrenz- 
schutz und Verteidigung) etwa 8500 Schreibkräfte 
tätig. Bei einem Personalbestand (Beamte und An- 
gestellte) von etwa 87 700 Kräften sind damit rd. 
10 v. H. im Schreibdienst eingesetzt. Die Personal- 
kosten der Bundesverwaltung für diesen Bereich be- 
laufen sich auf schätzungsweise 90,5 Millionen DM; 
die Nebenkosten für Unterbringung (Raum, Raum- 
pflege, Heizung), Verwaltung, Beihilfen, Essenszu- 
schuß usw. sind darin nicht enthalten; sie können 
mit etwa 40 v. H. der Gesamtsumme angesetzt wer- 
den. 

In zahlreichen Dienststellen kann ein Teil der für 
Schreibkräfte vorgesehenen Stellen nicht besetzt 
werden, weil nicht genügend Schreibkräfte zur Ver- 
fügung stehen. Der Kräftemangel mußte durch ver- 
schiedene Maßnahmen ausgeglichen werden. Die 
insbesondere für jüngere Schreibkräfte im Bundes- 
dienst gezahlten Vergütungen werden durch Ange- 
bote der Wirtschaft zum Teil überboten. Viele wech- 
seln daher, nachdem sie von Bundesdienststellen 
ausgebildet worden sind, zu privaten Firmen über. 
Die im öffentlichen Dienst gewährten sozialen Ne- 
benleistungen sind für sie als jüngere Menschen im 
allgemeinen ein nur gering bewerteter Anreiz. 

Hohe Kosten und geringes Kräfteangebot, das sich 
durch geburtenschwache Jahrgänge, Arbeitszeitver- 
kürzung, erhöhten Urlaubsanspruch und weitere 
Ausdehnung der Verwaltungstätigkeit noch ver- 
schlechtern wird, zwingen die Bundesverwaltung 
dazu, die Herstellung von Schriftgut noch wirtschaft- 
licher zu gestalten. Nach den Erfahrungen des Bun- 
desrechnungshofes gelten dafür folgende Grund- 
sätze. 

93 . Die Schreibkräfte einer Behörde sollten organi- 
satorisch zusammengefaßt und unter eine einheit- 
liche Leitung gestellt werden. 

Dadurch kann die Zahl der Kanzleikräfte besser dem 
tatsächlichen Umfang der Schreibarbeiten angepaßt 


32 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


und ein besserer Ausgleich der Belastung erzielt 
werden. Technische Bürohilfsmittel lassen sich wirt- 
schaftlicher einsetzen und können besser ausgenutzt 
werden. Neue Schreibkräfte können systematischer 
ausgebildet werden. Die Frage der Vertretung der 
Schreibkräfte bei Urlaub oder Krankheit ist einfa- 
cher, und es entsteht kein Stau trotz kurzzeitiger 
Abwesenheit einer Schreibkraft. 

Das organisatorische Zusammenfassen der Schreib- 
kräfte setzt nicht deren Unterbringung in einem 
Raum voraus. Es schließt auch nicht aus, daß einer 
Schreibkraft in erster Linie die ihr bereits vertraute 
Materie zugeteilt wird, 

Zu große, aber auch zu kleine Kanzleien sollten ver- 
mieden werden. Bei großen Behörden oder bei der 
Unterbringung dn mehreren Dienstgebäuden ist es 
zweckmäßig, Abteilungs- oder Hauskanzleien unter 
besonderen Aufsdchtskräften einzurichten. Die Zahl 
der Schreibkräfte sollte auf den normalen Arbeits- 
anfall abgestellt werden. Gelegentliche Arbeitsspit- 
zen können wirtschaftlich durch Vergabe von 
Schreibarbeiten außer Hause in Heimarbeit aufge- 
fangen werden, vor allem wenn zum Diktat Tonträ- 
ger verwendet werden. 

94 . Zum Diktat sind möglichst ausschließlich Dik- 
tiergeräte zu verwenden. Die Aufnahme von Dikta- 
ten im Stenoraum ist unwirtschaftlich, weil die 
Schreibkraft mindestens die doppelte Zeit für das 
Schreibgut aufwenden muß (Diktat und Nieder- 
schrift), oft aber wegen Störungen während des Dik- 
tats erheblich mehr. Bei Verwendung von Diktier- 
geräten ist der Diktierende unabhängig von einer 
Schreibkraft und kann jederzeit diktieren, sein Dik- 
tat zur besseren Formulierung oder zum Nachschla- 
gen von Akten auch längere Zeit unterbrechen. Die 
Schreibkraft schreibt nach akustischer Ansage 
schneller als visuell nach dem Stenegrammblock. 
Auch können Schreibkräfte eingesetzt werden, die 
gut maschineschreiben, aber nicht schnell oder über- 
haupt nicht stenografieren können. Fremdsprach- 
liche Diktate kann eine Schreibkraft nach Phono- 
diktat auch in Reinschrift übertragen, wenn sie die 
fremde Sprache zwar beherrscht, aber nicht in ihr 
stenographieren kann. Neben Einzeldiktiergeräten, 
die auf fahrbaren Gestellen oder dn besonderen Dik- 
tierräumen installiert sein sollten, kann die Einrich- 
tung zentraler Ferndiktieranlagen vorteilhaft sein, 
wenn zahlreiche Diktierende vorhanden sind, die 
nur wenige, kurze Schriftsätze diktieren. Ferndik- 
tieranlagen können über die Fernsprecheinrichtung 
oder gesonderte Kabelverbindungen benutzt wer- 
den. 

Wichtigste Voraussetzung für die Verwendung von 
Diktiergeräten ist die Schulung und Gewöhnung 
nicht nur der Schreibkräfte, sondern vor allem der 
Diktatberechtigten an den Umgang mit Diktierge- 
räten. Abgesehen von der Überwindung psycholo- 
gischer Widerstände sind die Diktatberechtigten mit 
der Technik der Diktiergeräte eingehend vertraut 
zu machen und an die Einhaltung bestimmter Dik- 
tierregeln zu gewöhnen. Gerade das Unterlassen 
einer eingehenden Schulung der Diktatberechtigten 
hat nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
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! hofes häufig dazu geführt, daß vorhandene Diktier- 
einrichtungen zu wenig genutzt werden, so daß der 
; erstrebte Rationalisierungserfolg nicht ausreichend 
eintrat. 

Entwürfe, die durch Korrekturen so unleserlich ge- 
worden sind, daß die flüssige Übertragung in Rein- 
schrift erschwert ist, sollten nochmals auf Tonträ- 
ger diktiert werden. Im übrigen sollen die Korrek- 
turregeln für die Herstellung von Drucksätzen (An- 
lage zu Abschnitt 7 der Verwaltungsvorschriften zur 
Haushaltssystematik des Bundes) allgemein beachtet 
werden. 

Das Diktat auf Tonträger fordert vom Diktierenden 
eine stärkere Konzentration. Allerdings wird sich 
diese Diktierweise nur dann allgemein durchsetzen, 
wenn die Leitung der Dienststelle mit Nachdruck 
auf sie hinwirkt und es nach Möglichkeit unterbin- 
det, daß in das Stenogramm diktiert werden kann. 

95 . Zur Einsparung von Schreibkräften und zur Er- 
leichterung der Schreibarbeit solten möglichst weit- 
gehend technische Hilfsmittel eingesetzt werden. 

Schreibkräfte in Zentralkanzleien sollten vornehm- 
lich vollelektrische Schreibmaschinen erhalten-, das 
gilt besonders für solche Kräfte, die ausschließlich 
nach Phonodiktat schreiben. Dadurch wird die 
Schreibgeschwindigkeit erhöht und die manuelle 
Tätigkeit des Schreibens erleichtert. 

Druckträger für Vervielfältigungen sollten möglichst 
ohne Einschaltung des Schreibdienstes auf fotome- 
chanischem Wege hergestellt werden. Bei druck- 
reifen Vorlagen gestatten die modernen Bürokopier- 
geräte die Anfertigung von Druckträgern für den 
Offsetdruck erheblich schneller und wirtschaftlicher. 
Eine mit neuzeitlichen Geräten dieser Art ausge- 
stattete Druckerei wäre in der Lage, für mehrere 
benachbarte Bundesbehörden tätig zu werden. Da- 
durch könnten Maschinen und Personal eingespart 
, werden. 

Abschriften sollten nicht von Schreibkräften ange- 
! fertigt werden. Sie lassen sich erheblich wirtschaft- 
1 lieber und schneller durch Bürokopiergeräte, größere 
Auflagen über Bürokopiergerät und Vervielfälti- 
gung herstellen. Der Bundesrechnungshof hat wie- 
! derholt feststellen müssen, daß auch Kanzleileiter 
! zu wenig mit den Möglichkeiten der modernen Re- 
| prographie und des Bürooffsetdrucks vertraut sind. 

Schreibautomaten können wirtschaftlich eingesetzt 
j werden, wenn gleiche Schriftsätze oder Satzgruppen 
I häufig wiederkehren oder in größerer Zahl als Ein- 
i zelschreiben anfallen und Vordrucke oder Verviel- 
1 fältigungen aus besonderen Gründen nicht verwen- 
det werden können. Voraussetzung für ihren Einsatz 
ist, daß eine ausreichende Menge sich wiederholen- 
der gleicher Schreibarbeiten vorliegt. Schreibsetz- 
i maschinen können wirtschaftlich sein, wenn zahl- 
reiche Druckträger hergestellt werden müssen und 
auf eine besonders gute Qualität des Druckbildes 
i Wert gelegt wird. 

Ein finanzieller Mehraufwand für die technische 
Ausstattung wird im allgemeinen durch Personalein- 
sparungen bei weitem ausgeglichen. 
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Zur Beratung bei dem organisatorischen Einbau und 
der Beschaffung technischer Hilfsmittel — einschließ- 
lich aufgabengerechter Büromöbel — sollte die von 
der Bundesregierung zum 1. Januar 1970 eingerich- 
tete Bundesstelle für Büroorganisation und Büro- 
technik, Darmstadt, befragt werden; sie besitzt die 
Kenntnis des Marktangebots und seiner organisa- 
torischen Einsatzmöglichkeiten. 

96 . Oft kann der Schreibdienst durch Verwendung 
von Vordrucken entlastet werden. Allerdings müs- 
sen sie entsprechend den Normvorschriften so ge- 
staltet sein, daß eine echte Arbeitsentlastung ent- 
steht. In der Gestaltung von Vordrucken hat die 
Bundesstelle für Büroorganisation und Bürotechnik 
ebenfalls besondere Kenntnisse. 

Vielfach wird die Schreibkraft den Vordruck auf 
Grund der Akten ohne weitere Hinweise des Sach- 
bearbeiters (selbständig ausfüllen können (z. B. bei 
Benachrichtigungen im Massenbetrieb); häufig kann 
der Vordruck aber auch so gestaltet werden, daß 
der Sachbearbeiter ihn nur durch Ankreuzen und 
handschriftlichen Eintrag einiger Worte selbst aus- 
füllt, ohne eine Schreibkraft bemühen zu müssen. 

Ferner kann der Schreibdienst dadurch entlastet 
werden, daß die Schreiben tunlichst sogleich in Rein- 
schrift — mit Durchschlag als Entwurf — gefertigt 
werden. Nur die im Geschäftsgang geänderten 
Schreiben müssen dann nochmals geschrieben wer- 
den. 

97 . Diese Grundsätze eignen sich für alle Bundes- 
dienststellen und für die vom Bund ganz oder über- 
wiegend finanzierten Zuwendungsempfänger. Der 
Bundesrechnungshof hat jedoch festgestellt, daß sie 
nicht immer bekannt sind oder beachtet werden. Die 
fortschreitende Verschlechterung des Arbeitsmark- 
tes bei Schreibkräften und die Notwendigkeit einer 
rationelleren Gestaltung der Herstellung von 
Schriftgut sollte Veranlassung geben, daß künftig 
entsprechend verfahren wird. Geschieht das, so wird 
für viele Dienststellen die Zahl der bisher für 
Schreibkräfte vorgesehenen Stellen als zu hoch an- 
zusehen sein. 

Die Deutsche Bundespost hat bereits vor längerer 
Zeit begonnen, bei den Oberpostdirektionen und 
den Zentralämtern die Schriftgutherstellung nach 
den aufgezeigten Erkenntnissen zu rationalisieren. 
So werden nach Einsatz von Fernsprech-Diktatan- 
lagen die bisher in den Referaten gefertigten 
Schreibarbeiten soweit wie möglich von den mit 
modernen Büro-, Kopier- und Vervielfältigungs- 
geräten auszustattenden Zentralkanzleien über- 
nommen werden. 

Eine Oberpost direktion, bei der dieses Verfahren 
erprobt wurde, hatte vor der Umstellung 16 Schreib- 
kräfte in der Zentralkanzlei und 89 Mitarbeiterinnen 
in den Referaten mit einem Schreibzeitanteil von 
fast 25 v. H. ihrer Gesamtarbeitszeit eingesetzt. Nach 
Verlagerung der geeigneten Schreibarbeit auf die 
Zentralkanzlei (78 v. H. der gesamten Schreibarbeit) 
konnten von den 89 Mitarbeiterinnen 14 Bürokräfte 
eingespart werden; 2 weitere, bereits angeforderte 


Bürokräfte brauchten nicht eingestellt zu werden. 
Die Kanzlei konnte die Mehrarbeit durch die im 
vorigen Absatz genannten technischen und organi- 
satorischen Maßnahmen voll auffangen. 

Durch die Umstellung wird die Deutsche Bundes- 
post erhebliche Personaleinsparungen erzielen und 
die Kosten für die Schriftgutherstellung wesentlich 
senken können. 

Auch in anderen Verwaltungen, z. B. im Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung und im 
Bundesrechnungshof*), sind auf diese Weise ent- 
sprechende Ergebnisse erzielt worden. 

Wenn auch die Verhältnisse nicht bei allen Dienst- 
stellen gleichliegen, zeigen diese Beispiele doch, 
daß bei der einer wirtschaftlicheren Gestaltung des 
Schreibdienstes die Zahl der Schreibkräfte erheblich 
verringert oder eine Arbeitsmehrbelastung aufge- 
fangen werden kann. 

Benennung eines Kandidaten für die 
Mitgliedschaft im Kontrollausschuß 
der Europäischen Gemeinschaften 

98 . Das auf fünf Jahre begrenzte Mandat des aus 
sechs Mitgliedern bestehenden gemeinsamen Kon- 
trollausschusses der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft, der seit der Fusion der drei Exekutiven auch 
für die Prüfung der Montanunion zuständig ist und 
in dem seit 1960 als deutscher Vertreter ein Mitglied 
des Bundesrechnungshofes tätig war, endete im 
Juli 1969. Daher hatten die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten dem Ministerrat Vorschläge für die 
Nachfolge zu machen. 

Am 29, Juni 1969 teilte das federführende Bundes- 
ministerium der Finanzen dem Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes mit, es beabsichtige, einen Be- 
amten seines Hauses vorzuschlagen. Bei einer Dis- 
kussion der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten 
über diese Angelegenheit am 11. Juni 1969 hätten 
mehrere Delegationen erklärt, es sei wünschens- 
wert, wenn bei der Auswahl der Kandidaten die in 
den Mitgliedstaaten geltende Altersgrenze berück- 
sichtigt werde, es sollte wie bei anderen Gemein- 
schaftsinstitutionen keine „Erbhöfe" geben und bei 
der Auswahl der Kandidaten müsse das Ziel einer 
Aktivierung des Ausschusses mitberücksichtigt wer- 
den. Diesem Wunsche könne man sich nicht entzie- 
hen. Der vorgesehene Beamte — er hat im Bundes- 
ministerium Angelegenheiten der Europäischen 
Gemeinschaften zu bearbeiten und war auch für 
die Bearbeitung des Vorschlags für seine eigene Er- 
nennung fachlich mit zuständig — werde nach seiner 
Qualifikation allen Anforderungen gerecht. 

99 . Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat 
erwidert, die Motivierung für die Benennung des Be- 
amten beruhe auf einer falschen Auslegung des Er- 

’) Die beim Bundesrechnungshof bisher für Schreibkräfte 
vorgesehenen 66 Stellen konnten auf 40 verringert 
werden; das bei den obersten Bundesbehörden vor- 
gesehene Verhatnis von Schreibkräften zu Diktat- 
berechtigten von 1:4 wurde auf 1:8,5 gesenkt. 
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gebnisses der Diskussion. Auf der Sitzung vom 
11. Juni 1969, an der im übrigen nicht die Ständigen 
Vertreter der Mitgliedstaaten, sondern nur deren 
Stellvertreter teilgenommen hätten, seien keine for- 
mellen Beschlüsse gefaßt worden. Außerdem habe 
sich der Wunsch mehrerer Delegationen nach Berück- 
sichtigung der Altersgrenze schon deshalb nicht auf 
das deutsche Mitglied bezogen, weil dieses die 
Altersgrenze auch in einer neuen Amtszeit nicht 
überschritten hätte. Die Anregung, „Erbhöfe" zu 
vermeiden, habe lediglich für den Vorsitz gegolten. 
Der Hinweis, bei der Auswahl der Kandidaten solle 
das Ziel einer Aktivierung der Arbeit des Kontroll- 
ausschusses besonders berücksichtigt werden, sei 
gegeben worden, damit ein die kontinuierliche Ar- 
beit des Ausschusses gefährdender Personalwechsel 
für den Fall vermieden werde, daß der Status der 
Mitglieder — Vollbeschäftigung statt Teilbeschäfti- 
gung — ■ geändert würde. Die anderen Regierungen 
hätten sich durch das Ergebnis der Erörterung nicht 
gebunden gefühlt. So hätten vier Staaten die bis- 
herigen Mitglieder des Kontrollausschusses ohne 
Rücksicht auf das Lebensalter wieder vorgeschlagen. 
Eine Regierung habe sich entschlossen, an Stelle des 
bisherigen lebensälteren Mitgliedes einen Ange- 
hörigen des nationalen Rechnungshofes zu be- 
nennen. 

Insbesondere aber verstoße der Vorschlag des Bun- 
desministeriums gegen die zwingenden Bestimmun- 
gen der Römischen Verträge (Artikel 206 Abs. 1 
Satz 1 des EWG-Vertrages, Artikel 180 Abs. 1 Satz 1 
des EAG- Vertrages), nach denen der Kontrollaus- 
schuß aus Rechnungsprüfern zu bestehen habe, „die 
volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten müs- 
sen". Der Beamte bleibe im Falle seiner Berufung 
zum Rechnungsprüfer dem Bundesministerium der 
Finanzen gegenüber weisungsgebunden. Dies habe 
besondere Bedeutung, solange die Tätigkeit beim 
Kontrollausschuß nur zeitweise ausgeübt werde. Mit 
dem Erfordernis der Unabhängigkeit sei seine Ernen- 
nung um so weniger vereinbar, als das Bundes- 
ministerium der Finanzen in besonderem Maße an 
den vom Kontrollausschuß zu würdigenden Be- 
schlüssen des Ministerrats in Finanz- und Haushalts- 
angelegenheiten beteiligt sei. Aber auch bei einer 
etwaigen künftigen Vollbeschäftigung ließen sich 
Zweifel an der Unbefangenheit eines Beamten, der 
früher oder später wieder in seine von der Prüfung 
mit betroffene Stammverwaltung zurückkehre, nicht 
ausschließen. 

Die Unabhängigkeit sei anderseits voll gewahrt, 
wenn wie bisher ein Mitglied der nationalen Finanz- 
kontrolle, das durch die verfassungsmäßige Garantie 
richterlicher Unabhängigkeit nicht nur rechtlich, son- 
dern auch faktisch der Exekutive gegenüber keine 
Bindungen habe, zum internationalen Rechnungs- 
prüfer ernannt werde. Bei der Benennung ressort- 
eigener Verwaltungsbeamter als Prüfer werde die 
Tendenz zum „neutral prüfungsfreien" Raum ebenso 
wie zum parlamentsfreien Raum in den internationa- 
len und supranationalen Arbeitsgebieten erkennbar. 
Hierauf sei bereits in der Denkschrift des Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofes vom 22. Dezember 
1964 unter Nr. 2 hingewiesen worden. 


Die Benennung des Beamten stehe ferner im Gegen- 
satz zum Willen des Deutschen Bundestages über 
die Gestaltung einer unabhängigen supranationalen 
oder internationalen Finanzkontrolle. Der Bundes- 
tag habe in zwei Beschlüssen (vom 20. Januar 1961 
und vom 30. Juni 1965) den Wunsch ausgedrückt, daß 
„das Amt der Rechnungsprüfer den Angehörigen der 
nationalen obersten Finanzkontrollbehörden vor- 
zubehalten sei" (vgl. Stenographischen Bericht, 
194. Sitzung der 4. Wahlperiode S. 9905 B und C in 
Verbindung mit Drucksache IV/3667 Nr. 6 Abs. 4) 
und gefordert, die Regierung möge diese Beschlüsse 
befolgen. 

Abschließend hat der Präsident des Bundesrech- 
nungshofes empfohlen, den Bedenken Rechnung zu 
tragen und einen Kandidaten zu benennen, der den 
Voraussetzungen der Römischen Verträge und den 
Entschließungen des Bundestages voll entspreche. 
Dennoch hat die Bundesregierung den Beamten vor- 
geschlagen. Der Ministerrat hat die Ernennung am 
29. Oktober 1969 ausgesprochen. 


100 . Am 26. Januar 1970 hat sich das Bundesmini- 
sterium noch einmal zu der Angelegenheit geäußert. 
Es hat bestritten, daß der Bundestag mit seiner Zu- 
stimmung zum Mündlichen Bericht des Haushalts- 
ausschusses vom 28. Oktober 1960 verlangt habe, 
daß nur Beamte der nationalen Finanzkontrolle für 
die Mitgliedschaft im Kontrollausschuß der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorgeschlagen werden soll- 
ten. Der Bundestag habe nicht auschließen wollen, 
daß im Einzelfall auch Beamte berücksichtigt würden, 
die nicht der nationalen Finanzkontrolle angehören. 
Dieser Auffassung kann nicht beigetreten werden. 
In dem Mündlichen Bericht heißt es ausdrücklich, die 
Bundesregierung solle „darauf hinwirken, daß in 
den internationalen Gremien durch entsprechende 
Änderungen der Vorschriften Prüfungen durch Rech- 
nungsprüfer der nationalen Staaten möglich wer- 
den". Der Sinn dieser Forderung ist im vorliegenden 
Fall, in dem die Möglichkeit, daß ein Angehöriger 
der nationalen Finanzkontrolle vorgeschlagen und 
ernannt wurde, ohne jede Einschränkung bestand, 
ins Gegenteil verkehrt worden. 

Der inzwischen zum Rechnungsprüfer ernannte Be- 
amte ist weiterhin im Bundesministerium der Finan- 
zen für die Bearbeitung von Angelegenheiten zu- 
ständig, die die Europäischen Gemeinschaften be- 
treffen, und er gehört regelmäßig der Delegation an, 
die die Bundesrepublik Deutschland in den Sitzungen 
des Ministerrats vertritt. Daß die Aufgabe eines un- 
abhängigen Rechnungsprüfers mit dieser Tätigkeit 
unvereinbar ist, bedarf keiner näheren Begründung. 
Da den drei Europäischen Gemeinschaften Milliar- 
denbeträge auch aus dem Bundeshaushalt zufließen, 
wiegt der vom Bundesministerium der Finanzen her- 
beigeführte Zustand besonders schwer. 


101 . Die Bundesregierung wird sich bemühen müs- 
sen, den Römischen Verträgen Rechnung zu tragen. 
Das ist auch vor Ablauf der Amtsperiode des neu ge- 
bildeten Kontrollausschusses möglich. 
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Vorbehalte aus früheren Haushaltsjahren 

102 . Da in die Bemerkungen künftig auch Feststel- 
lungen über frühere Haushaltsjahre aufgenommen 
werden können (§ 97 Abs. 3 BHO), sind die noch 
nicht aufgehobenen Vorbehalte des Bundesrech- 
nungshofes zu den Bundeshaushaltsrechnungen für 
die Haushaltsjahre 1966 und früher nunmehr gegen- 
standslos. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Einzelplan 04) 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Kapitel 04 01) 

Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen der planmäßigen 
Beamten; 

Bezüge der nichtbeamteten Kräfte: a) Vergütungen der An- 
gestellten, b) Löhne der Arbeiter; 

Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 

(Titel 101, 104 a, 104 b, 107) 

Haushaltsjahre 1968 und 1969 

103 . Im Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 
1967 ist bei Kapitel 60 02 unter den Einmaligen Aus- 
gaben bei Titel 965 ohne Ausbringung eines Be- 
trages (Leertitel) die Zweckbestimmung „Sekreta- 
riate für ehemalige Bundeskanzler" vorgesehen. Die 
Bundeshaushaltspläne für die Haushaltsjahre 1968 
und 1969 enthalten diese Zweckbestimmung nicht 
mehr. Das Haushaltsgesetz 1968 ist am 8. Mai 1968 
verkündet worden. Bereits in seiner 111. Sitzung am 
14. März 1968 hatte der Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages in Gegenwart eines Vertreters 
des Bundeskanzleramts beschlossen, den im Regie- 
rungsentwurf vorgesehenen Titel 965 zu streichen. 
Nach Buchstabe A Ziffer 8 des zur Ausführung des 
Artikels 1 1 1 GG ergangenen Rundschreibens des Bun- 
desministeriums der Finanzen über die vorläufige 
Haushaltsführung der Bundesverwaltung im Haus- 
haltsjahr 1968 vom 24. November 1967 (MinBIFin 
S. 706) durften von diesem Zeitpunkt an Ausgaben, 
die im Haushaltsjahr 1967 bei Titel 965 zu buchen 
waren, nicht mehr geleistet werden. 

Die Verwaltung hat jedoch auch nach dem Beschluß 
des Haushaltsausschusses Personalausgaben für das 
Sekretariat des ehemaligen Bundeskanzlers gelei- 
stet. Die Aufwendungen in Höhe von 64 504,50 DM 
im Haushaltsjahr 1968 hat das Bundeskanzleramt auf 
seinen Personalhaushalt — Kapitel 04 01 Titel 101, 
104 und 107 — übernommen. In gleicher Weise ist 
im Haushaltsjahr 1969 verfahren worden. 

Zur Rechtfertigung dieser Maßnahme hat das Amt 
ausgeführt, es habe sich die Notwendigkeit ergeben, 
dem früheren Bundeskanzler das Sekretariat bis zum 
Ende der 5. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
zur Verfügung zu stellen. Die Fraktionsvorsitzenden 


der Koalitionsparteien und die Sprecher dieser Frak- 
tionen im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hätten dem zugestimmt. Auch das Bundes- 
ministerium der Finanzen habe keine Bedenken er- 
hoben. 

Der Beschluß, die Kosten der Fortführung des Sekre- 
tariats auf Bundesmittel zu übernehmen, ist eine 
politische Entscheidung. Er unterliegt als solche nicht 
der Finanzkontrolle. Bei der Durchführung dieses Be- 
schlusses sind jedoch Vorschriften des Haushalts- 
rechts nicht beachtet worden: vom Haushaltsjahr 
1968 an standen keine Mittel für Sekretariate für 
ehemalige Bundeskanzler mehr zur Verfügung. Für 
die nach der Beschlußfassung des Haushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages vom 14. März 1968 
geleisteten Ausgaben fehlt es demnach an einer Be- 
willigung durch die gesetzgebenden Körperschaften. 
Deren Entscheidung konnte nicht durch eine Verein- 
barung der von der Verwaltung genannten Stellen 
ersetzt werden. Durch die Buchung der Ausgaben bei 
den Personalausgaben des Bundeskanzleramts ist 
ferner ihr Charakter als außerplanmäßige Ausgabe 
verdeckt worden. Damit entfiel ein Hinweis für eine 
nachträgliche Entscheidung durch Bundestag und 
Bundesrat. Die Zustimmung des Bundesministeriums 
der Finanzen vermag an dieser Beurteilung nichts zu 
ändern. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 83, 30 und 33 Abs. 1 
RHO vor. 

Die Angelegenheit soll nunmehr bereinigt werden. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

(Kapitel 04 03) 

Politische Öffentlichkeitsarbeit „Ausland“ 

(Titel 315) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1967 

104 . Die Frage der wirtschaftlichen Verwendung 
der für die Öffentlichkeitsarbeit im Ausland be- 
willigten Haushaltsmittel kann eindeutig nur in Ver- 
bindung mit Feststellungen über die Wirksamkeit 
der Öffentlichkeitsarbeit beurteilt werden. An Hand 
der Rechnungsbelege ist dies nur in beschränktem 
Umfang möglich, da sich daraus nicht erkennen läßt, 
ob der Aufwand in angemessenem Verhältnis zu 
dem angestrebten und tatsächlich erreichten Erfolg 
der Maßnahmen gestanden hat. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher bei seinen Prüfungen auch Er- 
hebungen darüber angestellt, inwieweit das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung (BPA) die 
Wirkung der einzelnen Maßnahmen beobachtet und 
Folgerungen aus den Irgebnissen dieser Kontrolle 
gezogen werden. 

In einigen Fällen haben sich Zweifel ergeben, ob die 
Wirkung der Maßnahmen dem Einsatz der Bundes- 
mittel entspricht, zumal da in diesen Fällen Erfolgs- 
kontrollen nur unzureichend durchgeführt worden 
sind. Das BPA ist deshalb gebeten worden, die Kon- 
trollen zu verstärken. Es hat im Jahre 1968 ein be- 
sonderes Referat für Erfolgskontrolle eingerichtet, 
seitdem werden Erfolgkontrollen in verstärktem Um- 
fang durchgeführt. Der Bundesrechnungshof läßt sich 


36 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/559 


über die Wirkung der Maßnahmen weiter unter- 
richten. 


105 . Das BPA hat vom Haushaltsjahr 1964 an mit 
einem Verlag wegen der Herausgabe einer fremd- 
sprachlichen Zeitschrift verhandelt. Die Verhandlun- 
gen führten erst im Dezember 1966 zu einem Ver- 
tragsabschluß. Gleichwohl sind in der Zeit vom 
Februar 1965 bis Oktober 1966 6 Hefte der Zeitschrift 
mit einer Gesamtauflage von 26 000 Exemplaren her- 
gestellt und verteilt und hierfür zunächst Abschlag- 
zahlungen geleistet worden. 

Die Zeitschrift hatte überwiegend kulturpolitischen 
und kulturhistorischen Inhalt. Das BPA hat versucht, 
der Zeitschrift einen stärkeren politischen Akzent zu 
geben. Da diese Versuche an der gegenteiligen Auf- 
fassung des Herausgebers scheiterten, das Auswär- 
tige Amt zu einer Übernahme des Projekts auf die 
Mittel des Kulturfonds nicht bereit war und der in- 
formationspolitische Erfolg in keinem angemessenen 
Verhältnis zum finanziellen Aufwand stand, hat das 
BPA die Förderung der Zeitschrift nach Erscheinen 
von Heft 6 eingestellt. Die in den Haushaltsjahren 
1965 bis 1967 für die Vorbereitung, für den Druck 
und für den Versand der Hefte 1 bis 6 geleisteten 
Ausgaben haben insgesamt rd. 360 000 DM betragen. 
Außerdem sind Aufwendungen in Höhe von rd. 
21 600 DM für die Vorbereitung der nicht mehr er- 
schienenen Hefte 7 und 8 entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß der 
Herstellungsvertrag erst nach Erscheinen der ins- 
gesamt herausgegebenen 6 Hefte abgeschlossen wor- 
den ist, und festgestellt, daß die Herstellungskosten 
von durchschnittlich 13,80 DM je Heft erheblich über 
den Kosten für andere vom BPA finanzierte Zeit- 
schriften gelegen haben. Bei der redaktionellen und 
finanziellen Planung der Zeitschrift ist es nach seiner 
Auffassung unterlassen worden, auf die ungewöhn- 
lich hohen Kosten den gebotenen Einfluß zu nehmen. 
Der Bundesrechnungshof hat im übrigen die Förde- 
rung einer Zeitschrift kulturpolitischen Inhalts mit 
der Zweckbestimmung des Titels nicht für vereinbar 
gehalten. Bei diesem von dem Herausgeber geplan- 
ten Inhalt hätte das BPA rechtzeitig mit der Kultur- 
abteilung des Auswärtigen Amtes Verbindung auf- 
nehmen müssen, um deren Mitwirkung und die Ab- 
grenzung zu den von ihr herausgegebenen Zeit- 
schriften sicherzustellen. 

Das BPA hat geltend gemacht, daß der Preis von 
13,80 DM je Heft bei der bewußt niedrig gehaltenen 
Auflage und der hohen Qualität der Zeitschrift nicht 
überhöht gewesen sei. Zu einer Abstimmung mit 
dem Auswärtigen Amt habe keine Veranlassung be- 
standen, da eine kulturpolitische Zeitschrift nicht ge- 
plant gewesen sei. Diesen Ausführungen steht die 
vom BPA gegebene Begründung für die Einstellung 
der Maßnahme entgegen. 

Der Bundesrechnungshof hat bemerkt, daß die An- 
gelegenheit ungenügend vorbereitet und geplant 
worden ist und daß die Bundesmittel für die nach 
wenigen Folgen eingestellte Zeitschrift unwirtschaft- 
lich verwendet worden sind. 


106 . Für eine seit Jahren periodisch erscheinende 
Zeitschrift werden laufend hohe Beträge aufgewen- 
det. Der Auftrag zur Herstellung und zum Vertrieb 
der Zeitschrift ist unter Zugrundelegung eines Fest- 
preises mit Gleitklausel freihändig an einen Verlag 
erteilt worden. Die Gleitklausel wurde später ge- 
strichen und der Festpreis nach Einholung von Ver- 
gleichsangeboten und wiederholten Verhandlungen 
mehrfach gesenkt. 

Die ursprünglich vom BPA bei der Auftragsvergabe 
gehegte Erwartung, daß die Zeitschrift sich den 
Markt erschließen würde, hat sich bisher nicht er- 
füllt. Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes wird nur ein beschränkter Teil der Auflage 
verkauft; die Zahl der entgeltlich abgesetzten Exem- 
plare ist zudem rückläufig. Bemühungen, die Wirt- 
schaft in größerem Umfang dafür zu gewinnen, die 
Zeitung als Werbungsmittel zu benutzen, sind bisher 
ohne Erfolg geblieben. 

Der Bundesrechnungshof hat es deshalb und auch im 
Hinblick auf die laufenden Schwierigkeiten bei den 
Verhandlungen über die jährlichen Kostenanschläge 
des Verlages für erforderlich gehalten zu prüfen, ob 
die Herausgabe der Zeitschrift auf eine neue Grund- 
lage zu stellen ist. Das BPA hat auf die in den lang- 
wierigen Verhandlungen mit dem Verlag erreichten 
Kostensenkungen und die hohe Qualität der Zeit- 
schrift verwiesen und erklärt, daß es zusammen mit 
dem Verlag bemüht sei, das Interesse der deutschen 
Wirtschaft an einer Nutzung der durch die Zeitschrift 
gebotenen Werbemöglichkeiten zu wecken. 

Die finanzielle Entwicklung der Zeitschrift hat der 
Bundesrechnungshof im Hinblick auf den geringen 
und weiter zurückgehenden entgeltlichen Absatz und 
die Zurückhaltung der Wirtschaft weiterhin als un- 
befriedigend bezeichnet. Ob die von den Auslands- 
vertretungen als gut beurteilte Wirkung der Zeit- 
schrift dem hohen Aufwand entspricht, kann vom 
Bundesrechnungshof nicht übersehen werden. 

107 . Bei den für die Öffentlichkeitsarbeit im Aus- 
land hergestellten Leinwandfilmen hat der Bundes- 
rechnungshof in einigen Fällen bemängelt, daß durch 
Erweiterungen des Films oder Änderungen der Fas- 
sung, die nach Abschluß des Vertrages und Auf- 
nahme der Produktion vereinbart worden sind, nicht 
unerhebliche Kostenerhöhungen eingetreten sind. 
Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes hätten diese 
Kosten jedenfalls teilweise durch sorgfältigere Vor- 
bereitung und Planung, insbesondere durch entspre- 
chende Gestaltung der Drehbücher und durch lau- 
fende Unterrichtung über den Fortgang der Dreh- 
arbeiten, vermieden werden können. 

Das BPA ist gebeten worden sicherzustellen, daß sich 
solche Mängel nicht wiederholen und dadurch Bun- 
desmittel nicht unwirtschaftlich ausgegeben werden. 
Der Hinweis der BPA, es komme wiederholt vor, daß 
während der Produktion eines Films bei dem Thema 
Änderungen einträten, die bei der Entstehung des 
Drehbuchs und bei der Planung nicht hätten vorher- 
gesehen werden können, trifft nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes in den beanstandeten Fällen 
nicht zu. Das BPA hat mitgeteilt, künftig werde zur 
Behebung eventuell auftretender Mängel die Vorbe- 


37 



Drucksache VI/559 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


reitung, Planung und Überwachung einer Filmpro- 
duktion noch intensiver gestaltet werden. 

108 . Aus dem Haushaltsansatz werden Zuwendun- 
gen an außerhalb der Bundesverwaltung stehende 
Stellen für bestimmte Zwecke der Öffentlichkeits- 
arbeit im Ausland gewährt. Einige Empfänger erhal- 
ten laufend erhebliche Zuwendungen. Bei zwei Zu- 
wendungsempfängern hat der Bundesrechnungshof 
das BPA gebeten, auf eine bessere Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zu Einrichtungen hinzuwirken, die 
sich mit ähnlichen Aufgaben der Öffentlichkeits- 
arbeit befassen. Einer der Zuwendungsempfänger 
war den Auflagen, die das BPA auf Grund der bei 
einer früheren Prüfung des Bundesrechnungshofes 
erhobenen Beanstandungen erteilt hatte, nur zum 
Teil nachgekommen, obwohl er die Auflagen aner- 
kannt hatte. 

Das BPA hat sich hierzu bisher nicht geäußert. 


Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06) 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien 

(Kapitel 06 34) 

Zuschuß für Herausgabe einer Zeitschrift 

(Titel 601) 

Haushaltsjahr 1967 

109 . Für eine im wesentlichen unentgeltlich ver- 
teilte Zeitschrift ist einem Verleger für das Jahr 
1967 ein Festpreis von 398 000 DM gezahlt worden. 
Damit sollten die Herstellung und die Verteilung 
von 24 Ausgaben mit einer Auflage von je 10 000 
Exemplaren abgegolten sein. 

Der Verleger hat die Auflage im März 1967 auf 
9000 Exemplare und im Juli 1967 auf 6700 Exemplare 
gesenkt, ohne hierzu das vertraglich vereinbarte 
Einvernehmen mit dem Auftraggeber herbeizufüh- 
ren. Daß nur noch 6700 Exemplare hergestellt wur- 
den, war der Verwaltung bis zur Feststellung durch 
den Bundesrechnungshof nicht bekannt. Der Fest- 
preis von 398 000 DM blieb unverändert, obwohl 
der Verleger mindestens rd. 29 000 DM einsparen 
konnte. Die Verwaltung sieht wegen Mängeln des 
Vertrages keine Möglichkeit, den Festpreis nach- 
träglich zu kürzen. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes ist eine 
Bezieherbefragung durchgeführt worden. Sie ergab, 
daß nur etwa 600 Bezieher die weitere Belieferung 
gegen Entgelt wünschten und weitere etwa 200 Be- 
zieher am unentgeltlichen Weiterbezug interessiert 
waren. 

Die Zeitschrift ist daraufhin aufgegeben und an 
ihrer Stelle ein Dokumentaranhang zu einer ande- 
ren vom Bund geförderten Zeitschrift eingeführt 
worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes hat es 
die Verwaltung bei der Gestaltung des Festpreis- 


vertrages versäumt, eine Ermäßigung des Festprei- 
ses für den Fall der Auflagensenkung vorzusehen. 
Auch hätte sie rechtzeitig und nicht erst auf Anre- 
gung des Bundesrechnungshofes das Interesse der 
Bezieher an der Zeitschrift feststellen sollen, um 
aus dem Ergebnis die notwendigen Schlüsse zu zie- 
hen. Dem Bundeshaushalt hätten dadurch erhebliche 
Ausgaben erspart werden können. 

Das Bundesministerium hat eingewendet, es müsse 
berücksichtigt werden, daß die Herausgabe der 
Zeitschrift „von komplexen politischen, personellen 
und vertraglichen Faktoren bestimmt" gewesen sei. 
Trotzdem habe die Verwaltung keine Möglichkeit 
versäumt, von sich aus vermeidbare Ausgaben ein- 
zuschränken, wenn auch eine Bereinigung der ohne 
Zweifel vorhandenen Mißstände erst mit Hilfe des 
Bundesrechnungshofes habe stattfinden können. 

Die Einwendungen des Bundesministeriums sind 
nicht geeignet, die Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes zu ändern. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08) 

Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 
in Offenbach (Main) 

(Kapitel 08 09) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

Entgelte für Branntweinreinigung 

110 . Die Bundesmonopolverwaltung reinigt nur 
einen Teil des von ihr angekauften Rohbranntweins 
in eigenen Anlagen. Den überwiegenden Teil läßt 
sie von privaten Lohnreinigungsbetrieben reinigen. 
Die mit ihnen getroffenen Preisvereinbarungen ga- 
ben schon vor längerer Zeit zu Bedenken Anlaß. 

Seit 1956 hat der Bundesrechnungshof wiederholt 
darauf hingewiesen, daß es, auch im Hinblick auf 
die Höhe der bei der Reinigung in verwaltungs- 
eigenen Anlagen entstehenden Kosten, unumgäng- 
lich sei, die Angemessenheit der den Reinigungsbe- 
trieben gezahlten Preise zu überprüfen, weil sie 
weder im Wettbewerb zustande gekommen noch 
der Höhe nach durch aussagefähige Kalkulationen 
nachgewiesen waren. 

Die daraufhin im Jahre 1959 von Wirtschaftsprü- 
fern bei fünf Auftragnehmern vorgenommene Prü- 
fung der Selbstkosten ergab, daß die vereinbarten 
Entgelte die angemessenen Selbstkostenpreise er- 
heblich überschritten. Die Bundesmonopolverwal- 
tung zahlte daher die bisherigen Entgeltsätze vom 
1. Oktober 1960 an zunächst nur noch als „vor- 
läufige Gebühren" weiter. Es kam jedoch nicht zu 
der Vereinbarung neuer, auf der Grundlage der 
Selbstkosten berechneter Preise. Die Verwaltung 
begründete das damit, daß die Prüfung noch nicht 
alle erforderlichen Erkenntnisse vermittelt habe und 
eine erneute Überprüfung unerläßlich sei. 

Diese zweite Prüfung wurde in den Jahren 1962 bis 
1964 durch Betriebsprüfer der Zollverwaltung unter 
Beteiligung von Wirtschaftsprüfern vorgenommen, 
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und zwar wiederum bei fünf als repräsentativ an- 
gesehenen Lohnreinigungsbetrieben. Das Ergebnis 
lag Anfang Mai 1964 vor. Danach waren die von der 
Verwaltung für 1961/62 gezahlten Jahresentgelte bei 
den geprüften Betrieben um insgesamt rd. 500 000 
DM höher als die nach den — für öffentliche Auf- 
träge geltenden — "Leitsätzen für die Preisermitt- 
lung auf Grund von Selbstkosten" (Anlage zur Ver- 
ordnung PR Nr. 30/53) ermittelten angemessenen 
Selbstkostenpreise. Es kann angenommen werden, 
daß allen zwölf Vertragsanstalten allein für das Ge- 
schäftsjahr 1961/62 um insgesamt mehr als 1 Million 
DM überhöhte Entgelte gezahlt worden sind. 

111- Bei Beginn der zweiten Prüfung hatte die Bun- 
desmonopolverwaltung vorsorglich die bisherigen 
Verträge gekündigt und mit Wirkung vom 1. Okto- 
ber 1962 neue abgeschlossen, die vorsahen, daß der 
Auftragnehmer „ein Entgelt auf der Grundlage der 
Selbstkostendeckung" erhalten und daß „das jeweils 
gültige Entgelt in einem Nachtrag zu diesem Ver- 
trag verlautbart" werden sollte. Denoch zahlte die 
Verwaltung bis zum Ende des Geschäftsjahres 
1964/65 Entgelte in der bisherigen Höhe, ohne einen 
Vorbehalt zu machen. Der in den Verträgen vorge- 
sehene Nachtrag ist während deren Geltungsdauer 
(1. Oktober 1962 bis 30. September 1965) nicht zu- 
stande gekommen. 

Als der zweite Prüfungsbericht vorlag, ermittelte 
die Verwaltung Preise („Entgelte") für die Reini- 
gung, die Lagerhaltung und die Ein- und Auslage- 
rung, die die Selbstkosten und einen angemessenen 
Gewinn der Auftragnehmer decken sollten. Die Ent- 
gelte für die Reinigung wurden nach Beschäftigungs- 
stufen gestaffelt, die übrigen Entgeltsätze nach den 
durchschnittlichen Selbstkosten der geprüften Be- 
triebe errechnet. Die Verwaltung ging dabei inso- 
weit fehlerhaft vor, als sie bei ihren Berechnungen 
einige besonders niedrige Aufwendungen außer Be- 
tracht ließ, jedoch aus dem Rahmen fallende hohe 
Aufwendungen einzelner Betriebe berücksichtigte. 
Die so ermittelten Preise wurden allerdings nicht 
wirksam, da die seit Abschluß der neuen Verträge 
(1. Oktober 1962) erbrachten Leistungen nicht nach 
diesen Preisen neu berechnet wurden. Mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1965 schloß die Verwaltung mit den 
Lohnreinigungsbetrieben neue Verträge ab, die wie- 
derum vorsahen, daß die Auftragnehmer „ein Entgelt 
auf der Grundlage der Selbstkostendeckung" erhal- 
ten sollten. Gleichzeitig wurde in einem Nachtrag zu 
diesen Verträgen die Höhe der ab 1. Oktober 1965 
gültigen Entgelte vereinbart. Die jetzt vereinbarten 
„Entgeltsätze für Lohnreinigung" waren höher als 
die ursprünglich auf Grund der Selbstkostenprüfung 
errechneten Sätze, da die Kostenerhöhungen einbe- 
zogen worden waren, die der zuständige Fachver- 
band 1965 geltend gemacht hatte. 

Die Verwaltung legte die erhöhten Preise, ohne 
daß eine rechtliche Verpflichtung bestand, nachträg- 
lich auch der Abrechnung über die im Geschäftsjahr 
1964/65 erbrachten Leistungen zugrunde. Dadurch 
wurden Nachzahlungen in Höhe von rd. 800 000 DM 
erforderlich. Einem der Auftragnehmer, der selbst 
bei Zugrundelegung der erhöhten Preise rd. 81 000 
DM zuviel erhalten hatte, wurde der Betrag mit der 


Begründung belassen, die Rückzahlung würde eine 
unbillige Härte bedeuten. 

112 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Bundesmonpolverwaltung es jeweils unterlassen 
hat, unverzüglich die aus den Erkenntnissen der 
Selbstkostenprüfung erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, damit weitere überhöhte Zahlungen aus Bun- 
desmitteln unterblieben. Er hat es als unverständlich 
bezeichnet, daß in Kenntnis der in den Vorjahren 
gezahlten überhöhten Entgelte noch rückwirkend für 
das Geschäftsjahr 1964/65 Nachzahlungen geleistet 
und darüber hinaus einem Betrieb rd. 81 000 DM we- 
gen „unbilliger Härte" belassen wurden, obwohl die 
an den Betrieb geleisteten Zahlungen allein in den 
Geschäftsjahren 1961/62 bis 1964/65 die angemesse- 
nen Selbstkostenpreise um schätzungsweise 400 000 
DM überstiegen. Die Bundesmonopolverwaltung hat 
trotz wiederholter Gegenvorstellungen nicht die Be- 
reitschaft erkennen lassen, sich um eine auch die 
Belange des Bundes nach Ansicht des Bundesrech- 
nungshofes ausreichend berücksichtigende Abwick- 
lung zu bemühen, und keine Begründung gegeben, 
die geeignet gewesen wäre, die vom Bundesrech- 
nungshof beanstandete Handlungsweise zu recht- 
fertigen. Erst nach Zustellung des Entwurfs dieser 
Bemerkung hat die Bundesmonopolverwaltung am 
9. Januar 1970 mitgeteilt, daß der Betrag von rd. 
81 000 DM nunmehr zurückgezahlt worden sei. 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(Einzelplan 10) 

Ailgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 10 02) 

Investitionshilfen für landwirtschaftliche Betriebe 

(Titel 959) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1969 

113 . Zur Vorbereitung der deutschen Landwirtschaft 
auf den Wettbewerb im Gemeinsamen Markt sah 
der Bundeshaushaltsplan 1965 ein Anpassungspro- 
gramm in Höhe von 840 Millionen DM vor, davon 
380 Millionen DM als „Investitionshilfe für landwirt- 
schaftliche Betriebe". Nach den vom Bundesministe- 
rium hierzu im August 1965 erlassenen Richtlinien 
wurde dieser Betrag im September/Oktober 1965 
auf Antrag nach Betriebsgrößen ausgezahlt, ohne 
daß ein Nachweis über tatsächlich vorgenommene 
Investitionen zu erbringen war. 

Für die Jahre 1966 bis 1969 wurde die Investitons- 
hilfe in § 2 Abs. 4 des EWG-Anpassungsgesetzes 
vom 9. September 1965 geregelt. Das Bundesministe- 
rium gab deshalb am 16. Juni 1966 neue Richtlinien 
heraus, die wiederholt ergänzt und geändert worden 
sind. Sie sahen im Interesse einer möglichst zweck- 
entsprechenden Verwendung der Bundesmittel vor, 
daß nur solche Investitionen gefördert werden soll- 
ten, die im Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht 
begonnen worden waren. Wegen der späten Heraus- 
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gäbe der Richtlinien ließ das Bundesministerium je- ! 
doch bei Baumaßnahmen die Förderung auch dann 
zu, wenn die Bauten nicht vor dem 1. Januar 1966 
begonnen und bei der Antragstellung noch nicht 
„überwiegend" fertiggestellt waren. Außerdem durf- 
ten Beihilfen nur für Maßnahmen gewährt werden, 
die geeignet waren, „eine wirksame Verbesserung 
des wirtschaftlichen Ergebnisses der einzelnen Be- 
triebe" herbeizuführen. Diese Voraussetzung war 
durch Betriebsentwicklungspläne nachzuweisen, zu 
deren Begutachtung neutrale Ausschüsse gebildet 
wurden. 

114 . Der Bundesrechnungshof hat in den Jahren 
1967 bis 1969 bei den Bewilligungsstellen der Länder 
örtlich geprüft und festgestellt, daß die Richtlinien 
— insbesondere im Anlaufjahr 1966 — sehr unter- 
schiedlich gehandhabt wurden und in erheblichem j 
Umfang gegen sie verstoßen worden ist. 

115 . Die unterschiedliche Handhabung hat das Bun- ! 
desministerium im Oktober 1966 mit den zuständi- 
gen Länderreferenten besprochen, ohne jedoch eine ; 
Niederschrift über das Ergebnis herauszugeben. Die 
Länder verfuhren daher weiter nicht gleichmäßig. 
Einige unterrichteten die Regierungspräsidien ein- , 
gehend über die Besprechung, vor allem darüber, 
daß auch im Anlaufjahr Ausnahmen von den Richt- 
linien nicht zulässig seien. Ein Land ermächtigte 
jedoch die Bezirksregierungen, Bauaufwendungen, 
die nach dem 1. Januar 1966, andere Aufwendungen, 
die nach Bekanntgabe der neuen Richtlinien ent- 
standen waren, ohne Rücksicht auf die Antragszeit 
schon dann als beihilfefähig anzuerkennen, wenn 
lediglich die Zahlungen nach diesen Zeitpunkten 
geleistet worden waren. Diese Unterschiede wären 
vermieden worden, wenn das Ergebnis der Bepre- 
chung festgelegt und den Ländern mitgeteilt worden 
wäre. 

116 . Obwohl nach den Richtlinien Antragszeitpunkt 
zweifelsfrei der Tag war, an dem die Genehmigung 
des Betriebsentwicklungsplanes beantragt wurde, 
waren insoweit unterschiedliche Entscheidungen be- 
sonders häufig. So ließ man es genügen, wenn Land- 
wirte im Anschluß an Vorträge landwirtschaftlicher 
Berater ihr allgemeines Interesse an der Förde- 
rungsmaßnahme bekundet hatten. Eine Bewilli- j 
gungsstelle erkannte auch den Tag an, an dem der 
Kreisgeschäftsführer des Bauernverbandes für sämt- 
liche Mitglieder einen Pauschalantrag gestellt hatte, 
ohne die Namen der einzelnen Antragsteller und 
deren Investitionsabsichten anzugeben. 

117 . Zahlreiche Bewilligungsstellen haben Baumaß- i 
nahmen des Jahres 1965 bezuschußt, die bereits mit 
der Investitionshilfe 1965 abgegolten waren; in an- 
deren Fällen wurde übersehen, daß nur Vorhaben 
gefördert werden durften, die bei der Antragstellung 
noch nicht „überwiegend" fertiggestellt waren. Zwei 
Länder sahen einen Bau als überwiegend fertigge- 
stellt an, wenn er über den Rohbau hinausgediehen 
war. Ein anderes Land stellte darauf ab, ob vor der I 


! Antragstellung mehr als 50 v. H. der Baukosten ent- 
standen waren, während anderwärts die Beihilfen 
nur versagt wurden, wenn ein Bau zu diesem Zeit- 
punkt bereits funktionsfähig war. Diese Auffassung 
konnte selbst bei großzügiger Auslegung nicht an- 
erkannt werden. Das Bundesministerium sieht Bau- 
vorhaben als überwiegend fertiggestellt an, wenn 
am Stichtag mindestens 80 v. H. der Baukosten ent- 
standen sind. Hiergegen sind Einwendungen wegen 
der mit der Investitionshilfe verfolgten Ziele nicht 
zu erheben. 

118 . Viele Rechnungen enthielten weder das Be- 
stell- noch das Liefer- oder Leistungsdatum, so daß 
nicht zu erkennen ist, ob die Beihilfefähigkeit gege- 
ben war. Auf Anregung des Bundesrechnungshofes 
hat das Bundesministerium die Länder gebeten, 
diese Mängel abzustellen. Spätere Prüfungen haben 
aber ergeben, daß dieser Bitte nicht immer entspro- 
chen worden ist. Es bleibt der Verwaltung überlas- 
sen zu prüfen, ob sich hieraus Rückforderungen er- 
geben. 

119 . Einige Bewilligungsstellen haben Beihilfen für 
Investitionen gewährt, die im Betriebsentwicklungs- 
plan nicht aufgeführt und deshalb weder auf ihre 
Wirtschaftlichkeit geprüft noch genehmigt worden 
waren. In anderen Fällen wurden Zuschüsse zu 
Stallentlüftungs- und Entmistungsanlagen sowie zu 
Installations- und Malerarbeiten gewährt, die gleich- 
zeitig nach den „Richtlinien für Aussiedlungen, Auf- 
stockungen und bauliche Maßnahmen in Altgehöf- 
ten" gefördert wurden. Auf Veranlassung des Bun- 
desrechnungshofes hat das Bundesministerium dar- 
auf hingewiesen, daß für Teilmaßnahmen, die zu 
einer Aussiedlung oder Althofsanierung gehören, 
nicht außerdem Investitionsbeihilfen gewährt wer- 
den dürfen. 

120 . Häufig haben Antragsteller die Bewilligungs- 
stellen getäuscht. So wurden höhere Kaufpreise 
durch Vorlage von Zweitrechnungen, Rechnungs- 
abschriften und dergleichen vorgetäuscht, in denen 
Angaben über gewährte Rabatte und Skonti fehlten. 
Für schon vor der Antragstellung, oft schon in frü- 
heren Jahren beschaffte Maschinen wurden Rech- 
nungen mit gefälschten Daten oder von Lieferern 
neu ausgestellte Rechnungen vorgelegt, auf denen 
wider besseres Wissen spätere Rechnungs- und Lie- 
ferdaten eingesetzt waren. Es wurden sogar Gefäl- 
ligkeitsrechnungen für nicht gelieferte Maschinen 
vorgefunden. Einige Bewilligungsstellen hatten Be- 
lege, bei denen die Täuschungsabsicht offensichtlich 
war, unbeanstandet hingenommen. 

Die zu Unrecht gezahlten Beträge wurden nebst Zin- 
sen zurückgefordert. Der Bundesrechnungshof hat 
den Bewilligungsstellen außerdem die strafrechtliche 
Verfolgung der Antragsteller und derjenigen ange- 
raten, die ihnen Beihilfe geleistet haben. Im Bereich 
eines Regierungspräsidiums, das von sich aus so- 
wohl gegen einen Antragsteller als auch dessen 
Wirtschaftsberater Strafanzeige erstattet hatte, wa- 
ren nach Bekanntwerden der Verurteilungen kaum 
noch Beanstandungen zu erheben. 
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121. Vielfach haben Bewilligungsstellen Beihilfen 
für Bauvorhaben gewährt, die die Landwirte in eige- 
ner Regie mit Bauhelfern ausgeführt hatten. Die den 
Bauhelfern gezahlten Vergütungen wurden als Bau- 
kosten anerkannt. Da es den öffentlichen Interessen 
widersprechen würde, Beihilfen für solche Leistun- 
gen zu zahlen, die nicht ordnungsmäßig versteuert 
werden, hat das Bundesministerium auf Anregung 
des Bundesrechnungshofes die Länder darauf auf- 
merksam gemacht, daß zu Aufwendungen für 
Schwarzarbeit keine Beihilfen gewährt werden dür- 
fen. Es sieht aber alle Aufwendungen, über die Rech- 
nungen mit Angaben über den Namen des Bauhel- 
fers sowie über die Zeit und Art der Leistung usw. 
vorgelegt werden, als beihilfefähig an, wenn gleich- 
zeitig die Versteuerung durch Kontrollmitteilungen 
an die Finanzbehörden sichergestellt wird. Bei spä- 
teren Prüfungen hat sich ergeben, daß den Finanz- 
behörden noch keine Kontrollmitteilungen übersandt 
worden waren. Das Bundesministerium ist bemüht, 
ein einfacheres Verfahren für die Kontrollmitteilun- 
gen zu entwickeln. Hierdurch soll auch sichergestellt 
werden, daß Beihilfen nur zu den an Bauhelfer 
tatsächlich gezahlten Entgelten gewährt werden. 

122. Die Richtlinien hatten auch die Aufstockung 
von Rindvieh aus eigenem Bestand, das der Milchlei- 
stungsprüfung unterlag, für beihilfefähig erklärt. Als 
Eigenleistung konnte ein Betrag von 1000 DM je 
Großvieheinheit anerkannt werden. Die bereits vor 
Bekanntgabe der Richtlinien geäußerten Bedenken 
des Bundesrechnungshofes insbesondere dazu, daß 
ein ordnungsmäßiger Nachweis der aus eigenem 
Bestand vorgenommenen Viehaufstockungen kaum 
möglich sein werde, hat das Bundesministerium nicht 
geteilt- es hat nach Abstimmung mit den Länder- 
ministerien mitgeteilt, es halte die Aufstockung, so- 
weit eine Milchleistungsprüfung vorgesehen sei, für 
ausreichend kontrollierbar; es hat jedoch nicht vor- 
geschrieben, in welcher Weise die Bestandsauf- 
stockungen nachgewiesen werden sollten. Das hat 
auch hier zu einer unterschiedlichen Handhabung ge- 
führt. Während sich einige Bewilligungsstellen die 
Aufstockungen durch Landwirtschaftsbehörden oder 
durch Milchkontrolleure bescheinigen ließen, be- 
gnügten sich andere mit der einfachen Versicherung 
der Antragsteller, daß die Aufstockung vollzogen 
sei. 

Die Rechnungsprüfung hat die ursprünglichen Be- 
denken bestätigt. In einer Vielzahl von Fällen wurde 
festgestellt, daß geförderte Viehaufstockungen nicht 
vorgenommen worden waren, selbst dann nicht, 
wenn entsprechende Bescheinigungen von Behörden 
oder Milchkontrolleuren Vorlagen. Die zu Unrecht 
ausgezahlten Bundesbeihilfen wurden zurückver- 
langt. 

Inzwischen hat das Bundesministerium die Förde- 
rung der Viellaufstockung, auch im Hinblick auf die 
Milchüberschüsse, ganz eingestellt, wie dies vom 
Bundsrechnungshof seit Jahren empfohlen worden 
war. 

123. Insgesamt haben die Prüfungen ergeben, daß 
die Maßnahme in der Landwirtschaft auf großes In- 


teresse gestoßen ist und als wirksame Hilfe angese- 
hen wurde. Bei überwiegend ordnungsmäßiger Ab- 
wicklung dieser Investitionshilfe führten die Prüfun- 
gen jedoch zu den aufgeführten Beanstandungen. 
Die zuständigen Stellen sollten angehalten werden, 
die Mängel künftig zu vermeiden und nur noch solche 
Rationalisierungs- und Umstellungsmaßnahmen zu 
fördern, die für den Einzelbetrieb einen bleibenden 
Nutzen haben. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(Einzelplan 11) 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen 

(Kapitel 11 10) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

Badekuren 

124. Nach dem Bundesversorgungsgesetz kann Be- 
schädigten im Rahmen der Heilbehandlung eine 
Badekur gewährt werden. Von dieser Möglichkeit 
machen jährlich 60 000 bis 70 000 (rd. 5 v. H.) der Be- 
schädigten Gebrauch. Etwa ein Fünftel davon bean- 
sprucht erstmals eine Badekur, mehr als 40 v. H. ha- 
ben bereits vier und mehr Kuren erhalten. Eine 
Badekur einschließlich Nebenleistungen — Einkom- 
mensausgleich und Krankengeldersatz — kostet 
durchschnittlich 1800 bis 2000 DM. Die Aufwendun- 
gen des Bundes für Badekuren nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz betragen danach durchschnittlich etwa 
120 Millionen DM jährlich. Da die Ausgaben zusam- 
men mit den Aufwendungen für andere Leistungen 
der Heil- und Krankenbehandlung im Haushaltsplan 
erfaßt und auch sonst nicht besonders nachgewiesen 
werden, sind genaue Zahlen nicht vorhanden. 

! Die Versorgungsverwaltung hat in erheblichem Um- 
I fang Badekuren gewährt, ohne daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen Vorlagen. Meist wurde weder er- 
kennbar geprüft, ob die Kur notwendig war, einen 
Heilerfolg zu sichern oder eine drohende Gesund- 
heitsverschlechterung oder Arbeitsunfähigkeit abzu- 
wenden, noch wurde geklärt, ob andere weniger 
' kostspielige Behandlungsverfahren erfolglos oder 
I nicht genügend erfolgversprechend waren. Die Bade- 
kuren wurden vor allem in vielen Fällen zur Be- 
handlung von Schädigungsfolgen gewährt, obgleich 
nicht diese, sondern schädigungsunabhängige Er- 
krankungen die Behandlung erforderlich machten. 
Das hat insbesondere bei Leichtbeschädigten zu un- 
berechtigten Ausgaben zu Lasten des Bundes ge- 
führt, da dieser Personenkreis nur einen Anspruch 
auf Heilbehandlung für Schädigungsfolgen hat. So 
erhielt ein Leichtbeschädigter, bei dem der Verlust 
mehrerer Finger der linken Hand anerkannt war, 
eine Badekur, die wegen einer Aortensklerose und 
verbildender Veränderungen der Wirbelsäule not- 
wendig war. Schwerbeschädigte haben zwar grund- 
sätzlich einen Anspruch auf Heilbehandlung auch für 
Nichtschädigungsfolgen. Dieser Anspruch ist jedoch 
ausgeschlossen, wenn der Beschädigte für das schä- 
digungsunabhängige Leiden eine Kur von dem 
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zuständigen Sozialversicherungsträger erhalten 
kann. Trotz dieser Vorrangigkeit der Ansprüche ge- 
gen Sozialversicherungsträger ist in etlichen Fällen 
den Beschädigten zu Lasten des Bundes eine Kur 
nach dem Bundesversorgungsgesetz gewährt wor- 
den. 

Besonders zu erwähnen sind die Fälle, in denen we- 
gen derselben Beschwerden gleichzeitig oder kurz 
nacheinander eine Rentenerhöhung abgelehnt, eine 
Badekur jedoch bewilligt wurde. So erhielt ein 
Leichtbeschädigter (Minderung der Erwerbsfähigkeit 
— MdE — unter 25 v. H.) eine Badekur wegen 
dauernder wechselnder Schmerzen in der rechten 
Schulter, in den Ellenbogen und in den Knie- 
gelenken; zwei Jahre vorher war ein Antrag 
auf Gewährung von Rente abgelehnt worden, weil 
diese Beschwerden auf schädigungsunabhängige Ge- 
lenk- und Wirbelsäulenveränderungen zurückzufüh- 
ren waren. In einem anderen Fall, in dem der Be- 
schädigte (MdE unter 25 v. H.) wegen derselben Be- 
schwerden gleichzeitig eine Rentenerhöhung und 
eine Badekur beantragt hatte, wurden das Gutachten 
zum Erhöhungsantrag und das widersprechende Kur- 
gutachten auf Grund derselben Untersuchung abge- 
faßt. Nach dem einen Gutachten waren schädigungs- 
unabhängige Gesundheitsstörungen für den Krank- 
heitszustand ursächlich und eine Rentenerhöhung 
ungerechtfertigt. Im Kurgutachten wurden dieselben 
Beschwerden allein auf die Schädigungsfolgen zu- 
rückgeführt und eine Badekur befürwortet; die ver- 
sorgungsfremden Gesundheitsstörungen wurden da- 
bei nicht erwähnt. Der Prüfarzt stimmte den sich 
widersprechenden Gutachten zu; das Landesversor- 
gungsamt bewilligte in Kenntnis beider Gutachten 
ohne Begründung die Badekur wegen Schädigungs- 
folgen. 

Nicht selten wurden Badekuren auch dann bewilligt, 
wenn schwere versorgungsfremde Erkrankungen 
einer solchen Maßnahme entgegenstanden. Die 
Kuren mußten dann vorzeitig abgebrochen oder in 
Form einer Krankenhausbehandlung (wegen der 
schädigungsunabhängigen Erkrankung) durchgeführt 
werden. 

Landesversorgungsämter haben, übrigens regel- 
mäßig ohne Begründung, Badekuren selbst dann be- 
willigt, wenn sich der versorgungsärztliche Gut- 
achter oder der Prüfarzt des Versorgungsamts oder 
beide dagegen ausgesprochen hatten. Das dürfte zu 
einem wesentlichen Teil bei den Versorgungsämtern 
zu der unsachgemäßen Behandlung der Kursachen 
und bei den Ärzten der Versorgungsämter zu der 
Auffassung geführt haben, daß es im Ermessen des 
Landesversorgungsamts liege, dem Antrag auch 
dann zuzustimmen, wenn nach dem Befund und den 
besonderen Verhältnissen im Einzelfall die Gewäh- 
rung einer Badekur nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz ausgeschlossen ist. Diese Auffassung wurde 
von Ärzten wiederholt zum Ausdruck gebracht. 

Es hat sich auch als nicht vorteilhaft erwiesen, daß 
die Kurfälle bei den Landesversorgungsämtern meist 
allein vom Ärztlichen Dienst entschieden werden. 
Die Ärzte lassen sich in erster Linie von medizini- 
schen Erwägungen leiten, ohne daß die bestehenden 


Vorschriften immer ausreichend berücksichtigt wer- 
den können. In einigen Ländern wird deshalb ange- 
strebt, die abschließende Entscheidung der Verwal- 
tung zu übertragen. 

125 . Die Versorgungsdienststellen haben in ihren 
Stellungnahmen zu den Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofes mehrfach auf das dringende Bedürf- 
nis hingewiesen, die vom Bundesministerium im 
Jahre 1953 herausgegebenen Kurrichtlinien neu zu 
fassen. Ein Landesversorgungsamt hatte gegen die 
Ausführungen des Bundesrechnungshofes nichts ein- 
zuwenden, stellte jedoch die erforderlichen Maß- 
nahmen bis zur Herausgabe neuer Kurrichtlinien 
zurück. Zum Teil wurden beanstandete Entscheidun- 
gen auch mit Empfehlungen höheren Orts gerecht- 
fertigt, in Kursachen großzügig zu verfahren. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht den thera- 
peutischen Wert der Badekuren und deren Bedeu- 
tung für die Rehabilitation der Beschädigten. Die 
Maßnahmen der Verwaltung müssen sich jedoch 
auch auf diesem Gebiete im Rahmen der gesetzlichen 
und wirtschaftlich vertretbaren Grenzen halten. 

126 . Der Bundesrechnungshof hat die Mängel be- 
anstandet, das Bundesministerium durch Übersen- 
dung von Abdrucken seiner Prüfungsmitteilungen 
fortlaufend über die Entwicklung unterrichtet und 
es gebeten, durch ein Rundschreiben an die zustän- 
digen obersten Landesbehörden auf die Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften und Richtlinien hinzu- 
weisen. Ferner hat er angeregt, die Kurrichtlinien 
neu zu fassen. 

Das Bundesministerium hat mitgeteilt, es habe die 
Angelegenheit mit den Leitenden Ärzten der Lan- 
desversorgungsämter besprochen und sie gebeten, 
auf die Beachtung der Ausführungen des Bundes- 
rechnungshofes hinzuweisen. Nach seinen Erfahrun- 
gen würden die Grundsätze der Heilbehandlung 
aber nur in wenigen Einzelfällen nicht beachtet. Ein 
Rundschreiben erscheine ihm daher nicht gerecht- 
fertigt. Das Bundesministerium hat lediglich in Aus- 
sicht gestellt, die Anregungen bei der Neufassung 
der Kurrichtlinien zu berücksichtigen. Zu zwei vor- 
läufigen Referentenentwürfen für eine Neufassung 
hat der Bundesrechnungshof Änderungsvorschläge 
gemacht. Das Bundesministerium hat in der Ange- 
legenheit bisher nichts weiter veranlaßt. 

Das Bundesministerium wird alsbald in einem all- 
gemeinen Rundschreiben auf eine gesetzmäßige und 
sachgerechte sowie wirtschaftliche Behandlung der 
Kurfälle hinzuwirken haben. Ferner wird es die 
Kurrichtlinien unverzüglich ändern müssen. 

Zuschüsse der Krankenkassen für Zahnersatz sowie für Heil- 
und Hilfsmittel 

127 . Im Rahmen der Heil- und Krankenbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz werden in gro- 
ßem Umfang auch für Nichtschädigungsfolgen Zahn- 
ersatz sowie Heil- und Hilfsmittel (orthopädische 
Versorgung) gewährt. Die dadurch 'entstehenden 
Ausgaben sind beträchtlich; sie machen einen er- 
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heblichen Teil der auf mehr als Va Milliarde DM 
veranschlagten Kosten der Heil- und Krankenbe- 
handlung aus. Nähere Angaben zur Höhe dieser 
Ausgaben liegen nicht vor, da sie zusammen mit den 
Aufwendungen für andere Leistungen der Heil- und 
Krankenbehandlung im Haushaltsplan erfaßt und 
auch sonst nicht gesondert nachgewiesen werden. 

Die Übernahme der Kosten der Heil- und Kranken- 
behandlung für Nichtschädigungsfolgen ist nach dem 
Bundesversorgungsgesetz ausgeschlossen, soweit 
ein Anspruch auf eine entsprechende Leistung gegen 
einen Sozialversicherungsträger besteht. Während 
in der Kriegsopferversorgung Zahnersatz sowie 
Heil- und Hilfsmittel als Sachleistung gewährt wer- 
den, zahlen die Krankenkassen nur Zuschüsse. Die 
Versorgungsverwaltung hat früher (etwa bis 1956) 
die Kosten für diese Leistungen nur insoweit über- 
nommen, als die Aufwendungen durch Zuschüsse 
der Krankenkassen nicht gedeckt waren. Die Kran- 
kenkassen schlossen jedoch nach und nach Mitglie- 
der und deren Angehörige, welche die Sachleistun- 
gen nach dem Bundesversorgungsgesetz erhalten 
konnten, durch entsprechende Satzungsbestimmun- 
gen oder ohne weiteres von der Zuschußleistung 
aus. Auf dem Gebiet der orthopädischen Versorgung 
gewährten allerdings einzelne Krankenkassen noch 
bis in die neueste Zeit Zuschüsse, die von den Ver- 
sorgungsbehörden bei der Gewährung der Sach- 
leistungen angerechnet worden sind. Äußerungen 
des Bundesministeriums — insbesondere in seinem 
Einführungsrundschreiben zum Dritten Neuord- 
nungsgesetz zur Kriegsopferversorgung vom März 
1967 und in einem neuerlichen Rundschreiben vom 
Juli 1969 — haben nun dazu geführt, daß sich Kran- 
kenkassen Zuschüsse, die sie bisher noch geleistet 
hatten, von den Versorgungsbehörden erstatten 
ließen. 


128 . Das Bundesministerium vertritt die Auffas- 
sung, dem Versorgungsberechtigten, der die Heil- 
und Hilfsmittel nach dem Bundesversorgungsgesetz 
als Sachleistung erhält, verblieben keine Kosten, zu 
denen die Krankenkasse einen Zuschuß gewähren 
könne. Außerdem seien die Zuschüsse der Kranken- 
kassen keine den Sachleistungen „entsprechende 
Leistungen" im Sinne des Bundesversorgungsgeset- 
zes. Der Anspruch auf solche Zuschüsse schließe des- 
halb den Anspruch nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz nicht aus. 

Der Bundesrechnungshof vermag sich dieser Auf- 
fassung nicht anzuschließen. Zwar ist der Zuschuß 
der Krankenkasse — formal gesehen — auf die 
teilweise oder vollständige Deckung der Kosten des 
Heil- oder Hilfsmittels gerichtet und stellt keine 
Sachleistung dar. Auch er soll aber der Sache nach 
die notwendige Heilmaßnahme gewährleisten. Er ist 
somit inhaltlich der Sachleistung vergleichbar und als 
eine „entsprechende Leistung" anzusehen. Damit ist 
insoweit die Heil- oder Krankenbehandlung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz ausgeschlossen. Dies 
wird besonders deutlich, wenn der Zuschuß fOO v. H. 
der Kosten beträgt. 


Die Auffassung des Bundesministeriums führt im 
übrigen zu Ergebnissen, die mit Ziel und Zweck des 
Bundesversorgungsgesetzes nicht zu vereinbaren 
sind. Nicht die Versorgungsberechtigten, sondern 
allein die Krankenkassen werden dadurch begün- 
stigt. Diese werden bei unverminderter Beitrags- 
leistung der versorgungsberechtigten Mitglieder zu 
Lasten des Bundes von Verpflichtungen und Lei- 
stungen freigestellt, die mit einer Schädigung im 
Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder einem 
sonstigen Leistungsgrund des Bundesversorgungs- 
gesetzes in keinem Zusammenhang stehen. Die 
Mehrleistungen des Bundes stellen eine versteckte 
Finanzierungshilfe für die Krankenkassen dar. Die 
ungerechtfertigten Ausgaben dürften allein beim 
Zahnersatz mehrere Millionen DM jährlich betragen 
und bei den übrigen Heil- und Hilfsmitteln und der 
orthopädischen Versorgung noch wesentlich höher 
liegen. Sie erhöhen sich fortlaufend durch das zu- 
nehmende Alter der Versorgungsberechtigten und 
entsprechend den Preissteigerungen. 

129 . Der Bundesrechnungshof hat das Bundesmini- 
sterium wiederholt gebeten, seine Auffassung zu 
überprüfen. Das Bundesministerium hält jedoch eine 
andere Auslegung der bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften nicht für möglich. Um die von der Sache 
her nicht gerechtfertigten Auswirkungen des Ge- 
setzes auszuschließen, hat der Bundesrechnungshof 
deshalb weiter empfohlen, zur Klarstellung eine Ge- 
setzesänderung in die Wege zu leiten. Bislang hat 
das Bundesministerium jedoch nichts veranlaßt. 

Das Bundesministerium wird sich darum zu bemü- 
hen haben, daß die Ansprüche auf Zuschüsse der 
Krankenkassen bei der Gewährung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz künftig berück- 
sichtigt werden. Erforderlichenfalls wird eine Geset- 
zesänderung in die Wege zu leiten sein. 

Forderungen des Bundes auf Grund unrechtmäßiger Leistungen 

130 . Uber die Behandlung der Rückzahlungsansprü- 
che des Bundes auf dem Gebiet der Kriegsopfer- 
versorgung ist zuletzt unter Nr. 86 bis 92 der Denk- 
schrift vom 19. August 1958 berichtet worden. Am 
Ende des Haushaltsjahres 1955 beliefen sich danach 
die Forderungen des Bundes auf 70,5 Millionen DM. 
Sie betrugen nach dem Stande vom 31. Dezember 
1968 rd. 71,5 Millionen DM. 

In den letzten Haushaltsjahren erreichten die jähr- 
lichen Tilgungen annähernd die Höhe der neu hinzu- 
gekommenen Forderungen. Diese beliefen sich noch 
immer auf etwa 30 Millionen DM jährlich. In diesem 
Betrag sind jedoch nicht alle Forderungen enthalten, 
insbesondere diejenigen nicht, die gegen nachzuzah- 
lende Versorgungsbezüge aufgerechnet werden-, fer- 
ner fehlen die Beträge, die nicht zurückgefordert 
werden können, weil die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen nicht erfüllt sind. 

Überzahlungen sind zu einem erheblichen Teil da- 
durch entstanden, daß die vom Einkommen abhän- 
gigen Leistungen in den zahlreichen Fällen, in denen 
die Einkünfte nicht feststehen, nach den im Zeit- 
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punkt der Bescheiderteilung bekannten Verhältnis- 
sen zunächst nur vorläufig und erst nach Ablauf 
eines bestimmten Zeitraums endgültig festgesetzt 
werden können. Auch haben Anspruchsberechtigte 
Verbesserungen ihres Einkommens, von dessen 
Höhe ein Teil der ihnen zu gewährenden Leistungen 
abhängig ist, den Versorgungsdienststellen nicht 
oder nicht rechtzeitig bekanntgegeben, so daß ihnen 
bis zu der Neufestsetzung der Leistungen zu Unrecht 
höhere Beträge gewährt wurden. 


131 . Bei der Einziehung der überzahlten Beträge 
ergaben sich auch in neuerer Zeit Mängel, insbeson- 
dere hat es die Verwaltung in vielen Fällen unter- 
lassen, vor der Festsetzung von Tilgungsraten die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners zu ermitteln. So waren in einem Fall, in 
dem durch unwahre Angaben des Empfängers 15 495 
DM zu Unrecht gezahlt worden sind, ohne Prüfung 
seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatliche 
Tilgungsraten von 100 DM festgelegt worden. Die 
nach der Berufsangabe mutmaßlich guten Einkom- 
mensverhältnisse des Begünstigten hätten es um so 
mehr notwendig gemacht, diese zu klären. Das 
gleiche gilt für einen anderen Antragsteller, durch 
dessen Verschulden 6 860 DM zu Unrecht gezahlt 
worden sind; er tilgt die Forderung mit monatlich 
53 DM. Wiederholt sind die Tilgungsraten auch in 
Kenntnis des Einkommens und der Belastungen der 
Empfänger unangemessen niedrig festgelegt oder 
die vom Empfänger zurückgezahlten geringen Be- 
träge hingenommen worden. So sind auf eine seit 
dem Jahre 1950 bestehende Rentenüberzahlung in 
Höhe von 370 DM nur Raten von monatlich 5 DM zu 
zahlen. Im Verlauf von 18 Jahren hat der Schuldner 
in unregelmäßigen Abständen insgesamt 300 DM 
gezahlt, obwohl sich sein monatliches Nettoeinkom- 
men auf rd. 1 000 DM beläuft. Bei anderen ähnlich 
liegenden Fällen werden die Forderungen sogar erst 
nach 20 und mehr Jahren abgetragen sein. Derartig 
lange Tilgungszeiten sind — insbesondere bei Über- 
zahlungen, die durch unwahre Angaben der Antrag- 
steller verursacht worden sind — schon im Hinblick 
auf den notwendigen Verwaltungsaufwand nicht 
vertretbar, zumal da häufig nicht einmal der dem 
Bund entstehende Zinsausfall gedeckt wird. 

Oft hat es die Verwaltung auch unterlassen, die 
Entwicklung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Schuldner in angemessenen Zeit- 
abständen zu überprüfen und den Tilgungsplan den 
veränderten Verhältnissen anzupassen. So beträgt 
in einem Fall, in dem durch unwahre Angaben 5 203 
DM zu Unrecht gezahlt worden sind, die Tilgungs- 
rate seit elf Jahren unverändert monatlich 15 DM; 
das Einkommen der Schuldnerin hat sich jedoch in- 
zwischen auf das Sechsfache erhöht. 

Bei einigen Versorgungsämtern sind Forderungen 
des Bundes nur schleppend bearbeitet worden. In 
einem Fall sind 10 600 DM durch Verschulden des 
Empfängers zu Unrecht gezahlt worden. Nach kurzer 
Zeit zahlte der Schuldner die Tilgungsrate nur noch 
unregelmäßig, so daß sich die Forderung im Ver- 
lauf von sieben Jahren lediglich um 415 DM verrin- 


gert hat. Die Verwaltung hat dieses Verhalten hin- 
genommen, ohne die Ursachen zu klären. Mehrfach 
wurde sogar, nachdem die Überzahlung festgestellt 
worden war, über Jahre hinweg überhaupt nichts 
veranlaßt. So blieben bei einer Behörde 410 Fälle, 
in denen sich die Forderungen auf mehr als 900 000 
DM beliefen, jahrelang unbearbeitet. Bei anderen 
Versorgungsämtern war es in einer größeren Zahl 
von Fällen versäumt worden, eingegangene Zahlun- 
gen zu berücksichtigen. 

Verschiedentlich bestanden auch bei der Rechnungs- 
legung noch Unzulänglichkeiten. Vor allem haben es 
die beteiligten Stellen wiederholt unterlassen, am 
Ende eines Rechnungsjahres die bestehenden Forde- 
rungen miteinander abzustimmen. Hierdurch ist z. B. 
nicht erkannt worden, daß Forderungen bereits ge- 
tilgt waren. Weiter fehlte es an einer ordnungs- 
mäßigen Grundlage für die Rechnungslegung. Das 
ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß manche 
Länder dieser Angelegenheit beim Übergang auf das 
maschinelle Zahlungs- und Buchungsverfahren nicht 
genügend Aufmerksamkeit zugewendet haben. 

132 . Auf Grund der Hinweise des Bundesrech- 
nungshofes haben die Versorgungsdienststellen zu- 
gesagt, künftig bestimmungsgemäß zu verfahren, 
insbesondere die Forderungen sorgfältig nachzu- 
weisen und sie unter Berücksichtigung der tatsäch- 
lichen Verhältnisse der Schuldner so bald als mög- 
lich abzuwickeln. 

Dem Bundesministerium sind die Prüfungsmitteilun- 
gen zur Kenntnis übersandt worden. Es wird ange- 
sichts der Bedeutung der Angelegenheit darauf hin- 
zuwirken haben, daß die Länder den Forderungen 
des Bundes mehr Aufmerksamkeit schenken und für 
eine sachgerechte Abwicklung sorgen. Im übrigen 
wird es sich um eine Verringerung der Forderungen 
des Bundes bemühen müssen; hierzu wäre erforder- 
lich, daß die vom Einkommen abhängigen Leistun- 
gen veränderten Verhältnissen angepaßt werden. 

Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

Feststellung der Bundesunmittelbarkeit von Trägern 

der Rentenversicherung der Arbeiter nach Artikel 87 Abs. 2 GG 

133 . Von den 20 Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter werden gegenwärtig die Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt, die Seekasse und die Landes- 
versicherungsanstalt Oldenburg-Bremen als bundes- 
unmittelbar behandelt. Die übrigen 17 Anstalten 
sind den jeweiligen Ländern, in denen sie ihren Sitz 
haben, zugeordnet. 

Die Unterscheidung der Sozialversicherungsträger in 
landesunmittelbare und bundesunmittelbare richtet 
sich nach Artikel 87 Abs. 2 GG. Danach gelten die- 
jenigen Versicherungsträger als bundesunmittelbare 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Lan- 
des hinaus erstreckt. 
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134. Es ist unberücksichtigt geblieben, daß seit In- 
krafttreten des Grundgesetzes wesentliche Änderun- 
gen im Zuständigkeitsbereich der Rentenversiche- 
rungsträger eingetreten sind. Durch die Wanderung 
von Arbeitnehmern zwischen der Bundesrepublik 
und anderen europäischen Staaten haben sich die 
versicherungsrechtlichen Verhältnisse auf dem zwi- 
schenstaatlichen und übernationalen Gebiet fortent- 
wickelt. Zahlreich sind die vertraglichen Verein- 
barungen, welche die Bundesrepublik mit anderen 
Staaten zum Schutze der Arbeitnehmer geschlossen 
hat. Von den 17 landesunmittelbaren Rentenver- 
sicherungsträgern haben auf Grund dieser sozial- 
versicherungsrechtlichen Abkommen 13 als Verbin- 
dungsstellen zu entsprechenden ausländischen Ein- 
richtungen neue Aufgaben übernommen. Diese er- 
strecken sich sowohl auf Versicherte im Inland als 
auch auf die im Ausland wohnenden Anspruchsbe- 
rechtigten. Die hierdurch begründeten Beziehungen 
haben den Zuständigkeitsbereich der Versicherungs- 
anstalten wesentlich erweitert. Er deckt sich nicht 
mehr mit den Grenzen der bisherigen Bezirke. Damit 
entspricht auch die Zuordnung der Rentenversiche- 
rungsträger zum Landesbereich nicht mehr der 
Rechtslage. Die als Verbindungsstellen tätigen Lan- 
desversicherungsanstalten sind vielmehr gemäß Ar- 
tikel 87 Abs. 2 GG bundesunmittelbar geworden, 
da es nach einheitlicher Rechtsauffassung für den 
Eintritt der Bundesunmittelbarkeit keines Verwal- 
tungsaktes bedarf. 


135. Der Bundesrechnungshof hat im Juli 1968 dem 
Bundesministerium seine Auffassung und seine Be- 
denken gegen die bisherige Zuordnung der Landes- 
versicherungsanstalten, die als Verbindungsstellen 
tätig sind, mitgeteilt. Ein im Februar 1969 zu dieser 
Frage eingeholtes Gutachten, dem das Bundesmini- 
sterium beigetreten ist, bestätigt die vom Bundes- 
rechnungshof vertretene Auffassung. Inzwischen hat 
das Bundesministerium ein weiteres wissenschaft- 
liches Gutachten zu dieser Frage eingeholt. Auch der 
sozialpolitische Ausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat sich bereits mit dieser Frage befaßt und 
die Bundesregierung aufgefordert, Stellung zu neh- 
men (Kurzprotokoll über die 86. Sitzung vom 5. De- 
zember 1968 S. 86/27). 


136. Das Bundesministerium hat bisher nicht ver- 
anlaßt, daß die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter, die Verbindungsstellen sind, in die Auf- 
zucht des Bundes übernommen werden. Daraus kön- 
nen sich finanzielle Nachteile bei der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der jeweiligen Versiche- 
rungsträger ergeben. So bedürfen beispielsweise ge- 
wisse Rechtsgeschäfte zu ihrer Wirksamkeit der Ge- 
nehmigung der zuständigen Aufsichtsbehörde. Das 
gleiche gilt für die zusätzlichen Leistungen, für die 
nach §§ 1305, 1306 RVO eine Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde erforderlich ist. Das Bundesministe- 
rium wird daher dafür sorgen müssen, daß der 
grundgesetzmäßige Zustand bezüglich der Zuord- 
nung von Trägern der Rentenversicherung der Ar- 
beiter hergestellt wird. 


Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12) 

Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

Bewirtschaftung der Ausgabemittel 

137. Im Straßenbauplan für die Bundesfernstraßen 
sind bei Kapitel 12 10 Titel 310, Kennzahl 1700 und 
1701, besondere Mittel für verkehrswirtschaftliche 
Untersuchungen und großräumige Planungen ausge- 
bracht. Diese Mittel sind dazu bestimmt, für neue 
Bundesfernstraßen durch Aufsuchen geeigneter 
Linien und Vergleich mehrerer zur Wahl stehender 
Möglichkeiten die Linienführung zu ermitteln, die 
verkehrlich und wirtschaftlich am günstigsten ist. 
Das Bundesministerium hat in seinem Schreiben an 
die Auftragsverwaltungen vom 27. Juni 1963 im ein- 
zelnen dargelegt, welche Ausgaben aus den Mitteln 
für verkehrswirtschaftliche Untersuchungen bestrit- 
ten werden dürfen. Alle dort nicht aufgeführten 
weiteren Untersuchungen und Planungen gehören 
zu den Entwurfsarbeiten, deren Kosten von den 
Auftragsverwaltungen zu übernehmen sind. An den 
Kosten für Entwurfsbearbeitung und Bauaufsicht be- 
teiligt sich der Bund mit Beiträgen in Höhe von bis 
zu 3 v. H. der Baukosten (sog. UA III-Mittel). Den 
Betrag, der den einzelnen Auftragsverwaltungen an 
UA III-Mitteln zusteht, errechnet das Bundesministe- 
rium zu Beginn jeden Haushaltsjahres an Hand der 
zur Bewirtschaftung zugewiesenen Haushaltsmittel 
für Straßenbauausgaben. Er weist ihn mit Kassen- 
anschlag zu. 

138. Zur Ermittlung der günstigsten Linienführung 
einer neuen Autobahn stellte das Bundesministe- 
rium im Jahre 1965 für ein Land aus den Mitteln für 
verkehrswirtschaftliche Untersuchungen 1,5 Millio- 
nen DM in Aussicht. Hiervon bewilligte es Haus- 
haltsmittel für einen Teilbetrag von 900 000 DM im 
Haushaltsjahr 1965, den Restbetrag im Haushalts- 
jahr 1966. Das Land verausgabte beide Beträge in 
der Bundeshaushaltsrechnung und vereinnahmte sie 
in voller Höhe in der Landeshaushaltsrechnung. Für 
das Haushaltsjahr 1965 belegte es die Ausgaben 
durch eine summarische Aufstellung, die mit rd. 
999 000 DM abschloß. Für das Haushaltsjahr 1966 
fehlt jeder Nachweis über die aus den Mitteln ge- 
leisteten Ausgaben. 

Die Mittel für verkehrswirtschaftliche Untersuchun- 
gen waren zweckgebunden und durften nur für die 
Aufgaben verwendet werden, die das Bundesmini- 
sterium in seinem Schreiben vom 27. Juni 1963 auf- 
geführt hatte. Die Beträge durften daher nicht in 
einer Summe in der Landeshaushaltsrechnung ver- 
einnahmt werden. Vielmehr hätte das Land einen 
prüfbaren Einzelnachweis führen müssen. Der Bun- 
desrechnungshof hat das Verfahren beanstandet und 
zu der summarischen Aufstellung über die Ausgaben 
des Haushaltsjahres 1965 festgestellt, daß dort auf- 
geführte Aufwendungen in Höhe von rd. 124 000 DM 
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als Kosten der Entwurfsbearbeitung oder als Ver- 
waltungskosten aus Landesmitteln hätten bestritten 
werden müssen. Bei weiteren Ausgaben hat er be- 
zweifelt, daß sie für verkehrswirtschaftliche Unter- 
suchungen aufgewendet worden seien. Er hat gefor- 
dert, daß die Kosten neu ermittelt und prüfbare 
Unterlagen beigefügt würden. 


139 . Das Bundesministerium hatte demselben Land 
für das Haushaltsjahr 1966 2 Millionen DM als 
„Vorgriff" auf UA III-Mittel bewilligt, die das Land 
in den Haushaltsjahren 1967 und 1968 voraussicht- 
lich erwarten konnte. Der „Vorgriff" sollte in den 
Haushaltsjahren 1967 und 1968 abgedeckt werden. 
Im Jahre 1967 wurden durch Verrechnung mit den 
dem Lande bewilligten UA III-Mitteln 651 000 DM 
abgedeckt. Im Haushaltsjahr 1968 sollten die nach 
den zugewiesenen Straßenbaumitteln mit 1,5 Millio- 
nen DM errechneten UA III-Mittel zunächst zur Ab- 
deckung des noch offenen „Vorgriffs" von 1 349 000 
DM dienen. Dem Landeshaushalt sollten nur die 
darüber hinausgehenden Beträge zugeführt werden. 
Das Land hat jedoch in jedem Monat 3 v. H. der 
für Bundesfernstraßen geleisteten Ausgaben in der 
Landeshaushaltsrechnung vereinnahmt. Dies geschah 
auch noch, nachdem die Vorprüfungsstelle im Mai 
1968 das Verfahren beanstandet hatte. Bis zur Prü- 
fung durch den Bundesrechnungshof im August 1968 
sind rd. 761 000 DM UA III-Mittel dem Landeshaus- 
halt zugeführt worden. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
hat das Land im November 1968 den Betrag von rd. 
761 000 DM dem Bund wieder zugeführt. Es hat 
ferner mitgeteilt, daß es keine UA III-Mittel mehr in 
Anspruch nehmen werde, bis der zurückzuzahlende 
Betrag abgedeckt sei. Hinsichtlich der Mittel für ver- 
kehrswirtschaftliche Untersuchungen hat es aner- 
kannt, daß von den für das Haushaltsjahr 1965 sum- 
marisch aufgeführten Aufwendungen von 999 000 
DM 124 000 DM vom Lande zu tragen waren, und 
von dem 1965 vereinnahmten Betrag von 900 000 
DM 25 000 DM an den Bund abgeführt. Eine end- 
gültige Abrechnung hat es zugesagt. 


140 . Die Feststellung, daß das Land zeitweise er- 
hebliche Beträge aus Bundesmitteln dazu verwen- 
dete, Ausgaben des Landes zu bestreiten, erhält da- 
durch besonderes Gewicht, daß das Land außerdem 
weitere Bundesmittel in Höhe von 2,1 Millionen DM, 
die ihm nicht zustanden, für Ausgaben verwendet 
hat, die es aus eigenen Mitteln zu bestreiten hatte. 
Die Bundesmittel hat es dadurch erhalten, daß es 
mehrere Jahre hindurch die UA III-Mittel nicht nur 
in der Höhe in Anspruch nahm, in der sie ihm nach 
den gegenüber dem Kassenanschlag regelmäßig ge- 
ringeren Straßenbauausgaben zustanden, sondern 
mit dem vollen im Kassenanschlag zugewiesenen 
Betrag. Das Bundesministerium hatte dieses Vor- 
gehen des Landes bereits Anfang 1968 ausdrücklich 
mißbilligt und den zuviel in Anspruch genommenen 
Betrag gegen die für das Haushaltsjahr 1968 bewil- 
ligten UA III-Mittel aufgerechnet. 


Grunderwerb für den Ausbau einer Autobahn 

141 . Ein Bundesland hat im Rahmen der Auftrags- 
verwaltung eine bisher einbahnige Bundesautobahn 
zweibahnig auszubauen. Für die Verbreiterung muß 
überwiegend ländliches oder kleingärtnerisch ge- 
nutztes Gelände privater Grundeigentümer in An- 
spruch genommen werden. 

Von 1968 an nahm das Land mit den betroffenen 
Grundeigentümern Grunderwerbsverhandlungen 
auf. Zu dieser Zeit war der Plan nach § 17 FStrG nur 
für den I. Streckenabschnitt festgestellt. Im Rahmen 
der Grunderwerbsverhandlungen schloß das Land 
mit den Betroffenen nach einem einheitlichen Muster 
notarielle Vorverträge. Darin verpflichtete sich der 
Eigentümer, dem Bund die in die Trasse fallenden 
Grundstücke zu übertragen. Der Bund verpflichtete 
sich, einen festen Mindestbetrag, der für die Mehr- 
zahl der landwirtschaftlich genutzten Flächen mit 
5,50 DM/qm vereinbart wurde, als Kaufpreis zu 
zahlen. Da die benötigte Fläche noch nicht vermes- 
sen war, sollten von dem hiernach errechneten Preis 
etwa 10 v. H. als Sicherheit einbehalten werden. 
Nach Einzahlung des so ermittelten Betrages beim 
Notar sollte der Bund berechtigt sein, die Flächen in 
Besitz zu nehmen. Sollten die Verhandlungen über 
die endgültige Höhe des Kaufpreises scheitern und 
sollte eine niedrigere Entschädigung als der Min- 
destbetrag rechtskräftig festgesetzt werden, so sollte 
der Unterschiedsbetrag als Ausgleich für etwaige 
Wirtschaftserschwernisse, für die sofortige Besitz- 
überlassung und für andere Nebenentschädigungen 
dienen. Ferner war in dem Vertrag festgelegt, daß 
der Bund die den Eigentümern durch die Inanspruch- 
nahme eines Rechtsanwalts entstandenen Kosten 
unter Zugrundelegung eines Geschäftswertes in 
Höhe des vereinbarten Mindestbetrages und da- 
neben die Provision des im Vertrag benannten 
Maklers in Höhe von 4 v. H. des vereinbarten Min- 
destbetrages zu übernehmen hatte. 

Diese Grunderwerbsvorverträge schienen dem Land 
das geeignete Mittel zu sein, schnell und ohne Be- 
sitzeinweisung durch die Enteignungsbehörde in den 
Besitz der benötigten Flächen zu gelangen. 

142 . Der Bundesrechnungshof hat gegen die Fas- 
sung der Grunderwerbsvorverträge erhebliche Be- 
denken erhoben. Sie richten sich insbesondere gegen 
die zu Lasten des Bundes übernommenen Verpflich- 
tungen zur Zahlung von Rechtsanwaltsgebühren und 
Maklerprovisionen sowie die Höhe der Grundstücks- 
preise. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß beim freihändigen Erwerb von Grundstücken, 
die durch einen nach den §§ 16 ff. FStrG festgestell- 
ten Plan betroffen sind und notfalls auf dem Wege 
der Enteignung in Anspruch genommen werden 
müßten, die von der Rechtsprechung entwickelten 
enteignungsrechtlichen Entschädigungsgrundsätze 
anzuwenden sind. 

Die entschädigungsrechtliche Behandlung von 
Rechtsanwaltsgebühren ist Gegenstand einer Ar- 
beitstagung der Straßenbauverwaltungen des Bun- 
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des und der Länder gewesen. In der auch dem Land 
bekannten Ergebnisniederschrift ist ausgeführt, daß 
der Bundesgerichtshof im Rahmen der Enteignungs- 
entschädigung die Zulässigkeit der Erstattung der 
Kosten einer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
zwar grundsätzlich bejahe, daß es jedoch in beson- 
ders einfachen Fällen ein billiges, angemessenes 
Maß überschreite, in jedem Falle die Rechtsanwalts- 
gebühren anzuerkennen. 

Die schematische Kostenübernahme in den Grund- 
erwerbsvorverträgen wird diesem Gesichtspunkt 
nicht gerecht. Sie verleitet zudem dazu, auch in ein- 
fach gelagerten Fällen von vornherein einen Rechts- 
anwalt zu den Verkaufsverhandlungen hinzuzu- 
ziehen. Einfache Fälle werden in der Regel dann 
vorliegen, wenn es sich bei den zu erwerbenden 
Flächen um unbebaute Grundstücke handelt und der 
Verkehrswert des Grund und Bodens feststeht. 

Hinsichtlich der Maklerprovisionen hat der Bundes- 
rechnungshof auf frühere Prüfungsfeststellungen 
hingewiesen. Damals hatte er beanstandet, daß das 
Land die Provisionen für einen Makler, den es 
selbst mit der Erledigung von Grunderwerbsangele- 
genheiten im Zusammenhang mit dem Bundesauto- 
bahnbau beantragt hatte, aus Bundesmitteln be- 
zahlt hatte. In diesem Prüfungsverfahren war klar- 
gestellt worden, daß die Provisionen für einen 
Makler, sofern er die Grunderwerbsverhandlungen 
für das Land führt, als Kosten der laufenden Ver- 
waltung anzusehen sind, die vom Land im Rahmen 
der Auftragsverwaltung der Bundesfernstraßen zu 
tragen sind (§ 6 Abs. 2 Satz 1 BStrVermG und § 2 
Abs. 1 Satz 2 der 2. AVVFStr). 

Der Bundesrechnungshof hat dem Land — wie schon 
in einem früheren Prüfungsverfahren — ferner mit- 
geteilt, daß auch dann, wenn der Makler nicht im 
Aufträge der Straßenbauverwaltung tätig wird, 
Maklerlöhne im Zusammenhang mit dem Erwerb 
von Grundstücken, die notfalls auf dem Wege der 
Enteignung in Anspruch genommen werden müssen, 
nach enteignungsrechtlichen Entschädigungsgrund- 
sätzen nicht als Nebenkosten des Grunderwerbs an- 
zuerkennen sind, die erstattet werden können. Der 
Grunderwerb wird in diesen Fällen nicht durch den 
Makler vermittelt, sondern er folgt zwangsläufig 
der Planfeststellung. Zu Lasten des Bundes können 
Maklerprovisionen nur im Zusammenhang mit dem 
Erwerb eines maklergebundenen Grundstücks er- 
stattet werden, das als Ersatzland erworben oder im 
Einvernehmen mit der Flurbereinigungsbehörde in 
ein Flurbereinigungsverfahren eingebracht wird. 

143 . Die Grunderwerbsvorverträge lassen im übri- 
gen eigene Zweifel der Verwaltung an der Richtig- 
keit des vereinbarten Bodenpreises erkennen, wenn 
ein Mindestbetrag fest vereinbart, zugleich aber die 
Möglichkeit offengelassen wird, daß in einem Ent- 
eignungsverfahren eine niedrigere Entschädigung 
festgesetzt wird. Es ist auch unwahrscheinlich, daß 
in allen Fällen Nebenentschädigungen fällig werden, 
die bei etwa niedrigerer Enteignungsentschädigung 
in einem förmlichen Verfahren zum Ausgleich des 
Unterschiedsbetrages gezahlt werden könnten, wie 


es der Vertragstext vorsieht. Der Anschein spricht 
dafür, daß keine hinreichenden, auf den Einzelfall 
bezogenen Ermittlungen des Bodenwertes und 
etwaiger Wirtschaftserschwernisse und sonstiger 
Nebenschäden angestellt wurden. 

Der Bundesrechnungshof hat das Land um Stellung- 
nahme gebeten. Das Land hat mitgeteilt, daß es 
hierzu vorerst nicht in der Lage sei, weil inzwischen 
ein parlamentarischer Untersuchungsausschuß, der 
sich mit derselben Angelegenheit befasse, sämtliche 
Vorgänge an sich gezogen habe. 

Aus demselben Grunde hat der Bundesrechnungshof 
bisher nähere Feststellungen über die Höhe der zu 
Unrecht zu Lasten des Bundes eingegangenen Ver- 
pflichtungen nicht treffen können. Sie dürften 
100 000 DM weit übersteigen. 

Der Bundesrechnungshof wird die Sache weiterver- 
folgen, sobald die Unterlagen wieder zur Verfügung 
stehen. 

Mängel der Bauvorbereitung 

144 . Der Bundesrechnungshof hat seit langem auf 
die nachteiligen Folgen für den Bauablauf und die 
Kosten hingewiesen, die sich aus der mangelhaften 
Vorbereitung von Straßenbauvorhaben ergeben. 
Trotzdem hat er wieder feststellen müssen, daß in 
mehreren Fällen mit den Bauarbeiten begonnen 
wurde, obwohl die Voraussetzungen für deren zü- 
gige und wirtschaftliche Ausführung nicht gegeben 
waren. Dadurch sind dem Bund vermeidbare Mehr- 
kosten in zum Teil erheblicher Höhe entstanden, 
wie folgende Beispiele zeigen. 

145 . Im Zuge einer Bundesstraße sollte eine Strom- 
brücke gebaut werden, die die Bundesstraßen in 
zwei an den Strom angrenzenden Bundesländern 
verbinden sollte. Auf der Südseite war unmittelbar 
hinter der Brücke eine Anschlußstelle vorgesehen, 
über die die in der Nähe liegende Stadt mit der über 
die Brücke führenden Straße verbunden werden 
sollte. 

Die Straßenbauverwaltung des Landes, das nach 
einer Vereinbarung mit dem anderen Bundesland 
das Brückenbauwerk ohne die Südrampe zu planen 
und auszuführen hatte, legte den Vorentwurf Ende 
1957 dem Bundesministerium zur Zustimmung vor. 
Der Verwaltung des anderen Landes übersandte sie 
Anfang 1958 die Pläne, damit diese den südlichen 
Anschluß der Brücke an das vorhandene Straßen- 
netz verbindlich festlegen konnte. 

In mehreren Besprechungen zwischen den Straßen- 
bauverwaltungen beider Länder und mit dem Bun- 
desministerium wurde der Brückenentwurf festge- 
legt und dabei hinsichtlich der südlichen Abfahrts- 
rampen, für die zu dieser Zeit nur eine Vorplanung 
vorlag, festgestellt, daß sich deren Planungselemente 
nicht auf die Brücke selbst auswirkten. Die Bau- 
arbeiten wurden 1959/60 an Hand dieses Entwurfs 
vergeben. 

Erst nachdem mit den Erdarbeiten bereits begonnen 
worden war, entschied das Bundesministerium in 
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einer örtlichen Besprechung im Mai I960, wie die 
Straßen zu führen waren, mit denen die Brücke an 
das vorhandene Straßennetz angeschlossen werden 
sollte, und wie die Anschlußstelle zu gestalten war. 
überdies mußten Verzögerungs- und Einfädelungs- 
spuren für die an der Anschlußstelle geplanten Auf- 
und Abfahrten vorgesehen werden. Das veranlaßte 
das Bundesministerium nach Besprechung mit Ver- 
tretern beider Länder, den früher gebilligten Ent- 
wurf zu ändern und anzuordnen, daß die Brücke im 
Südteil um etwa 40 m zu verkürzen und ihr letztes 
Feld zur Aufnahme der Verzögerungs- und Einfäde- 
lungsspuren auf jeder Seite trompetenförmig um bis 
zu 3,75 m zu verbreitern sei. 

Die Planänderung zwang dazu, die Baustelle 7 Mo- 
nate stillzulegen. Ferner änderten sich die vertrag- 
lichen Leistungen teilweise erheblich. Durch die 
Planänderung und die erhebliche Verzögerung in 
der Bauausführung hatten sich die Vertragsgrund- 
lagen so wesentlich geändert, daß die Auftrag- 
nehmer die Ausführung der Fahrbahnplatte zu den 
Vertragspreisen ablehnten. Als Schadensersatz für 
die Behinderung und wegen der Änderung der Ver- 
tragsgrundlagen sind insgesamt mehr als 1 Million 
DM Mehrkosten entstanden. Hierin sind nicht die 
Mehrkosten enthalten, die auf andere Ursachen, 
insbesondere auch brückenbautechnisch bedingte 
Änderungen, zurückzuführen sind. 

! 

146 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, 
daß mit den Bauarbeiten begonnen wurde, bevor 
die Linienführung auf der Südseite bestimmt und 
die Planung genehmigt war. Solange das nicht ge- 
schehen war, hätte die Verwaltung des Nachbar- 
landes nicht erklären dürfen, daß die Planungs- 
elemente der südlichen Rampen sich nicht auf das 
Brückenbauwerk auswirkten. Die Prüfung der Pla- 
nung durch das Bundesministerium hätte sich nicht 
auf das eigentliche Brückenbauwerk beschränken 
dürfen, sondern auch darauf erstrecken müssen, ob 
ein technisch einwandfreier Anschluß an das 
Straßennetz gewährleistet war. 

Das Bundesministerium hat sich noch nicht geäußert. 
Die für den Bau der Brücke zuständige Landesver- 
waltung hat erklärt, nach dem Stand der Planungen 
und den vorausgegangenen Verhandlungen habe 
sie zur Zeit der Auftragsvergabe davon ausgehen 
können, daß die technische Gestaltung der Brücke 
endgültig festgelegen habe. 

Die Straßenbauverwaltung des für den Bau der 
südlichen Rampe zuständigen Landes hat ausgeführt, 
es sei weder vorgesehen noch zu erwarten gewesen, 
daß das Anschlußbauwerk auf die Brücke übergreife. 
Dies habe sich erst ergeben, als das Bundesmini- 
sterium im Mai 1960 die endgültige Ausbildung der 
südlichen Brückenrampe und der Anschlußstraßen 
festgelegt habe. Auf die Brückenbreite habe sich 
weiterhin die im Juni 1960 erhobene Forderung des 
Bundesministeriums ausgewirkt, im Bereich des süd- 
lichen Anschlusses eine Verzögerungsspur vorzu- 
sehen. 

Im übrigen sei niemals darauf hingewiesen worden, 
daß durch die Planänderungen an der Brücke Still- 
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standskosten erwachsen würden. Man habe zwar 
festgestellt, daß die Llmrechnung der Statik mehr 
Kosten verursache, habe aber angenommen, daß sich 
die Baukosten durch die Verkürzung der Brücke 
erheblich vermindern würden. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß Feststellungen, wie 
sich die Planung der an die Brücke anschließenden 
Straßen auf die Brücke selbst auswirken würde, 
nicht hatten getroffen werden können, solange noch 
nicht einmal die Linienführung dieser Straßen fest- 
stand. Die zuständige Verwaltung hat die Erklärung, 
daß das Anschlußbauwerk nicht auf die Brücke über- 
greife, abgegeben, ohne sich auf geeignete Unter- 
lagen stützen zu können. Auch das Bundesministe- 
rium hat nicht geprüft, wie das Brückenbauwerk 
durch die Gestaltung der Anschlußstelle beeinflußt 
würde. Es hätte besonderen Anlaß dazu gehabt, weil 
die noch ausstehende Entscheidung über die Linien- 
führung von ihm zu treffen war. 

Dadurch, daß die Planung der südlichen Anschlüsse 
weder ausgereift noch mit der Planung der Brücke 
abgestimmt war, sind die erwähnten Mehrkosten 
von mehr als 1 Million DM entstanden. 

147 . Ein Straßenbauamt vergab die Erd-, Entwässe- 
rungs- und Straßenbauarbeiten für eine neue Tank- 
und Rastanlage an einer Autobahn im April 1966 
nach öffentlicher Ausschreibung an den preisgün- 
stigsten Bieter für 1,7 Millionen DM. 

Das Leistungsverzeichnis sah für das Herstellen des 
Erdkörpers einen Massenausgleich von 20 000 cbm 
Boden innerhalb des Baufeldes vor. Für den Fall, 
daß geringe Mengen des Bodens zum Wiedereinbau 
nicht geeignet waren, enthielt das Leistungsver- 
zeichnis je eine Bedarfsposition für das Aufladen 
und Abfahren von 2000 cbm unbrauchbaren und für 
das Liefern und Einbauen geeigneten Bodens. 

Das Amt hatte vor Baubeginn den Baugrund nicht 
untersucht, sondern lediglich auf Grund des Augen- 
scheins auf einen tragfähigen Untergrund geschlos- 
sen. Der Auftragnehmer machte schon zu Beginn der 
Rodungsarbeiten darauf aufmerksam, daß der Unter- 
grund stark verschlammt sei, daß in den tiefer gele- 
genen Teilen große Wasserflächen seien und daß 
sich unter der Schlammschicht eine starke weiche 
Lehmschicht befinde. Im Juni 1966 durchgeführte 
Sondierungen bestätigten die Angaben des Auftrag- 
nehmers. Nach einem geologischen Gutachten mußte 
der Boden im Mittel 1,20 m tief ausgekoffert und 
durch geeigneten Füllboden ersetzt werden. Daher 
konnte der im Leistungsverzeichnis vorgesehene 
Massenausgleich nicht vorgenommen werden. Statt 
der im Leistungsverzeichnis vorgesehenen 2000 cbm 
mußten rd. 86 500 cbm unbrauchbaren Bodens abge- 
fahren und rd. 128 600 cbm geeigneten Bodens gelie- 
fert und eingebaut werden. Ferner wurde eine um- 
fangreiche, nicht vorgesehene Wasserhaltung nötig. 
Im wesentlichen durch diese Maßnahmen wurde die 
Angebotssumme um rd. 950 000 DM überschritten. 

148 . Es war Aufgabe der planenden Stelle, das 
Bauvorhaben so sorgfältig vorzubereiten, daß alle 
wesentlichen kostenverursachenden Umstände be- 


48 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache YI/559 


kannt waren und bei der Planung berücksichtigt 
werden konnten. Hierzu gehörte insbesondere auch 
die Untersuchung des Baugrundes. Bei rechtzeitiger 
Kenntnis der Untergrundverhältnisse hätte die Ver- 
waltung die später eingetretenen Folgen erkennen 
und prüfen können, ob die wegen der Beschaffenheit 
des Untergrundes nötigen hohen Aufwendungen 
noch vertretbar waren oder ob es geboten war, 
einen anderen Standort zu suchen. 

Die zuständige Verwaltung hat hierzu ausgeführt, 
das Straßenbauamt habe geglaubt, auf eine über die 
Beurteilung nach Augenschein hinausgehende Er- 
kundung des Baugrundes verzichten zu können. Bei 
der Auswahl des Standortes für die Tank- und Rast- 
anlage habe sie berücksichtigen müssen, daß diese 
möglichst in der Mitte zwischen den benachbarten 
Tank- und Rastanlagen habe liegen sollen. Außer- 
dem hätten bestimmte Voraussetzungen für die 
Eignung des Geländes und für die baulichen An- 
lagen erfüllt sein müssen. Der Standort hätte auch 
dann nicht geändert werden können, wenn die 
Beschaffenheit des Untergrundes bekannt gewesen 
wäre. Alle Untersuchungen hätten gezeigt, daß die 
Anlage nur an dem heutigen Standort richtig an- 
geordnet sei, an dem auch eine bereits vorhandene 
Rastanlage kostensparend in den Neubau habe 
einbezogen werden können. 

Diese Ausführungen können die Handlungsweise 
des Amtes nicht rechtfertigen. Durch die Anforde- 
rungen, die im Interesse der Benutzer an Tank- und 
Rastanlagen gestellt werden, war die Verwaltung 
hinsichtlich der Lage des Standorts und der Eigen- 
schaften des Geländes nicht so gebunden, daß sie 
gezwungen war, wegen der ungünstigen Beschaffen- 
heit des Untergrundes Mehraufwendungen von rd. 
950 000 DM = 55 v. H. der Auftragssumme in Kauf 
zu nehmen. Die Entfernung zwischen der gebauten 
und den benachbarten Anlagen beträgt in der einen 
Richtung 37, in der anderen 52 km. Schon daraus 
geht hervor, daß hinsichtlich der Lage zu den be- 
nachbarten Tank- und Rastanlagen ein erheblicher 
Spielraum bestand und die an die Lage gestellte 
Bedingung auch erfüllt worden wäre, wenn die An- 
lage einen mehrere km entfernt liegenden Standort 
erhalten hätte. Daß es nicht möglich gewesen sein 
soll, in diesem Raum einen Standort mit günstigeren 
Bodenverhältnissen zu finden, ist unwahrscheinlich. 
Die Mehrkosten von 950000 DM, in denen die Mehr- 
kosten für die erschwerte Gründung der für die 
Anlage zu errichtenden Hochbauten nicht enthalten 
sind, beruhen allein darauf, daß das Amt die Maß- 
nahme nicht mit der gebotenen Sorgfalt vorbereitet 
hat. 

149 . Ein Straßenbauamt hat im Jahre 1965 die 
Arbeiten für den Neubau einer Umgehungsstraße 
vergeben, obwohl noch nicht alle Eigentümer der 
benötigten Grundstücke die Bauerlaubnis gegeben 
hatten. Bei einem mit einem Wohnhaus bebauten 
Grundstück ergaben sich derartige Schwierigkeiten, 
daß die Landesverwaltung im Jahre 1966 das Bun- 
desministerium um Unterstützung bat. Trotzdem 
gelang es erst im Jahre 1968, die Erlaubnis zu erlan- 
gen. Die Arbeiten wurden behindert. Die Höhe der 


durch Arbeitserschwernis entstandenen Mehrkosten 
und der Stillstandskosten für Geräte steht noch 
nicht fest. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Arbeiten vergeben wurden, bevor die Straßenbau- 
verwaltung den Besitz an allen benötigten Grund- 
stücken hatte. Die Verwaltung hat eingewandt, daß 
das Ausmaß der bei den Verhandlungen mit den 
Grundeigentümern eingetretenen Schwierigkeiten 
bei der Vergabe nicht zu erkennen gewesen sei. Sie 
habe erwartet, daß der Besitz an den noch fehlen- 
den Flächen rechtzeitig hätte erlangt werden kön- 
nen. Dein ist entgegenzuhalten, daß die Verwaltung 
schon auf Grund ihrer Erfahrungen aus früheren 
Verhandlungen mit anderen Grundeigentümern in 
derselben Gegend mit Einsprüchen der Eigentümer 
rechnen mußte. Sie durfte sich deshalb nicht darauf 
verlassen, daß sich die Schwierigkeiten rechtzeitig 
beheben lassen würden, um so weniger, als ein 
zwingender Anlaß, die Bauarbeiten besonders früh 
zu beginnen, nicht zu erkennen war. 


150 . über eine neue Autobahn mußte eine Land- 
straße mit einer Brücke geführt werden. Auf ihr 
ließ das Neubauamt eine 16 cm hohe Verkehrsinsel 
für rd. 63 600 DM anlegen. Die Insel mußte im Jahre 
1966 für rd. 41 200 DM wieder beseitigt werden, 
weil sie, wie bei einer Streckenbereisung festgestellt 
worden war, den Verkehr gefährdete. 

Der Bundesrechnungshof hat die Fehlplanung be- 
anstandet. Sie ist nach den Angaben der Verwal- 
tung darauf zurückzuführen, daß die Querschnitts- 
zeichnung des Steckenplans, die bei der Aufstellung 
des Planes für das Brückenbauwerk als Grundlage 
für die Ausbildung des Mittelstreifens gedient hatte, 
Fehler enthielt. Der Bund mußte rd. 105 000 DM 
aufwenden, die bei sorgfältiger Bauvorbereitung 
hätten gespart werden können. 


151 . Bei Ausbau einer Bundesstraße war die Kreu- 
zung mit einer Bundesbahnstrecke durch eine Über- 
führung zu ersetzen; außerdem waren Erd- und 
Straßenbauarbeiten auszuführen. Die Brückenbau- 
arbeiten, die am 12. Oktober 1961 vergeben worden 
waren, sollten am 12. April 1962 beendet sein. 
Wegen erheblicher Massenmehrungen und wegen 
der Erweiterung des Auftrags auf den Bau längerer 
Flügelmauern wurde die Bauzeit bis zum 15. August 
1962 verlängert. 

Die Erd- und Straßenbauarbeiten für die Beseitigung 
der Kreuzung vergab das Neubauamt am 2. März 
1962 an einen anderen Auftragnehmer. Dieser wurde 
durch die Verzögerungen im Brückenbau bei seinen 
Arbeiten behindert. Er mußte Boden Zwischenlagern, 
der zur Hinterfüllung des Bauwerks bestimmt war, 
aber nicht zu vorgesehenen Zeit eingebaut werden 
konnte. Außerdem mußte er die Rampen, auf denen 
die Brückenbaustelle umfahren werden konnte, Um- 
setzen, um seine Arbeiten weiterführen zu können. 
Für die zusätzlichen, wegen der Behinderung nötig 
gewordenen Arbeiten erhielt der Auftragnehmer 
rd. 25 000 DM. 
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152 . Der Bundesrechnungshof hat die mangelhafte 
zeitliche Abstimmung der Brücken- und Straßenbau- 
arbeiten beanstandet. Er hat ferner die unzurei- 
chende Bauvorbereitung bemängelt, die zur Folge 
hatte, daß während des Baues der Brücke der Auf- 
trag erweitert, eine erhebliche Mehrleistung erbracht 
und die Bauzeit verlängert werden mußte. 

Die Verwaltung hat ausgeführt, sie habe wegen 
Mangels an Mitteln zunächst nur die Arbeiten zum 
Bau der Brücke vergeben können. Die Ausschrei- 
bung der Arbeiten für die verlängerten Flügel- 
mauern und die Stützmauern an den Dammfüßen der 
Brücke sowie für die Erd- und Straßenbauarbeiten 
habe sie einem späteren Zeitpunkt Vorbehalten 
müssen. Erst Ende 1961 sei zu übersehen gewesen, 
daß im Haushaltsjahr 1962 die Mittel für die übrigen 
Bauarbeiten bereitgestellt werden können. Darauf- 
hin seien die erst für später vorgesehenen Erd- und 
Straßenbauarbeiten schon Ende 1961 ausgeschrieben 
und im März 1962 vergeben worden; gleichzeitig sei 
der Auftrag für den Bau der Brücke auf den Bau 
längerer Flügelmauern erweitert worden. Die beim 
Bau der Brücke entstandenen Massenmehrungen 
seien zwar im genehmigten Entwurf vorgesehen, in 
der Ausschreibung jedoch nicht erfaßt worden. Die 
Verwaltung behauptet, eine spätere Vergabe und 
Abstimmung mit dem Fertigstellungstermin für die 
Brückenbauarbeiten sei nicht zu vertreten gewesen, 
weil die Umleitungsstrecke, auf der der Verkehr 
während der Bauzeit geführt worden sei, in so 
schlechtem Zustand gewesen sei, daß sie nur in den 
Sommermonaten mit vertretbarem Aufwand habe 
unterhalten werden können. 

Diese Ausführungen können die Beanstandungen 
nicht entkräften. Der Mangel an Mitteln im Haus- 
haltsjahr 1961 war kein Grund, die zusammenhän- 
genden Arbeiten für das Brückenbauwerk auf meh- 
rere Aufträge zu verteilen. Die im Haushaltsjahr 
1961 zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln 
hätten auch dann, wenn der Auftrag für das gesamte 
Bauwerk vergeben worden wäre, ausgereicht, weil 
die Bauarbeiten längere Zeit beanspruchten und der 
wesentliche Teil der Zahlungen erst im Jahre 1962 
fällig geworden wäre. Zur Erteilung des Auftrages 
hätte die Inanspruchnahme einer Bindungsermäch- 
tigung ausgereicht. 

Nach ihrer eigenen Stellungnahme wollte die Ver- 
waltung die Erd- und Straßenbauarbeiten erst spä- 
ter ausführen lassen, ohne daß sie wegen des Zu- 
standes der Umleitungsstrecke Bedenken hatte. Zu 
derartigen Bedenken bestand auch später kein An- 
laß, weil die Verwaltung einen in der Umleitungs- 
strecke liegenden Feldweg zuvor auf Kosten des 
Bundes mit einem Aufwand von rd. 140 000 DM 
hatte ausbauen und u. a. mit einer Betondecke ver- 
sehen lassen. Erst als sich herausstellte, daß die Mit- 
tel frühzeitiger verfügbar waren, wurden die Ar- 
beiten früher als vorgesehen vergeben. Zu dieser 
Zeit war aber klar zu erkennen, daß sich die Fertig- 
stellung des Brückenbauwerks verzögerte und die 
Erd- und Straßenbauarbeiten behindert würden. 
Die Verwaltung hatte daher allen Anlaß zu prüfen, 
ob die Erd- und Straßenbauarbeiten nicht doch auf 
einen späteren Zeitpunkt verschoben werden konn- 


ten und, wenn dies nicht möglich erschien, in wel- 
cher Weise die Behinderungen vermieden werden 
konnten. Dadurch, daß die Arbeiten der beiden Auf- 
tragnehmer nicht aufeinander abgestimmt worden 
sind, ist dem Bund ein Schaden von rd. 25 000 DM 
entstanden. Die Baumaßnahme war aber auch inso- 
fern nicht sorgfältig vorbereitet, als die im Entwurf 
vorgesehenen Massenmehrungen nicht im Lei- 
stungsverzeichnis erfaßt waren. Dadurch sind die 
Bauzeitverlängerung und der Schaden des Bundes 
mit verursacht worden. 


Zu Nr. 137 bis 152: 

Der Bundesrechnungshof hat die Ersatzfrage nicht 
erörtert, weil zwischen Bund und Ländern noch 
keine Übereinstimmung über die Frage der Haftung 
in der Auftragsverwaltung erzielt werden konnte. 


Deutscher Wetterdienst in Offenbach (Main) 

(Kapitel 12 14) 

Haushaltsjahr 1967 

Beschaffungswesen 

153 . Bei der Beschaffung von Instrumenten, Gerä- 
ten und technischen Hilfsmitteln hat die Anstalt 
wesentliche Bestimmungen der VOL nicht beachtet. 
Sie hat die Aufträge im allgemeinen nicht ausge- 
schrieben, sondern freihändig vergeben. Soweit nur 
bestimmte Lieferer in Frage kamen, wurde nicht 
aktenkundig gemacht, weshalb von der öffentlichen 
oder beschränkten Ausschreibung Abstand genom- 
men wurde. Nur in wenigen Fällen ging eine form- 
lose Preisermittlung, z. B. eine Anfrage bei Unter- 
nehmern oder Behörden, voraus. 

Dieses Verfahren hat der Bundesrechnungshof be- 
anstandet. Er hat darauf hingewiesen, daß dem Be- 
schaffungswesen größere Aufmerksamkeit hätte ge- 
widmet werden sollen, zumal da sich die Beschaf- 
fungen auf mehrere Millionen DM jährlich belau- 
fen. Das überaus häufige Abweichen von der VOL 
könne zu erheblichen Mehrausgaben führen und 
widerspreche den Grundsätzen einer sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel. 

Die Anstalt hat ihre Dienststellen auf die einge- 
hende Beachtung der VOL hingewiesen. Sie hat zu- 
gleich einheitliche Vordrucke für Aufträge und 
Allgemeine Bedingungen für die Lieferungen und 
Leistungen festgelegt. 

Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten 

154 . Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Kosten für die Ausführung von Unterhaltungs- 
und Instandsetzungsarbeiten an Instrumenten und 
Geräten im Stationsnetz erheblich voneinander ab- 
wichen. Die Unterschiede betrugen in einzelnen Fäl- 
len für die gleichen Leistungen bis zu rd. 300 v. H. 
Es fehlte an der notwendigen Abstimmung bei Preis- 
ermittlung und Auftragserteilung. 
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Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, im Hinblick 
auf die große Zahl der Instrumente und Geräte 
Richtlinien für die Vereinbarung von Preisen mit 
einem gewissen Spielraum je nach dem Umfang der 
Arbeiten und nach sonstigen besonderen Umstän- 
den einzuführen. Im übrigen hält es der Bundesrech- 
nungshof für erforderlich, daß die Anstalt über die 
Unterhaltung und Instandsetzung einen Plan auf- 
stellt und eine Kontrolle führt, damit die Erhaltung 
der Geräte und Instrumente gewährleistet ist. Er 
hat den Erlaß einer entsprechenden Weisung emp- 
fohlen. 

Die Anstalt hat die Beanstandung anerkannt und 
inzwischen für Abhilfe gesorgt. 

Wartung von meteorologischen Großgeräten 

155. Der Wartung der meteorologischen Geräte 
kommt, insbesondere im Hinblick auf den zuneh- 
menden Einsatz von Großgeräten, steigende Bedeu- 
tung zu. Sie ist ausschlaggebend für die Zuverlässig- 
keit und Lebensdauer vor allem der Geräte, von 
deren einwandfreier Arbeitsweise die Flugsicherheit 
mit abhängt. 

Die derzeitigen Verhältnisse beim Deutschen Wet- 
terdienst geben insoweit Anlaß zu Bedenken. Der 
Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß Großgeräte 
außerhalb der Flughäfen kaum vorbeugend ge- 
wartet wurden. Auf den Flughäfen wurden diese 
Arbeiten zwar teilweise ausgeführt, und zwar von 
Angehörigen der Bundesanstalt für Flugsicherung, 
die es seit dem Jahre 1966 übernommen hatte, War- 
tungsarbeiten an Wetterdienstgeräten auf Flugplät- 
zen durch ihr Fachpersonal ausführen zu lassen. 
Die Regelung konnte jedoch nicht voll befriedigen, 
zumal da sie die meteorologischen Großgeräte an 
Flughäfen nur teilweise und die außerhalb von Flug- 
häfen eingesetzten weitaus zahlreicheren Geräte 
nicht erfaßte. Außerdem zeigte sich, daß die Flug- 
sicherung entgegen anfänglichen Erwartungen diese 
Tätigkeit nicht ohne zusätzliches Personal durchfüh- 
ren konnte. 

Der Bundesrechnungshof hielt es daher für ange- 
bracht, daß allgemein geprüft wird, wie die Geräte 
am wirtschaftlichsten gewartet werden können, und 
daß in die Prüfung auch die bisher von Firmen aus- 
geführten Wartungsarbeiten einbezogen werden. 

Die Anstalt hat dem Bundesministerium am 19. Fe- 
bruar 1969 eine eingehende Stellungnahme vorge- 
legt. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß die Über- 
nahme der Wartung durch eigenes Personal sach- 
dienlich sei. Sie werde wirtschaftlicher sein als eine 
Wartung teils durch eigenes, teils durch Personal der 
Flugsicherung. Es werde auch möglich sein, die 
Kosten für die bisher Firmen übertragene Wartung 
der Großgeräte von derzeit rd. 140 000 DM und ca. 
200 000 DM im Jahre 1973 bis auf etwa 10 v. H. zu 
senken. 

Das Bundesministerium hat sich dem angeschlossen 
und die notwendigen Maßnahmen für die Wartung 
durch eigenes Personal eingeleitet. 

Der Bundesrechnungshof wird die Auswirkung die- 
ser Maßnahme beobachten. 


Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 14 

(Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung) 

Unterbringung 

(Kapitel 1412) 

Bau von Depots im Wehrbereich I 

(Titel 731) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

156. Das preisgünstigste Angebot für den von 
einem Wasser- und Schiffahrtsamt (WSA) öffent- 
lich ausgeschriebenen Neubau einer Verladebrücke 
enthielt in einer Leistungsposition den Preis für das 
Liefern, Rammen, Ausrüsten und Anstreichen von 
zwei Abweisdalben gemäß Zeichnung. 

Nach der Angebotseröffnung teilte die Baufirma, die 
das Angebot abgegeben hatte, dem WSA mit, daß 
die „Lieferung" der Dalben im Angebotspreis nicht 
enthalten sei und sie hierfür 44 000 DM zusätzlich 
fordern müsse. Das WSA wertete das Schreiben der 
Baufirma als Anfechtung und schlug der ihr Vorge- 
setzten Wasser- und Schiffahrtsdirektion (WSD) vor, 
die Lieferung der Dalben gesondert in Auftrag zu 
geben. Da die Kosten des Gesamtangebots über dem 
Betrag lagen, bis zu dem die WSD für die Vergabe 
zuständig war, legte sie das Angebot dem Bundes- 
ministerium vor und beantragte gleichzeitig zuzu- 
stimmen, daß die Lieferung der Dalben gesondert in 
Auftrag gegeben würde. Das Bundesministerium ent- 
sprach dem Antrag mit der Maßgabe, daß die WSD 
über die Erteilung des Auftrags für die Lieferung 
der Dalben in eigener Zuständigkeit zu entscheiden 
habe. Die WSD genehmigte darauf die Erteilung des 
Zuschlags auf das Angebot der Firma. Gleichzeitig 
wies sie das WSA an, wegen der Lieferung der 
Dalben eine Preisumfrage durchzuführen und über 
das Ergebnis zu berichten. Das WSA folgte dieser 
Anordnung jedoch nicht, sondern erteilte der Bau- 
firma gleichzeitig mit dem Zuschlag für die Herstel- 
lung der Verladebrücke eigenmächtig auch den Auf- 
trag über die Dalbenlieferung. 

Der Bundesrechnungshof hat die zusätzliche Auf- 
tragserteilung an die Firma über die Lieferung der 
Dalben beanstandet. Das Schreiben der Firma stellte 
keine wirksame Anfechtung des Angebots dar, da 
ein Irrtum der Baufirma bei der Kalkulation des 
Angebotspreises vorlag und dieser als Irrtum im Be- 
weggrund rechtlich unbeachtlich ist. Durch die zu- 
sätzliche Auftragserteilung über die Lieferung der 
Dalben ist dem Bund eine vermeidbare Mehraus- 
gabe in Hohe von 44 000 DM entstanden. Der Bun- 
desrechnungshof hat daher die Verwaltung aufgefor- 
dert zu prüfen, ob Bedienstete für den Schaden 
haften. 

157. Die WSD hat bestritten, daß dem Bund ein 
Schaden entstanden sei: das Angebot der Firma ein- 
schließlich des zusätzlichen Preises für die Dalben- 
lieferung sei im Vergleich zu den Angeboten der 
Mitbewerber wirtschaftlich das weitaus günstigste 
gewesen. Dem WSA sei zwar insofern ein Fehler 
unterlaufen, als es mit der Baufirma über den Preis 
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des ursprünglichen Angebots hinaus den Mehrbe- 
trag für die Lieferung der Dalben vereinbart habe, 
obgleich die Firma trotz ihres Kalkulationsfehlers 
an dieses Angebot gebunden gewesen sei. Es habe 
aber das Schreiben der Firma als wirksame Anfech- 
tung des Angebots aufgefaßt. Da dem weder von 
der WSD noch vom Bundesministerium widerspro- 
chen worden sei, habe es den zusätzlichen Auftrag 
in gutem Glauben erteilt. Aber selbst wenn dem 
Bund ein Schaden entstanden sein sollte, könnten 
Bedienstete nicht haftbar gemacht werden, da ihnen 
keine grobe Fahrlässigkeit vorzuwerfen sei. Dies sei 
aber als Voraussetzung für eine Haftung notwendig, 
da der Marinebau eine hoheitliche Tätigkeit dar- 
stelle. 

Das Bundesministerium ist dieser Auffassung im 
wesentlichen beigetreten. Es hat zusätzlich noch dar- 
auf hingewiesen, daß die Verladebrücke eine beson- 
dere militärisch-strategische Bedeutung besitze und 
deshalb der sofortige Beginn der Bauarbeiten unbe- 
dingt notwendig gewesen sei. Eine Aufhebung der 
Ausschreibung hätte aber neben der unvertretbaren 
Verzögerung der Arbeiten mit Sicherheit bei der 
damaligen Konjunkturlage nicht mehr die gleichen 
preisgünstigen Angebote erbracht. Im übrigen habe 
seine Prüfung ergeben, daß entgegen der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes doch ein zur Anfechtung 
berechtigender Irrtum seitens der Firma Vorgelegen 
habe. 


158. Diese Ausführungen vermögen die Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes nicht auszuräu- 
men. Daß auch das geänderte Angebot der Firma 
das wirtschaftlich weitaus günstigste und technisch 
zweckmäßigste war, ist für die Beurteilung der 
Frage, ob ein Schaden entstanden ist, unerheblich, 
da kein Anlaß bestand, auf dieses nach dem Eröff- 
nungstermin abgegebene Angebot überhaupt einzu- 
gehen. Diese Feststellung kann auch durch die bloße 
Behauptung des Bundesministeriums, seine Prüfung 
habe ergeben, daß ein rechtserheblicher Irrtum sei- 
tens der Firma Vorgelegen habe, nicht entkräftet 
werden. Bei dieser Sachlage wäre auch eine Auf- 
hebung der Ausschreibung, auf deren nachteilige 
Folgen das Bundesministerium hingewiesen hat, 
gar nicht möglich gewesen. Im übrigen sind der Ab- 
schluß und die Abwicklung von Bauverträgen un- 
abhängig von der Zweckbestimmung des zu errich- 
tenden Bauwerks nach herrschender Auffassung 
keine Aufgaben, die in Ausübung eines anvertrau- 
ten öffentlichen Amtes wahrgenommen werden. 

Das Bundesministerium wird sicherzustellen haben, 
daß sich derartige Vorgänge nicht wiederholen. 


Haushaltsmittel aus dem Einzelplan 31 

(Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wissenschaftliche Forschung) 

Bewilligung für die allgemeine 
wissenschaftliche Forschung 

(Kapitel 31 02) 


Zusätzliche Förderung dringender Bedürfnisse 
der Wissenschaft 

(Titel 600 ) 

Verschiedene Haushaltsjahre 

159. Das im Jahre 1964 von dem Deutschen Hydro- 
graphischen Institut (DHI) in Betrieb genommene 
neue Forschungsschiff „Meteor" ist mit einer 
Schlingerdämpfungsanlage mit einem besonderen 
Regelsystein (sog. „aktivierte" Anlage) ausgerüstet. 
Diese Anlage kostete rd. 550 000 DM und sollte ins- 
besondere dem nicht in Fahrt befindlichen Schiff 
auf hoher See eine ruhige Lage im Seegang ermög- 
lichen und damit die Einsatzmöglichkeit des Schif- 
fes verbessern. Sie erfüllte jedoch trotz langjähriger 
Bemühungen die vertraglich festgelegten Bedingun- 
gen nicht. Sie soll daher entsprechend der Empfeh- 
lung der technischen Kommission für das For- 
schungsschiff wieder ausgebaut und der dadurch frei 
werdende Schiffsraum für andere Zwecke (Trink- 
wassertank) nutzbar gemacht werden. Da zur Zeit 
der Auftragserteilung im Jahre 1962 praktische Er- 
fahrungen mit einer solchen Anlage weder beim 
DHI noch bei der Bundeswasser- und Schiffahrtsver- 
waltung (BWSV) Vorlagen, hatte das Bundesmini- 
sterium vorgesehen, daß die notwendigen Erfah- 
rungen zunächst mit einer kleineren Anlage auf 
einem Tonnenleger der BWSV gesammelt werden 
sollten. Die Erprobung mit der' Versuchsanlage, die 
die Herstellerfirma bereits im Jahre 1960 kostenlos 
zur Verfügung stellen wollte, begann jedoch erst im 
Jahre 1964 und wurde im übrigen Ende des Jahres 
1968 mit dem Ergebnis abgeschlossen, daß die Ver- 
suchsanlage als unbrauchbar wieder ausgebaut wer- 
den muß. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß die 
Verwaltung das Forschungsschiff mit der größeren 
Schlingerdämpfungsanlage hat ausrüsten lassen, 
ohne daß ausreichende praktische Erfahrungen über 
deren Funktionsfähigkeit für Forschungsschiffe Vor- 
lagen. Er hat weiter bemängelt, daß die Verwaltung 
es unterlassen hat, die mit der kleineren Versuchs- 
anlage mögliche Erprobung auf dem Tonnenleger so 
voranzutreiben, daß die Ergebnisse rechtzeitig zur 
Verfügung standen. Die Verwaltung ist damit ein 
vermeidbares hohes Risiko eingegangen. 

Das Bundesministerium hat in seiner Stellungnahme 
ausgeführt, daß schon die ehemalige Kriegsma- 
rine „aktivierte" Schlingerdämpfungsanlagen mit 
„brauchbaren" Ergebnissen verwendet habe. Die 
Herstellerfirma habe inzwischen das Regelsystem 
für derartige Anlagen noch verbessert. Im übrigen 
seien durch den Einbau der Versuchsanlage 
auf dem Tonnenleger wertvolle konstruktive Er- 
kenntnisse für den Einbau auf dem Forschungsschiff 
gewonnen worden. Der betriebsfertige Einbau der 
firmeneigenen kleinen Anlage habe sich jedoch 
durch ungünstige Umstände bis 1964 verzögert, ob- 
gleich die Verwaltung sich im Rahmen des Mög- 
lichen laufend um eine Beschleunigung der Angele- 
genheit bemüht habe. Aus übergeordneten dringen- 
den dienstlichen Gründen habe bereits 1962 mit dem 
Bau des FS Meteor begonnen werden müssen, für 
das der Einbau einer Schlingerdämpfungsanlage 
„bauseits vorgeschrieben" gewesen sei. Nach dem 
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damals vorliegenden Material hätten sowohl die un- 
abhängigen Sachverständigen als auch die zuständi- 
gen Dienststellen der Verwaltung geglaubt, das 
Wagnis der Bestellung der vom Herstellerwerk nach 
dem 2. Weltkrieg erstmals angebotenen und erst- 
mals gebauten derartigen Anlage vertreten zu kön- 
nen. 

160. Die Ausführungen des Bundesministeriums 
vermögen den Bundesrechnungshof nicht zu über- 
zeugen. Es kann dahingestellt bleiben, ob die ehe- 
malige Kriegsmarine, wie das Bundesministerium 
behauptet, „aktivierte" Schlingerdämpfungsanlagen 
mit „brauchbaren" Ergebnissen verwendet hat. Denn 
dies geschah unter kriegsbedingten Umständen und 
Zielsetzungen. Daß die hierbei gewonnenen Erkennt- 
nisse nicht ohne weiteres auf die friedensmäßige 
Verwendung einer solchen Anlage auf einem For- 
schungsschiff übertragen werden können, folgt schon 
daraus, daß das Bundesministerium die vorherige 
Erprobung eine kleineren Versuchsanlage für er- 
forderlich hielt, und zwar in erster Linie zum Nach- 
weis der Funktionsfähigkeit des Regelsystems, das 
für die Wirksamkeit der Anlage auf einem For- 
schungsschiff entscheidend ist. 

Der Bundesrechnungshof verkennt zwar nicht, daß 
die Beschaffung neuartiger oder fortentwickelter 
technischer Anlagen und Geräte oft mit einem Risiko 
verbunden ist und daher Fehlinvestitionen auch bei 
Anwendung größter Sorgfalt nicht immer vermieden 
werden können. Die Anlage für das Forschungsschiff 
hätte jedoch weder in Auftrag gegeben noch einge- 
baut werden dürfen, bevor die Ergebnisse der an 
sich möglichen Erprobung mit der Versuchsanlage 
auf dem Tonnenleger Vorlagen. Im übrigen ergibt 
sich aus den Unterlagen, daß die Verwaltung sich 
nicht mit dem genügenden Nachdruck bemüht hat, 
den Einbau der Versuchsanlage so voranzutreiben, 
daß praktische Erkenntnisse aus dem Betrieb recht- 
zeitig gewonnen werden konnten. 

161. Dem Bund sind bisher durch den Einbau der 
„aktivierten" Schlingerdämpfungsanlage ohne vor- 
herige Erprobung neben den Kosten für die Beschaf- 
fung der Anlage in Höhe von 550 000 DM auch 
erhebliche Kosten durch schiffbauliche Maßnahmen 
entstanden. Weitere Kosten werden sich durch den 
Ausbau der Anlage ergeben. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministe- 
rium gebeten, die Frage der Geltendmachung etwai- 
ger Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüche 
zu prüfen. Verhandlungen darüber sind inzwischen 
vom Bundesministerium mit der Herstellerfirma 
eingeleitet worden. 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

Heranziehung von Personal privater Unternehmen 
für Verwaltungsaufgaben 

162. In der Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes vom 20. Dezember 1967 war un- 
ter Nr. 48 berichtet worden, das Bundesministerium 
ziehe zur Wahrnehmung technischer Verwaltungs- 


aufgaben bei nachgeordneten Dienststellen Personal 
privater Unternehmen heran. Der Rechnungsprü- 
fungsausschuß hat am 23. Oktober 1968 angeregt, 
daß der Bundesrechnungshof die Angelegenheit wei- 
ter verfolgen solle. 

Erneute Erhebungen zum Stichtag 1. September 1969 
haben ergeben, daß sich das Bundesministerium er- 
folgreich bemüht, entsprechend dem Wunsch des 
Ausschusses das Firmenpersonal in den Bundes- 
dienst zu übernehmen oder auf weitere Mitarbeit 
zu verzichten. Es sind aber immer noch tätig 

im Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 

1 Ingenieur, 

in einer Erprobungsstelle 2 Diplom-Physiker und 

5 Ingenieure, 

in einer anderen Erprobungsstelle 7 Ingenieure 

und 1 Mechaniker. 

Für die erste Erprobungsstelle sind für die neue 
Aufgabe Planstellen beantragt worden; die Firmen- 
bediensteten sind aber nicht bereit, in den Bundes- 
dienst überzutreten. In allen anderen Fällen sind 
Planstellen nicht beantragt worden, weil es sich um 
vorübergehende Aufgaben handele, die höchstens 
ein Jahr dauerten. 

Die Ingenieure befassen sich mit einer Ausnahme 
jeweils mit Geräten, die die Firmen entwickelt ha- 
ben, denen sie angehören. Soweit die Bearbeitung 
im Geschäftsbereich des Bundesministers der Vertei- 
digung eine Beurteilung der Entwicklungsergeb- 
nisse verlangt, besteht die Möglichkeit der Interes- 
' senkollision. Die dem Bund berechneten monatlichen 
Kosten liegen zwischen 3000 und 7000 DM, in einem 
Fall betragen sie 3000 Dollar. 

163. Bei der Rechnungsprüfung ist im Rüstungs- 
bereich ein weiterer Fall der Personalverstärkung 
über den im Haushaltsplan bewilligten Umfang hin- 
aus festgestellt worden. 

Am 14. Februar 1959 erteilte das Bundesministerium 
der Ozeanographischen Forschungsgesellschaft der 
Bundeswehr (OFBw) in Kiel den Auftrag zur Errich- 
tung eines Unterwasserschall- und Umgebungsda- 
tenmeßfeldes in der Ostsee. Damit für diesen Zweck 
schnell zusätzliches Personal und Gerät zur Verfü- 
gung standen, erhielt das Institut für Schwingungs- 
forschung (IFS) der Fraunhofer-Gesellschaft zur För- 
derung der angewandten Forschung e. V. in Karls- 
ruhe am 4. Februar 1969 einen Forschungsauftrag, 
der auf eine Beteiligung mit Gerät, Personal und 
Erfahrungen an dem der OFBw erteilten Auftrag 
hinzielt. Als der Bundesrechnungshof im Juli 1969 
in Kiel bei der OFBw prüfte, hatte das IFS dort 15 
Arbeitsplätze eingerichtet, von denen 7 besetzt wa- 
ren. Die Bediensteten erhalten zwar keine höhere 
Besoldung als beim Bund-, sie sollen auch später 
auf noch zu bewilligende Planstellen der OFBw 
übernommen werden. Zu beanstanden ist aber die 
Art der Personalverstärkung bei einer Bundesdienst- 
stelle. 

164. Der Bundesrechnungshof hält die Handhabung 
für unvereinbar mit den Grundsätzen einer ordent- 
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liehen Verwaltung. Soweit zur Durchführung von 
Erprobungen besondere Fachkenntnisse benötigt 
werden, sollten Angehörige der Erprobungsstellen 
bei den Entwicklungsfirmen eingewiesen werden. 
In den hiernach verbleibenden wenigen Fällen eines 
Bedarfs an fachkundiger Hilfe für begrenzte Zeit 
sollten notfalls Sonderverträge geschlossen werden. 
Die zu vereinbarenden Vergütungen lägen noch er- 
heblich unter dem an die Firmen entrichteten Ent- 
gelt. Außerdem bliebe so die Trennung zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer gewahrt. 

Bundesministerium der Verteidigung 

(Kapitel 14 01) 

Kommandobehörden, Truppen usw. 

(Kapitel 14 03) 

Bundeswehrverwaltung 

(Kapitel 14 04) 

Militärseelsorge 

(Kapitel 14 06) 

Rechtspflege 

(Kapitel 14 07) 

Wehrtechnik und Beschaffung 

(Kapitel 14 21) 

Trennungsgeld, Trennungsbeihilfen sowie Fahrkostenzu- 
schüsse in besonderen Fällen 

(Titel 108) 

Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

(Titel 215 a) 

Haushaltsjahr 1967 

165. Die Empfänger von Trennungsgeld erhalten 
in der Regel für jeden Monat des Bezugs eine Reise- 
beihilfe für eine „Familienheimfahrt"; das Tren- 
nungsgeld wird deswegen gekürzt (§ 4 Abs. 4 Satz 2 
TGV). Dazu hat das Bundesministerium der Vertei- 
digung in seinem Runderlaß vom 18. Januar 1967 
bestimmt, daß von der Kürzung abgesehen wird, 
wenn die Familienheimfahrt, für die der Beamte 
eine Reisehilfe erhält, zwischen zwei Arbeitstagen 
vom Abend des einen bis zum Morgen des anderen 
ausgeführt wird. Der Bundesrechnungshof hat das 
beanstandet und davon das für das Reise- und Um- 
zugskostenrecht federführende Bundesministerium 
des Innern unterrichtet. Das Bundesministerium des 
Innern teilt die Auffassung des Bundesministeriums 
der Verteidigung; der Wortlaut des § 4 Abs. 4 TGV 
lasse eine andere Auslegung nicht zu. Das Bundes- 
ministerium des Innern hat sich aber bereit erklärt, 
den Hinweis des Bundesrechnungshofes bei einer 


Novellierung der Trennungsgeldverordnung zu prü- 
fen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Rund- 
erlaß vom 25. Mai 1966 (MinBIFin S. 247) für seinen 
Geschäftsbereich bestimmt, daß das Trennungsgeld 
auch dann zu kürzen ist, wenn der Bedienstete die 
Familienheimfahrt vom Dienstende des einen bis 
zum Dienstbeginn des folgenden Tages ausgeführt 
hat. Diese Regelung entspricht im Ergebnis der Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob eine kurze nächt- 
liche Fahrt an den bisherigen Wohnort eine Fami- 
lienheimfahrt im Sinne der Trennungsgeldverord- 
nung ist. Der Wortlaut der Trennungsgeldverord- 
nung („. . . für einen Tag jeder Familienheim- 
fahrt . . .") spricht dagegen. Danach könnte die Fahrt 
eines Trennungsgeldempfängers zu seiner Familie 
nur dann als „Familienheiimfahrt" im Sinne der 
Trennungsgeldverordnung angesehen werden, wenn 
sie mindestens einen Tag lang dauert. Die zwischen 
dem Dienstende des einen und dem Dienstbeginn 
des folgenden Tages ausgeführte Fahrt zur Familie 
wäre demnach keine „Familienheimfahrt". Selbst 
wenn man aber in einem derartigen Falle eine Fa- 
milienheimfahrt für gegeben annimmt, ist das Tren- 
nungsgeld zu kürzen. In der Regel werden Familien- 
heimfahrten am Wochenende oder an Feiertagen 
ausgeführt und dauern deshalb zwei bis drei Tage. 

| An diesen Tagen hält sich der Bedienstete nicht 
am neuen Dienstort auf; es ist daher gerechtfertigt, 
das Trennungsgeld zu kürzen. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung bestimmt aber § 4 Abs. 4 
Satz 2 TVG, daß das Trennungsgeld nur „für einen 
Tag jeder Familienheimfahrt " ohne Urlaub, für die 
der Beamte eine Reisebeihilfe erhält, zu kürzen ist. 
Diese pauschale Regelung gilt aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung auch dann, wenn eine Fami- 
lienheimfahrt nicht einen vollen Tag dauert. Nur 
diese Auslegung entspricht dem Ergebnis der Bera- 
tungen, die dem Erlaß der Trennungsgeldverord- 
nung vorausgingen. Sie wird bestätigt durch das 
Rundschreiben des Bundesministers des Innern vom 
26. Juni 1968. Danach ist das Trennungsgeld — von 
hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen ab- 
gesehen — immer zu kürzen, wenn der Beamte 
keine Familienheimfahrt unternimmt, sondern einen 
Angehörigen an den Dienstort kommen läßt und 
wenn dem Beamten deswegen eine Reisebeihilfe 
gewährt wird (§ 5 Abs. 6 TGV). 

Auch aus Gründen der Fürsorge sollte es der Dienst- 
herr unterlassen, Fahrten zu fördern, die der Bedien- 
stete zwischen zwei vollen Arbeitstagen zu seiner 
Familie unternimmt und bei denen er in einer Nacht 
längere Strecken, in Einzelfällen sogar mehr als 
300 km, am Lenkrad verbringt. Schließlich sollte 
verhindert werden, daß nur einem Teil der Tren- 
nungsgeldempfänger, nämlich denjenigen, deren 
Wohnort vom Dienstort nicht sehr weit entfernt 
liegt, finanzielle Vorteile zufließen. 

Der Bundesrechnungshof hält eine Änderung des 
§ 4 Abs. 4 TGV nicht für notwendig. Es genügte, 
wenn das Bundesministerium des Innern sich der 
Auffassung des Bundesministeriums der Finanzen 
anschlösse und durch ein Rundschreiben klarstellte, 
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daß das Trennungsgeld auch dann zu kürzen ist, 
wenn die Fahrt vom Dienstort nach dem Wohnort 
und zurück in einer Nacht ausgeführt wird. 

166 . Nach § 6 Abs. 4 Satz 2 TGV dürfen demjeni- 
gen Beamten, der täglich an den Wohnort zurück- 
kehrt, obwohl ihm das nicht zuzumuten ist, Fahr- 
kostenersatz oder Wegstreckenentschädigung und 
Verpflegungszuschuß bis zur Höhe des Trennungs- 
geldes nach § 4 TGV (im Regelfall — je nach Reise- 
kostenstufe — monatlich 360 bis 480 DM) gewährt 
werden. 

Zur Erläuterung hat das Bundesministerium der Ver- 
teidigung in seinem Runderlaß vom 21. September 
1965 (VMB1 S. 446) ausgeführt, daß die tägliche 
Rückkehr zum Wohnort nur zuzumuten ist, „wenn 
die notwendige Zeit für die Hin- und Rückfahrt ein- 
schließlich Zu- und Abgang sowie sich zwangsläufig 
ergebende Wartezeiten zusammen 2 Stunden 30 Mi- 
nuten nicht übersteigen". Danach sind die Zeiten 
vom Verlassen der Wohnung bis zum Dienstbeginn 
und vom Dienstende bis zur Rückkehr in die Woh- 
nung zusammenzuzählen. Wenn der Bedienstete mit 
dem eigenen Kraftfahrzeug fährt, werden der Be- 
rechnung — soweit zwischen dem Wohnort und dem 
Dienstort öffentliche Verkehrsmittel verkehren — 
deren Fahrzeiten der Berechnung zugrunde gelegt. 

Diese Auslegung verursacht ungewöhnlich hohe, 
sachlich nicht gerechtfertigte Ausgaben. Der Bundes- 
rechnungshof hat sie deshalb beanstandet und dar- 
über sowie über die Auffassung des Bundesministe- 
riums bereits in Nr. 25 ff. der Bemerkungen 1966 be- 
richtet. Die Rechnungsprüfung hat inzwischen zu- 
sätzlich ergeben, daß in 16 in der Nähe von Bonn 
gelegenen Orten (Bad Honnef, Bad Neuenahr, Bad 
Niederbreisig, Bensberg, Euskirchen, Forsbach, Jun- 
kersdorf, Köln, Neukirchen, Neunkirchen, Porz, 
Rheinbach, Rhöndorf, Siegburg, Troisdorf, Weiden) 
101 im Bundesministerium tätige Bedienstete woh- 
nen, denen nach dessen Auffassung die tägliche 
Fahrt zum Wohnort nicht zugemutet werden kann. 
Nur drei davon haben eine zusätzliche Wohnung am 
Dienstort genommen; sie erhalten deshalb das volle 
Trennungsgeld nach § 4 TGV. Einige benutzen die 
öffentlichen Verkehrsmittel zu den Fahrten zwischen 
Wohnung und Dienststätte, alle anderen schon seit 
Jahren fast ausnahmslos das eigene Kraftfahrzeug. 
Diese erhalten Wegstreckenentschädigung iin Höhe 
von 18 Pf/km. 

So wird den in Rheinbach wohnenden Bediensteten 
des Bundesministeriums, die auf der nahen Hardt- 
höhe tätig sind, nicht zugemutet, täglich an ihren 
Wohnort zurückzukehren; auch sie beziehen des- 
halb — soweit sie das eigene Kraftfahrzeug benut- 
zen — Wegstreckenentschädigung. Einigen Bedien- 
steten, die in Rheinbach ein Familieneigenheim er- 
richteten und deshalb ein Familienheimdarlehen be- 
antragten, hat das Bundesministerium jedoch be- 
scheinigt, daß sie durch den Bau des Eigenheimes 
nicht an der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer 
Dienstgeschäfte gehindert werden. Es hielt also in 
diesem Zusammenhang die tägliche Fahrt von 
Rheinbach nach der Hardthöhe und zurück für zu- 
mutbar. 


Nur das Bundesministerium der Verteidigung ge- 
währt seinen in Köln wohnenden Beamten, Soldaten 
und Arbeitnehmern, die täglich mit dem eigenen 
Kraftfahrzeug nach Bonn und zurück fahren, Weg- 
streckenentschädigung, falls diese beim Benutzen 
öffentlicher Verkehrsmittel täglich länger als 150 Mi- 
nuten unterwegs wären. Die anderen Bonner Dienst- 
stellen finden ihre Bediensteten aus Köln ausnahms- 
los mit Fahrkostenersatz ab. 

Nicht nur im Gebiet Bonn führt der Erlaß zu unzu- 
lässigen Ausgaben. Die in dem Dorf Nellingen 
wohnenden Bediensteten der Standortverwaltung 
Eßlingen erhalten z. B. im Sommer Fahrkostenersatz, 
im Winter dagegen Wegstreckenentschädigung, weil 
der Bus als öffentliches Verkehrsmittel zwischen 
beiden Orten im Winter zu anderen Zeiten verkehrt 
als im Sommer. Fast sämtliche Bedienstete benutzen 
aber im Sommer wie im Winter ihr eigenes Kraft- 
fahrzeug und sind damit morgens und abends je- 
weils nur 10 bis 15 Minuten lang unterwegs. 

Das Bundesministerium der Verteidigung wendet 
damit für eine größere Zahl von Bediensteten mo- 
natlich je 100 bis 200 DM mehr auf als andere Ver- 
waltungen in vergleichbaren Fällen. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesministerium 
des Innern die Ergebnisse seiner Prüfungen mitge- 
teilt und es als das für das Reise- und Umzugs- 
kostenrecht federführende Bundesministerium ge- 
beten, für eine einheitliche Auslegung der Bestim- 
mung zu sorgen. 

Das Bundesministerium des Innern räumt ein, daß 
es im Interesse einer einheitlichen Anwendung der 
Trennungsgeldverordnung wünschenswert wäre, all- 
gemein zu regeln, wann eine tägliche Rückkehr an 
den Wohnort zumutbar ist. Es hat dabei zum Aus- 
druck gebracht, daß es die Regelung des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung ebenfalls für zu 
großzügig hält und daß es bereit ist, die Angelegen- 
heit bei einer Novellierung der Trennungsgeldver- 
ordnung aufzugreifen. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß eine 
Änderung der Trennungsgeldverordnung nicht er- 
forderlich ist; es genügt, wenn das Bundesministe- 
rium des Innern für die gesamte Bundesverwaltung 
verbindlich erläutert, wann die tägliche Rückkehr 
an den. Wohnort nicht mehr zuzumuten ist. Den beim 
Bund Beschäftigten sollte die tägliche Rückkehr zum 
Wohnort nur dann nicht zugemutet werden, wenn 
auch die nicht im öffentlichen Dienst stehenden 
Arbeitnehmer auf der betreffenden Strecke allge- 
mein nicht täglich nach Hause fahren. 

Unabhängig hiervon war das Bundesministerium der 
Verteidigung nach § 5 Abs. 1 HG 1967 verpflichtet, 
senen Erlaß vom 21. September 1965 zu ändern, so- 
bald sich erkennen ließ, daß die im Bundeshaushalts- 
plan für Trennungsgeld veranschlagten Beträge nicht 
ausreichten. 


167 . Nach dem Erlaß des Bundesministeriums vom 
16. April 1968 erhält der Bedienstete, der eine län- 
gere Dienstreise ausführt, das Tagegeld auch für 
die Tage, die er an seinem Wohnort verbringt, z. B. 
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für die Sonn- oder Feiertage oder für allgemein 
dienstfreie Tage (Liegetage). Der Bundesrechnungs- 
hof hat das beanstandet und davon auch das für 
das Reisekostenrecht federführende Bundesministe- 
rium des Innern unterrichtet. Das Bundesministerium 
der Verteidigung ist der Meinung, bei einer Über- 
nachtung in dem außerhalb des Geschäftsortes ge- 
legenen Wohnort verbiete § 16 Abs. 4 BRKG nur 
die Zahlung des Ubernachtungsgeldes; da diese Vor- 
schrift das Tagegeld nicht erwähnt habe, müsse es ; 
gezahlt werden. 

Das Bundesministerium des Innern teilt die Ansicht j 
des Bundesministeriums der Verteidigung. Die Vor- 
schrift des § 16 Abs. 4 BRKG unterscheide nicht j 
zwischen Arbeitstagen und arbeitsfreien Tagen. 
Durch die Fortzahlung des Tagegeldes für die am j 
Wohnort verbrachten Liegetage entständen dem 
Bund keine Mehrausgaben, weil der Dienstreisende 
während der Liegetage auch am Geschäftsort blei- 
ben oder sich an einem dritten Ort aufhalten könne; 
der Dienstreisende sei nicht verpflichtet, zur Über- 
nachtung seine außerhalb des Geschäftsortes gele- 
gene Wohnung aufzusuchen. Eine Änderung des 
Bundesreisekostengesetzes hält das Bundesministe- 
rium des Innern deshalb nicht für notwendig. 

Der Bundesrechnungshof vermag dem nicht zu fol- 
gen. Zwar enthält § 16 Abs. 4 BRKG keine Regelung 
für das Tagegeld; daraus darf aber nicht ohne wei- 
teres geschlossen werden, daß es zu zahlen ist. Der 
Gesetzgeber wollte vielmehr in dieser Vorschrift 
ausschließlich die Behandlung des Übernachtungs- 
geldes für den Fall regeln, daß der Bedienstete je- 
weils nach Erledigung seiner Dienstgeschäfte in der 
außerhalb des Geschäftsortes gelegenen Wohnung 
übernachtet. Das bestätigen die dem Erlaß des Ge- 
setzes vorausgegangenen Erörterungen ebenso wie 
sein Wortlaut, der nur vom „übernachten", aber 
nicht wie § 16 Abs. 3 BRKG vom „Aufenthalt 11 am 
Wohnort spricht. 

Ob und in welchem Umfang Tagegeld zu zahlen ist, 
wenn der Dienstreisende volle Tage nicht am Ge- 
schäftsort, sondern an seinem Wohnort verbringt, 
muß deshalb — wie seit jeher — unabhängig von § 16 
Abs. 4 BRKG nach den allgemein das Reisekosten- 
recht beherrschenden Grundsätzen beurteilt werden. 
Der Gesetzgeber geht davon aus, daß der Dienst- 
reisende nur insoweit einen pauschalen Anspruch 
auf Tage- und Übernachtungsgeld hat, als ihm nach 
der Lebenserfahrung zusätzliche Aufwendungen ent- 
stehen. Deshalb wird bei einer Dienstreise zum 
Wohnort nach § 16 Abs. 3 BRKG für die Dauer des 
Aufenthalts an diesem Ort kein Tage- und Über- 
nachtungsgeld gewährt. Wird somit Tagegeld selbst 
dann nicht gezahlt, wenn der Beamte als Dienst- 
reisender an seinem Wohnort Dienstgeschäfte er- 
ledigt, und zwar selbstverständlich auch nicht für 
die Liegetage, die er während der Dienstreise dort 
verbringt, so muß das erst recht gelten, wenn sich 
der Dienstreisende, ohne dienstlich tätig zu sein, an 
diesem Ort aus persönlichen Gründen aufhält. Dem 
Grundgedanken des Reisekostenrechts ebenfalls ent- 
sprechend bestimmt § 1 VO zu § 16 Abs. 6 BRKG, 
daß dem Dienstreisenden bei einem Krankenhaus- 
aufenthalt am Geschäftsort das Tagegeld beträchtlich 


gekürzt wird. Damit läßt es sich nicht vereinbaren, 
einem erkrankten Dienstreisenden, der noch nach 
Hause fahren kann, das ungekürzte Tagegeld zu 
gewähren. 

Diese aus den grundlegenden reisekostenrechtlichen 
Bestimmungen abgeleitete Auffassung wird durch 
§ 16 Abs. 4 BRKG nicht durchbrochen. Falls der 
Bundesminister des Innern dem nicht zustimmt, 
mußte er eine Änderung dieser Vorschrift in die 
Wege leiten. 

168 . Das Bundesministerium wird die in den 
Nrn. 165 bis 167 genannten Erlasse der dort dar- 
gestellten Rechtslage anzupassen haben. 

Das Verhalten des für das Reise- und Umzugskosten- 
recht federführenden Bundesministeriums des Innern 
ist deshalb zu beanstanden, weil es untätig blieb 
und duldete, daß in der Bundesverwaltung Vorschrif- 
ten unterschiedlich angewandt werden. Seine Auf- 
gabe wäre es gewesen, entweder Regelungen des 
Bundesministeriums der Verteidigung, die es billigte, 
den anderen Ressorts mitzuteiilen, oder — wenn es 
dem Bundesministerium der Verteidigung nicht zu- 
stimmte — diesem gegenüber seine abweichende 
Auffassung geltend zu machen. 

Kommandobehörden, Truppen usw. 

(Kapitel 14 03) 

Verschiedene Titel 

Haushaltsjahre 1966 bis 1968 

Weiterbildung und Betreuung der Reservisten 

der Deutschen Bundeswehr außerhalb von Wehrübungen 

169 . Im April 1968 verfügte die Bundeswehr über 
rund 1,3 Millionen Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannschaften der Reserve. Ihre Zahl wächst ständig, 
und damit steigen auch die Haushaltsmittel, die für 
die Betreuung und Weiterbildung der Reservisten 
benötigt werden. 

Da die Mittel aber nicht ausreichen und es auch an 
Ausbildungspersonal mangelt, können nicht so viele 
Reservisten zu Wehrübungen einberufen werden, 
wie das Bundesministerium anstrebt. Daher hat es 
für die „Reservistenarbeit 11 außerhalb von Wehr- 
übungen im Jahre 1961 die dem Kommando der 
Territorialen Verteidigung unterstellte Organisation 
für die Betreuung und Weiterbildung der Reser- 
visten der Bundeswehr (OrgRes) geschaffen. Sie 
betreut die Reservisten in dienstlichen Veranstaltun- 
gen (§ 4 Abs. 4 WpflG) außerhalb von Wehrübungen 
und bildet sie auf der Basis freiwilliger Mitarbeit 
auch militärisch fort. Der Gesamtaufwand hierfür 
beträgt jährlich etwa 6 000 000 DM. Die Truppe ist 
angewiesen, die OrgRes weitgehend zu unter- 
stützen. 

Daneben hat der bereits im Jahr 1960 gegründete 
Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr 
e. V. (VdRBw) die Aufgabe übernommen, „die aus 
der Bundeswehr ausgeschiedenen Offiziere, Unter- 
offiziere und Mannschaften nach den Richtlinien des 
Bundesverteidigungsministeriums im Rahmen des 
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Wehrrechts zu betreuen und fortzubilden". Er soll 
damit die Bundeswehr in ihrem Bestreben, die aus- 
gebildete Personalreserve auch außerhalb von 
Wehrübungen geistig und körperlich einsatzfähig zu 
erhalten, unterstützen. Anfang 1968 gehörten dem 
Verband rund 32 000 Reservisten als Mitglieder an, 
von denen nur 60 bis 70 v. H. Mitgliedsbeiträge 
zahlten. Der Zugang neuer Mitglieder war in den 
Jahren 1965 bis 1967 rückläufig. Der Bundesminister 
gewährt dem VdRBw für seine Tätigkeit Zuwendun- 
gen. Die hierfür veranschlagten Beträge sind lim 
Haushaltsjahr 1967 auf 850 000 DM, im Haushalts- 
jahr 1968 auf 950 000 DM und im Haushalt 1969 auf 
1 150 000 DM angestiegen. 

170 . über die Betreuung und militärische Weiter- 
bildung der Angehörigen der Reserve der Bundes- 
wehr hat der Bundesrechnungshof örtliche Prüfun- 
gen und Erhebungen angestellt. Seine Feststellungen 
hat er dem Bundesministerium im August 1968 mit- 
geteilt. Daraus und aus den bisherigen Erörterungen 
mit dem Bundesministerium sei hier im wesentlichen 
folgendes wiedergegeben: 

Die Bereitschaft der Reservisten, außerhalb von 
Wehrübungen freiwillig an Veranstaltungen der 
OrgRes und des VdRBw teilzunehmen, ist 'insgesamt 
gesehen gering. In der Zeit vom 1. Oktober 1966 
bis zum 30. September 1967 haben von den Reser- 
visten nur 1,91 v. H. an 1 bis 3, 0,59 v. H. an 4 bis 
6, 0,36 v. H. an 7 bis 10 und 0,26 v. H. an mehr als 
10 Veranstaltungen teilgenommen. 

Das passive Verhalten der Reservisten hat zahl- 
reiche und mannigfaltige Gründe. Einer Anregung 
des Bundesrechnungshofes folgend wird das Bundes- 
ministerium nach Mitteln und Wegen suchen, wie 
ihm abgeholfen werden kann. 

Der Bundesrechnungshof hat eine eingehende Über- 
prüfung der Reservistenkonzeption für erforderlich 
erachtet, insbesondere well weder von der OrgRes 
noch von dem VdRBw eine hinreichend wirksame 
militärische Weiterbildung der Reservisten zu er- 
warten ist. 

Die auf freiwilliger Grundlage außerhalb von Wehr- 
übungen durchgeführte Weiterbildung der Reser- 
visten hat nur geringen militärischen Nutzen, ein- 
mal wegen der geringen Beteiligung, aber auch, 
weil sie sich darauf beschränkt, das in der Grund- 
ausbildung Gelernte ständig zu wiederholen. Dieser 
geringe Nutzen steht in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu dem personellen, materiellen und finan- 
ziellen Aufwand-, auch wird nicht immer wirtschaft- 
lich verfahren. Daher bleibt zu erwägen, die militä- 
rische Weiterbildung ausschließlich der aktiven 
Truppe unter Beschränkung auf die im Verteidi- 
gungsfall sofort benötigten Reservisten vorzube- 
halten und bisher für die OrgRes vorgesehene Mittel 
zur Verstärkung der Mittel für Wehrübungen zu 
verwenden. Dadurch könnten jährlich zusätzlich 
rund 13 000 Reservisten zu einer 14tägigen Wehr- 
übung einberufen werden. Für die verbleibende Be- 
treuung der Reservisten wäre dann folgende Rege- 
lung in Betracht zu ziehen: Die vornehmlich der 
Verbundenheit mit der Truppe dienende militärische 
Betreuung wird der Mob-Einheit des betreffenden 


Reservisten, die wehrpolitische Betreuung aller Re- 
servisten hingegen dem VdRBw übertragen. 

Bei dieser Konzeption, die der Bundesrechnungs- 
hof dem Bundesministerium zur Überlegung emp- 
fohlen hat, könnte der VdRBw einen beträchtlichen 
Teil seines hauptamtlichen Personals entbehren und 
sich der wehrpolitischen Betreuung unter Hinzu- 
ziehung besonders geeigneter Persönlichkeiten um 
so nachhaltiger und wirksamer annehmen. 

171 . Das Bundesministerium hat iin einer Stellung- 
nahme vom Juli 1969 zugegeben, daß der Nutzen 
der Reservistenarbeit im Prüfungszeitraum 1966/67 
den aufgewendeten Kosten nicht entsprach, jedoch 
versichert, es selbst und alle zuständigen Stellen im 
nachgeordneten Bereich seien ebenso wie der 
VdRBw ständig bemüht, den Nutzen der Reser- 
vistenarbeit zu verbesern. 

Die Beanstandungen einer nicht immer wirtschaft- 
lichen Verwendung der Haushaltsmittel seien be- 
gründet. Sie hätten wertvolle Erkenntnisse gebracht, 
die so rasch wie möglich ausgewertet würden. 

Die Betreuung der Reservisten durch die Mob-Ein- 
heiten und den VdRBw wird das Bundesministerium 
so aufteilen, wiie vom Bundesrechnungshof angeregt. 
Dagegen erscheint es dem Bundesministerium weni- 
ger nützlich, jährlich etwa 13 000 Reservisten zu 
einer 14tägigen Wehrübung einzuberufen, als zu 
einem festen Stamm von 30 000 bis 50 000 Reser- 
visten laufend engen Kontakt zu haben. Deshalb 
will es die militärische Förderung der Reservisten 
außerhalb von Wehrübungen, die die allgemeine 
Kampftauglichkeit erhalten soll, künftig weitgehend 
dem VdRBw überlassen; dieser soll sie im Rahmen 
der örtlichen Reservistenzusammenschlüsse durch- 
führen. Dadurch soll er für die nach Betätigung drän- 
genden Reservisten attraktiver gemacht und zugleich 
die OrgRes von ihren derzeitigen Aufgaben ent- 
lastet werden. An eine Verringerung des Personals 
des VdRBw ist daher nach Ansicht des Bundesmini- 
steriums nicht zu denken. Nach einer vorerst auf 
drei Jahre veranschlagten Übergangsphase will das 
Bundesministerium dann entscheiden, wie die 
OrgRes künftig einzusetzen ist oder ob sie ggf. auf- 
gelöst werden kann. Das Bundesministerium ver- 
spricht sich von dieser Lösung nicht nur die Stärkung 
der militärischen Verteidigungskraft, sondern zu- 
gleich die Festigung des Staatsbewußtseins und die 
Stützung der Staatsform. 

172 . Der Bundesrechnungshof ist der Meinung, daß 
die „Reservistenarbeit" auf der Grundlage der Frei- 
willigkeit in dieser oder anderer Weise nicht fühlbar 
verbessert werden kann. 

Im Dezember 1969 hat das Bundesministerium dem 
Bundesrechnungshof mitgeteilt, daß die praktischen 
Erfahrungen mit der Reservistenarbeit und die Über- 
legungen über eine bessere Nutzung des Reser- 
vistenpotentials inzwischen zu konkreten Vorstel- 
lungen geführt hätten. In einer Vorlage an den Ver- 
teidigungsausschuß des Deutschen Bundestages 
werde in Kürze die künftige Konzeption dargestellt 
werden. 
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Der Bundesrechnungshof wird die weitere Entwick- 
lung beobachten. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12) 

Kasernenneubauten im Wehrbereich V 

(Titel 715) 

Haushaltsjahre 1960 bis 1968 

Beteiligung eines Wasserversorgungs-Zweckverbandes 
an den Kosten für die Verlegung einer Wasserleitung 

173 . Das Bundesministerium der Verteidigung ließ 
in den Jahren 1960 bis 1965 durch ein Staatliches 
Hochbauamt eine Truppenunterkunft errichten. 
Durch das dafür in Anspruch genommene Gelände 
führte eine öffentlichen Zwecken dienende, etwa 
70 Jahre alte Wasserversorgungsleitung. Eigentümer 
der Leitung ist ein Zweckverband, zu dessen Gunsten 
im Grundbuch für die betroffenen Grundstücke 
Grunddienstbarkeiten eingetragen sind. Bei dem Bau 
der neuen Zufahrtsstraße, die wegen der örtlichen 
Gegebenheiten mit einer zum Teil mehrere Meter 
hohen Dammschüttung über einen längeren Ab- 
schnitt der Wasserleitung geführt werden mußte, 
traten durch den hohen Erddruck mehrere Rohr- 
brüche auf, die die Wasserversorgung der Gemeinde 
zeitweilig in Frage stellten. Da bei dem Alter der 
Leitung damit zu rechnen war, daß im Laufe der 
nächsten Jahre weitere Schäden auftreten würden, 
für deren Behebung durch den Bund erhebliche 
Beträge hätten aufgewendet werden müssen, verein- 
barte die Ortsbaudienststelle mit dem Zweckver- 
band, die Leitung außerhalb des Straßenbereichs neu 
zu verlegen. Der Zweckverband äußerte den Wunsch, 
anstatt der alten, verbrauchten und infolge der Be- 
völkerungszunahme ohnehin nicht mehr ausreichen- 
den Gußrohrleitung mit 125 mm eine solche mit 
200 mm lichter Weite zu verlegen. Er erklärte sich 
bereit, die entstehenden Mehrkosten zu tragen, 

174 . Den vom Bauamt aufgestellten Nachtrags- 
kostenvoranschlag vom 29. August 1961 hat die zu- 
ständige Oberfinanzdirektion mit der Auflage ge- 
nehmigt, daß der Zweckverband auch den Wertzu- 
wachs durch eine angemessene Kostenbeteiligung 
von 40 v. H. der Rohrleitungskosten auszugleichen 
habe. Nach Verlegung und Inbetriebnahme der 
neuen Leitung bat das Bauamt am 22. Juni 1962 die 
Oberfinanzdirektion, den Verteilungsschlüssel für 
die Baukosten zwischen dem Zweckverband und der 
Wehrbereichsverwaltung nunmehr für beide Teile 
verbindlich festzulegen. 

Die Oberfinanzdirektion unterrichtete am 30. August 
1962 die Wehrbereichsverwaltung von dem Sachver- 
halt und schlug vor, daß neben der bereits zugestan- 
denen Kostenbeteiligung für den größeren Quer- 
schnitt der Leitung auch ein angemessener Wertaus- 
gleich für die neuverlegten Rohre zu fordern sei. Sie 
begründete dies mit den erheblichen wirtschaftlichen 
Vorteilen, welche dem Eigentümer durch die neue 
Leitung erwachsen seien. Insbesondere sei auch zu 


berücksichtigen, daß der Zweckverband wegen des 
Bevölkerungszuwachses der Gemeinde früher oder 
später ohnehin gezwungen gewesen wäre, eine Was- 
serversorgungsleitung mit einem größeren Quer- 
schnitt auf eigene Kosten zu verlegen. 

Die Wehrbereichsverwaltung konnte nach mehreren, 
zunächst ergebnislos verlaufenen Verhandlungen 
am 5. März 1963 erreichen, daß der Zweckverband 
einen Ausgleichsanspruch für den Wertzuwachs an- 
erkannte. Nachdem das Bundesministerium der ge- 
troffenen Vereinbarung zugestimmt hatte, teilte sie 
das Ergebnis am 7. März 1963 der Oberfinanzdirek- 
tion mit und bat um weitere Veranlassung. 

175 . Der Bundesrechnungshof hat im Jahre 1968 
bei der örtlichen Prüfung der Baurechnungen für 
die Truppenunterkunft festgestellt, daß die Ober- 
finanzdirektion versäumt hatte, das Bauamt anzu- 
weisen, das Erforderliche zur Einforderung der vom 
Zweckverband zu tragenden Kostenanteile zu veran- 
lassen. Auch bei dem Bauamt war die Angelegenheit 
seit mehr als sechs Jahren in Vergessenheit geraten. 
Der Bundesrechnungshof hat deshalb veranlaßt, daß 
die anteiligen Kosten nachträglich ermittelt und 
durch das Bauamt vom Zweckverband eingefordert 
wurden. Nach den Berechnungen des Bauamtes be- 
tragen die dem Bund zu erstattenden Kostenanteile 
für die Wahl des größeren Querschnitts rd. 44 000 
DM und für den Wertzuwachs rd. 35 000 DM. 

176 . Das Bauamt hat am 12. November 1968 dem 
Zweckverband eine Kostenaufgliederung übermittelt 
und um Erstattung des Betrages von rd. 79 000 DM 
gebeten. Erst nach wiederholten Mahnungen fand 
sich der Zweckverband am 14. Februar 1969 bereit, 
den auf die größere Dimensionierung entfallenden 
Betrag von rd. 44 000 DM anzuerkennen. Dagegen 
bestritt er, daß die Zahlung eines weiteren Betrages 
für den Wertzuwachs vereinbart worden sei. Erst 
nach Einschaltung der Wehrbereichsverwaltung er- 
klärte sich der Verband bereit, auch den Betrag von 
rd. 35 000 DM zu zahlen. 

Beide Beträge sind inzwischen eingegangen. 

177 . Die mit dem Zweckverband zur Bereinigung 
der Angelegenheit geführten Verhandlungen gestal- 
teten sich zum Teil äußerst schwierig und erforder- 
ten einen erheblichen vermeidbaren Verwaltungs- 
aufwand. Besonders die Auseinandersetzungen über 
die Anerkennung des Vorteilsausgleichs für den 
Wertzuwachs waren nur deshalb nötig, weil es die 
Wehrbereichsverwaltung nach Abschluß der Ver- 
handlungen im Jahre 1963 unterlassen hatte, schrift- 
liche Vereinbarungen zu treffen. Der Bundesrech- 
nungshof hat daher das Bundesministerium gebeten, 
zur Vermeidung ähnlicher Vorfälle darauf hinzuwir- 
ken, daß die Wehrbereichsverwaltung künftig alle 
Abreden mit Dritten, insbesondere wenn es sich um 
Angelegenheiten von erheblicher finanzieller Be- 
deutung handelt, schriftlich festlegt. 

Das Bundesministerium hat inzwischen das Erforder- 
liche veranlaßt. 
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Bau von Depots 

(Titel 731) 

Gemeinsame NATO-Infrastruktur auf dem Gebiet der Bun- 
desrepublik ab Tranche VII b 

(Titel 960) 

Haushaltsjahre 1960 bis 1967 

Bau von Treibstoffversorgungs-(POL)Anlagen 

178 . Das Bundesministerium der Verteidigung läßt 
seit dem Jahre 1960 in der Bundesrepublik für die 
NATO und den zusätzlichen Bedarf der Bundeswehr 
in größerem Umfang POL-Anlagen errichten. Da die 
Finanzbauverwaltungen der Länder — von wenigen 
Ausnahmen abgesehen — auf diesem Spezialgebiet 
zunächst über keine ausreichenden Erfahrungen ver- 
fügten und ihnen geeignete Fachkräfte nicht in ge- 
nügender Anzahl zur Verfügung standen, haben sie 
für die Planung und zum Teil auch für die Über- 
wachung der Bauausführung Ingenieurbüros einge- 
schaltet. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung der 
Ausgaben für die Elektroarbeiten bei zwei Tank- 
lagern zum Teil schwerwiegende Unstimmigkeiten 
festgestellt, die die Zuverlässigkeit der mit der Aus- 
führung der Arbeiten beauftragten Firma zweifel- 
haft erscheinen ließen. Er hat daraufhin auch andere 
fertiggestellte oder noch in der Ausführung begrif- 
fene Objekte in die Prüfung einbezogen, zumal da 
dieselbe Firma auch in diesen Fällen die Elektro- 
arbeiten auszuführen hatte. Bei der Prüfung wurden 
gleiche oder ähnliche Unregelmäßigkeit nachgewie- 
sen. Außerdem stellte sich heraus, daß in minde- 
stens acht Fällen mit der Planung und zum Teil auch 
der Überwachung der Bauausführung ein Ingenieur- 
büro beauftragt worden war, dessen Teilhaber 
gleichzeitig Alleininhaber der Elektrofirma ist. 

179 . Die zuständigen Bauämter haben in der Regel 
die Elektroarbeiten für die Pumpstationen und 
Tanklager in Verbindung mit dem Rohrleitungsbau 
und den maschinentechnischen Einrichtungen ausge- 
schrieben. Nach den Bewerbungsbedingungen für 
die Vergabe von Leistungen war es den Haupt- 
unternehmern gestattet, einzelne Gewerke — dazu 
gehörten auch die Elektroarbeiten — durch Neben- 
unternehmer anbieten zu lassen. Die Auswahl und 
die Anzahl der hierfür auszufordernden Firmen 
konnten sie selbst bestimmen. Sie waren nur ver- 
pflichtet, dem Auftraggeber die Angebote der von 
ihnen aufgeforderten Nebenunternehmer zusammen 
mit ihrem eigenen Angebot vorzulegen. Die Auf- 
träge an die Nebenunternehmer haben die Bau- 
ämter unmittelbar erteilt. 

Der Bundesrechnungshof hat bei der Durchsicht der 
Angebote der an den Ausschreibungen beteiligten 
Bieter festgestellt, daß in 12 von 13 Fällen dieselbe 
Firma als Nebenunternehmer für die Ausführung 
der Elektroarbeiten vorgeschlagen worden war. Er 
hat den Finanzbauverwaltungen der Länder gegen- 
über diese Art der Ausschreibung und Vergabe der 
Bauleistungen beanstandet, weil er in dem geübten 
Verfahren insofern eine nicht vertretbare Beschrän- 
kung des Wettbewerbs erblickte, als die Haupt- 


unternehmer nicht verpflichtet wurden, für die Ne- 
benunternehmerleistungen Angebote mehrerer Fir- 
men einzuholen und vorzulegen. Im übrigen hat er 
zu ergründen versucht, wie es möglich war, daß die- 
selbe Elektrofirma in nahezu allen Fällen den Zu- 
schlag zur Ausführung der Arbeiten erhielt. Die da- 
bei bekanntgewordenen Geschäftspraktiken der 
Firma werden an folgendem Beispiel verdeutlicht: 

180 . Ein Bauamt hatte die Lieferungen und Lei- 
stungen für den maschinen- und elektrotechnischen 
Bereich eines Betriebsstoff-Teildepots (POL) unter 
neun Hauptunternehmern beschränkt ausgeschrie- 
ben. Zum Eröffnungstermin am 27. Mai 1966 lagen 
acht Angebote vor, in denen sechs Bieter die in 
Rede stehende Elektrofirma und zwei Bieter eine 
andere Fachfirma als Nebenunternehmer für die 
Ausführung der Elektroarbeiten vorsahen. 

Wie aus den Agebotsunterlagen der Bieter zu er- 
kennen war, hatte die Elektrofirma ihren Leistungs- 
anteil allen acht Hauptunternehmern gegenüber zu- 
nächst mit rd. 1,202 Millionen DM angeboten. Da in 
dem Konkurrenzangebot der anderen Fachfirma für 
die Ausführung dieser Leistungen aber nur rd. 1,125 
Millionen DM gefordert waren, sah sich die Elektro- 
firma offenbar veranlaßt, wenige Tage vor dem fest- 
gelegten Eröffnungstermin allen Bietern gegenüber 
den von ihr urspünglich angegebenen Preis um rd. 
77 000 DM auf ebenfalls rd. 1,125 Millionen DM zu 
verringern. Dem Angebot des preisgünstigsten Bie- 
ters war im übrigen zu entnehmen, daß die Elektro- 
firma einen Tag vor der Angebosteröffnung ihre 
Preise nochmals änderte, indem sie nur bei diesem 
Bieter die Angebotssumme endgültig auf 1,120 Mil- 
lionen DM ermäßigte. Aus diesen Preismanipula- 
tionen dürfte zu folgern sein, daß der Elektrofirma 
nicht nur der Angebotspreis der Konkurenzfirma, 
sondern auch die innerhalb des Wettbewerbs an 
aussichreichster Stelle liegende Hauptunternehmer- 
firma vor dem Eröffnungstermin bekanntgeworden 
ist. 

181 . Die Planung und Überwachung der Bauaus- 
führung oblag in diesem Fall dem Ingenieurbüro, 
dessen Teilhaber außerdem Alleininhaber der Elek- 
trofirma ist. Es hatte nicht nur die Verdingungs- 
unterlagen aufzustellen und die für die Ausführung 
der Arbeiten in Betracht kommenden Unternehmer 
vorzuschlagen, sondern auch später die eingegan- 
genen Angebote zu prüfen und zu werten. Wegen 
der schon damals vom Bundesrechnungshof erkann- 
ten Interessenverflechtung zwischen den beiden Fir- 
men hat das Bauamt die Ausschreibung aufgehoben. 
Auf Anregung des Bundesrechnungshofes mußte das 
Ingenieurbüro auch das Leistungsverzeichnis über- 
arbeiten, weil der für die Elektroarbeiten bestimmte 
Teil bei verschiedenen Leistungen erheblich von den 
im Vorentwurf genehmigten Ausführungen abwich, 
einzelne über die örtlichen Verhältnisse gemachte 
Angaben mit der Wirklichkeit nicht übereinstimm- 
ten und verschiedentlich auch die Ausführung von 
Leistungen verlangt worden war, deren geplanter 
Umfang über die technischen Erfordernisse hinaus- 
ging. 
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182 . Das Bauamt hat die Bauleistungen für das 
Teildepot (POL) erst am 19. März 1968 neu ausge- 
schrieben. Der Auftrag zur Ausführung der Arbeiten 
wurde jetzt einem anderen Hauptunternehmer und 
einer anderen Elektrofirma mit einer Gesamtauf- 
tragssumme von 3,354 Millionen DM gegenüber ur- 
sprünglich 4 f 580 Millionen DM erteilt. Davon ent- 
fielen auf den elektrotechnischen Teil nur noch 
750 000 DM gegenüber früher 1,120 Millionen DM. 

Dieses Ergebnis ist nur zum kleineren Teil in der 
vom Bundesrechnungshof veranlaßten Berichtigung 
des Leistungsverzeichnisses begründet, überwie- 
gend dürfte der Preisunterschied auf die Auswahl an- 
derer Firmen und auf die inzwischen verschärfte Wett- 
bewerbslage auf dem Baumarkt zurückzuführen sein. 
Aus dem Verhalten der Elektrofirma in dem voraus- 
gegangenen Ausschreibungsverfahren ist aber zu 
schließen, daß sie mit allen ihr geeignet erscheinen- 
den Mitteln versucht hat, den Zuschlag zu erhalten. 
Zu diesem Zweck war sie bereit, auf die von ihr ur- 
sprünglich . einkalkulierten, ungerechtfertigt hohen 
Gewinne zu verzichten. Bei der Vorzugsstellung, die 
die Firma bei dem überwiegenden Teil der für sol- 
che Arbeiten in Betracht kommenden Hauptunter- 
nehmer einnahm, ist nicht anzunehmen, daß sie 
auch in allen anderen Fällen etwa zunächst ange- 
botene überhöhte Preise während des Ausschrei- 
bungsverfahrens noch angemessen ermäßigt hat. 

183 . Der Bundesrechnungshof hat bei der Prüfung 
der Ausgaben für die in der Bundesrepublik er- 
richteten POL-Anlagen mehrfach festgestellt, daß 
diese Elektrofirma an Stelle der nach dem Vertrag 
geforderten Kunststoffbleikabel billigeres Material 
in Form von Bleimantelleitungen verlegte und diese 
zu den teueren Preisen für Kabel berechnete oder 
daß sie Kabel und Leitungen mit weniger Adern 
oder geringerem Querschnitt lieferte und verlegte, 
als sie nach dem Vertrag gefordert waren. In eini- 
gen Fällen waren nach den getroffenen Feststel- 
lungen die von den Lieferwerken auf der Beschil- 
derung der Kabeltrommeln angegebenen Typen- und 
Querschnittsbezeichnungen entweder gefälscht, un- 
leserlich gemacht oder herausgeschnitten worden. 
Zu den Praktiken der Elektrofirma zählten auch das 
Liefern und Einbauen von Meßgeräten, Instrumen- 
ten und Armaturen der verschiedensten Art in ein- 
fachster Konstruktion, obwohl in den Leistungsver- 
zeichnissen weitaus höherwertige Erzeugnisse vor- 
geschrieben waren, ferner das Berechnen von Lei- 
stungen, die nicht erbracht wurden, wie auch das 
Liefern und Einbauen von Geräten und Zubehör, die 
für die Funktion der Anlage nicht erforderlich wa- 
ren. Im übrigen entsprach in mehreren Fällen die 
Ausführung vieler Teile der Anlagen nicht den ein- 
schlägigen VDE-Vorschriften oder den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik. 

184 . Offenbar hat die Firma nach den von ihr auf 
den verschiedenen Baustellen gesammelten Erfah- 
rungen nicht damit gerechnet, daß die gelieferten 
und eingebauten Materialien auf ihre vertragsge- 
rechte Beschaffenheit und die von ihr in den Be- 
standsverzeichnissen, Aufmaßblättern und Rechnun- 


gen gemachten Angaben auf ihre Richtigkeit geprüft 
würden. Diese Annahme hat sich bei den vom Bun- 
desrechnungshof durchgeführten örtlichen Prüfun- 
gen bestätigt. 

185 . Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
im Benehmen mit dem jeweils zuständigen Techni- 
schen Uberwachungsverein geprüft wurde, ob die 
in Abweichung von den Bauverträgen ausgeführten 
Leistungen belassen werden konnten. Für den Fall, 
daß auch unter Berücksichtigung der für die militäri- 
schen Einrichtungen erforderlichen besonderen Si- 
cherheitsbelange die geänderte Ausführung verblei- 
ben konnte, hat er verlangt, daß zwischen den 
Bauämtern und der Firma hierfür angemessene 
Preise zu vereinbaren seien. 

Die Mittelbehörden der Finanzbauverwaltungen ha- 
ben inzwischen berichtet, daß die Elektrofirma die 
festgestellten Mängel entweder behoben oder die 
als Wertminderungen ermittelten Beträge von ins- 
gesamt rd. 64 700 DM dem Bundeshaushalt erstattet 
habe. 

186 . Da die vom Bundesrechnungshof im Zusam- 
menhang mit der Prüfung von Bauausgaben für 
NATO-Treibstoffversorgungsanlagen festgestellten 
Unregelmäßigkeiten bei der Ausführung der Lei- 
stungen den Verdacht aufkommen ließen, daß die 
Elektrofirma vorsätzlich gehandelt hatte, sind die 
regional zuständigen Mittelbehörden der Finanzbau- 
verwaltungen gebeten worden, unabhängig von den 
zivilrechtlichen Folgerungen auch die Frage der Ein- 
leitung eines Strafverfahrens zu prüfen. Die Mittel- 
behörden haben hierzu das Erforderliche veranlaßt. 

Die strafrechtlichen Ermittlungen hat zentral für das 
gesamte Bundesgebiet eine Staatsanwaltschaft unter 
Einschaltung eines Landeskriminalamtes geführt. 
Neben dem Verdacht des Betruges ergaben sich auch 
Anhaltspunkte dafür, daß sich einzelne Bedienstete 
der Finanzbauverwaltungen der passiven Beste- 
chung schuldig gemacht haben. 

Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft sind die Er- 
mittlungen inzwischen abgeschlossen worden. Mit 
der Erhebung der Anklagen ist in Kürze zu rechnen. 

187 . In der Regel hatten die Bauämter die Unter- 
nehmerleistungen zu überwachen, die Bau- und 
Werkstoffe nach Prüfung auf ihre vertragsgerechte 
Ausführung abzunehmen und die Rechnungen auf 
ihre Richtigkeit zu prüfen. Die vom Bundesrech- 
nungshof festgestellten Unstimmigkeiten lassen er- 
kennen, daß sie hierbei nicht mit der gebotenen 
Sorgfalt verfahren haben. Sie sind vor allem auch 
darauf zurückzuführen, daß der Bauverwaltung auf 
diesem Spezialgebiet qualifizierte Fachkräfte nicht 
in genügender Anzahl zur Verfügung standen. Die 
Bediensteten der Bauämter haben sich daher in den 
meisten Fällen auf die Richtigkeit der Angaben der 
Elektrofirma verlassen. Der Bundesrechnungshof hat 
dieses Verhalten gerügt und die zuständigen Mittel- 
behörden gebeten, künftig für Abhilfe zu sorgen. 

Ähnliche oder gleiche Mißständc sind festgestellt 
worden, soweit mit der Wahrnehmung der oben be- 
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zeichneten Aufgaben Ingenieurbüros beauftragt 
waren. Letztere sind in mehreren Fällen von 
der in den genehmigten Bauunterlagen für die elek- 
trotechnischen Anlagen festgelegten Ausführung ab- 
gewichen, ohne hierzu die nach den Ingenieurver- 
trägen vorgeschriebene schriftliche Genehmigung 
des Auftraggebers einzuholen. Die Folge war, daß 
dieser von den Änderungen nicht unterrichtet wurde 
und deshalb für die geänderten Unternehmerleistun- 
gen nicht rechtzeitig neue Preise vereinbaren 
konnte. Den zuständigen Baubehörden ist deshalb 
nahegelegt worden, die Tätigkeit der freischaffen- 
den Mitarbeiter künftig mehr zu überwachen. 

188 . Der Bundesrechnungshof hat es überdies für 
bedenklich gehalten, daß einem Ingenieurbüro, des- 
sen Teilhaber gleichzeitig Inhaber einer Spezial- 
firma ist, Ingenieuraufgaben übertragen wurden, die 
auch die Planung und Vorbereitung der Ausschrei- 
bung der von dieser Firma auszuführenden Arbei- 
ten umfaßten, Bei der zwischen den beiden Firmen 
bestehenden engen Interessenverflechtung war nicht 
auszuschließen, daß das Ingenieurbüro die für die 
Ausführung der Gesamtarbeiten in Betracht kom- 
menden Hauptunternehmer dahingehend zu beein- 
flussen versuchte, für die Teilleistungen der elek- 
trotechnischen Anlagen und Einrichtungen nach 
Möglichkeit die ihm nahestehende Elektrofirma her- 
anzuziehen. Im übrigen war die Elektrofirma bei 
der engen Zusammenarbeit mit dem Ingenieurbüro 
jederzeit in der Lage, sich frühzeitig über alle tech- 
nischen Einzelheiten der auszuführenden Leistungen 
zu unterrichten und hierdurch eine gegenüber ande- 
ren Auftragsbewerbern günstigere Ausgangsposi- 
tion zu verschaffen. Diese bestand u. a. darin, daß 
jene Elektrofirma von vornherein wußte, welche der 
vom Ingenieurbüro in den Verdingungsunterlagen 
aufgeführten Teilleistungen entweder überhaupt 
nicht oder nur in einem geringen Umfang auszufüh- 
ren waren. Bei den darauf auszurichtenden Preis- 
dispositionen war sie den anderen Bietern gegen- 
über im Vorteil. Hingegen konnte sie bei den mit 
Sicherheit zu erwartenden Leistungspositionen mit 
weitaus höheren Preisen kalkulieren als die übrigen 
Bieter. Das mußte im Falle der Zuschlagserteilung 
zu finanziellen Nachteilen für den Auftraggeber füh- 
ren. Die sich aus der Interessenkollision zwischen 
den beiden Firmen ergebende Situation wurde noch 
dadurch verschärft, daß dem Ingenieurbüro auch die 
Überwachung der Bauausführung sowie die Ab- 
nahme und Abrechnung der ausgeführten Leistun- 
gen übertragen wurden. Der Bundesrechnungshof 
hat diese Fragen mit dem Bundesschatzministerium, 
das die Gesamtverantwortung für die Durchführung 
der Bundesbauaufgaben trägt, erörtert und es von 
den wesentlichen Prüfungsergebnissen unterrichtet. 
Er hat außerdem im Interesse der Erzielung von 
Wettbewerbspreisen angeregt, die Bewerbungsbe- 
dingungen für die Vergabe von Bauleistungen bzw. 
Leistungen dahingehend zu ergänzen, daß jeder 
Bieter im Falle des Einsatzes von Nebenunterneh- 
mern mindestens drei Angebote einzuholen und 
diese dem Auftraggeber vorzulegen hat. 


189 . Das Bundesschatzministerium hat am 2. Ja- 
nuar 1967 die Finanzministerien der Länder von dem 
Geschäftsgebaren der Elektrofirma in Kenntnis ge- 
setzt und darauf hingewiesen, daß bei der zwischen 
dem Ingenieurbüro und der Elektrofirma bestehen- 
den Verbindung von vornherein mit Interessenkolli- 
sionen zu rechnen sei, falls dem Ingenieurbüro Auf- 
gaben übertragen würden, in die auch die Planung 
und Überwachung der Ausführung von Elektro- 
arbeiten einbezogen seien. Außerdem erblicke es in 
der Bevorzugung der Elektrofirma durch die Haupt- 
unternehmer eine unerwünschte Beschränkung des 
Wettbewerbs. Es hat deshalb die Finanzministerien 
gebeten, die nachgeordneten Baudienststellen unver- 
züglich und in geeigneter Weise von dem Inhalt 
seines Schreibens zu unterrichten. 


190 . Auf die Anregung des Bundesrechnungshofes, 
die Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von 
Bauleistungen bzw. Leistungen zu ändern, hat das 
Bundesschatzministerium am 30. Oktober 1969 ge- 
antwortet, daß die Arbeitsgruppe des Ausschusses 
„Verdingungswesen" der Finanzbauverwaltungen 
der Länder, die mit der Überarbeitung der „Einheit- 
lichen Verdingungsmuster" in den Jahren 1967 und 
1968 befaßt gewesen sei, die Empfehlung geprüft 
habe und dabei zunächst zu dem Ergebnis gekom- 
men sei, daß von einer Ergänzung der Bewerbungs- 
bedingungen vorläufig abgesehen werden sollte, 
weil nach § 2 VOB/A Bauleistungen in der Regel 
ohnehin im Wettbewerb zu vergeben seien. Dieser 
Grundsatz gelte auch für Nebenunternehmerleistun- 
gen. Die Baudienststellen seien deshalb gehalten, 
auch für solche Leistungen mehrere Angebote ein- 
zuholen oder einholen zu lassen. Auf der anderen 
Seite gebe es Fälle, bei denen von vornherein fest- 
stehe, daß gewisse Bauleistungen nur an bestimmte 
Fachfirmen vergeben werden könnten, wenn die 
übrigen Bewerber nicht über die erforderliche Fach- 
kunde verfügten oder wegen der ungünstigen Lage 
ihrer Betriebe für die auszuführenden Arbeiten nicht 
herangezogen werden könnten. In solchen Fällen 
sei die vom Bundesrechnungshof vorgeschlagene Er- 
gänzung der Bewerbungsbedingungen hinderlich 
oder unzweckmäßig. Ungeachtet dieser Gesichts- 
punkte sei aber beabsichtigt, die Anregung des Bun- 
desrechnungshofes in einer der nächsten Sitzungen 
des Ausschusses „Verdingungswesen" erneut zu er- 
örtern. 

191 . Das Bundesministerium der Verteidigung hat 
am 9. Dezember 1969 mitgeteilt, daß aus derzeitiger 
Sicht und Kenntnis der militärischen Forderungen 
im Laufe der nächsten Jahre noch POL-Baumaßnah- 
men für etwa 350 Millionen DM zur Durchführung 
gelangen würden. Deshalb sei mit den Finanzbau- 
verwaltungen der Länder vereinbart worden, daß 
von 1970 an zur wirkungsvollen Unterrichtung und 
laufenden Fortbildung der Fachkräfte auf dem Ge- 
biet der POL-Bautechnik Lehrgänge abgehalten wer- 
den. Darüber hinaus sei beabsichtigt, die Länder- 
bauverwaltungen durch Herausgabe von Standard- 
plänen zu unterstützen. 
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Bau von Depots im Wehrbereich V 

(Titel 735) 

Haushaltsjahre 1964 bis 1969 

Ausführung der Schutzwälle In einem Behelfs-Munitionslager 

192 . Das Bundesministerium ließ in den Jahren 
1964 und 1965 durch ein Staatliches Hochbauamt ein 
Behelfs-Munitionslager in Leichtbauweise errichten. 
Obwohl zu dieser Zeit bereits an internen militäri- 
schen Vorschriften die an die Beschaffenheit des 
Schüttgutes für den Bau von Schutzwällen zu stel- 
lenden Anforderungen festgelegt worden waren, 
sind sie der Bauverwaltung nicht bekanntgegeben 
worden. Das Bauamt hat deshalb aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit im Erläuterungsbericht zum 
Kostenvoranschlag als Schüttgut für die Schutzwälle 
den auf der Baustelle anfallenden Erdabtrag vorge- 
sehen, der sich vorwiegend aus mittelschwerem und 
schwerem Boden sowie leichtem Fels (Bodenklassen 
2.24 bis 2.27 — DIN 18 300 — ) zusammensetzte. Die 
Oberflächen der Wälle sollten mit einer 20 cm dicken 
Mutterbodenschicht angedeckt werden. 

Die Oberfinanzdirektion Stuttgart hat die Bauunter- 
lagen zum Vorentwurf — § 14 RHO — geprüft und 
in eigener Zuständigkeit genehmigt. Da sie gegen 
die Verwendung des für das Anschütten der Erd- 
wälle vorgesehenen Bodens keine Einwendungen 
erhob, legte das Bauamt die genehmigten Unter- 
lagen der Bauausführung zugrunde. 

193 . Nach Abschluß der Bauarbeiten wurde die An- 
lage Anfang 1966 durch Vertreter des Nutznießers, 
der Oberfinanzdirektion und des Bauamtes besich- 
tigt. Dabei wurden verschiedene Mängel festgestellt. 
Insbesondere wurde beanstandet, daß das verwen- 
dete Schüttgut bei den an mehreren Munitionslager- 
orten errichteten Schutzwällen nicht den Bestimmun- 
gen entspreche, weil es zu sehr mit Steinen durch- 
setzt sei. Trotz der Brüchigkeit und Verwitterungs- 
anfälligkeit sei dieser Gesteinsbeimischung im Falle 
einer Detonation der dort zu lagernden Munition ein 
hoher Gefährlichkeitsgrad beizumessen. 

194 . Bei einer zweiten Besichtigung am 12. April 
1966 haben die Vertreter der militärischen Dienst- 
stellen nochmals darauf hingewiesen, daß die auf 
der, Baustelle gewonnenen Bodenmassen wegen ihres 
Anteils an großen Steinen für den vorgesehenen 
Zweck aus Sicherheitsgründen ungeeignet seien. Da 
aber ein Abtragen der Wälle und das Abfahren des 
bisher verwendeten Bodens sowie das Anfahren und 
der Neueinbau von geeignetem Schüttgut hohe 
Kosten verursacht und erhebliche Zeit in Anspruch 
genommen hätten, wurde vorgeschlagen, die Erd- 
wälle mit lehmhaltigem und kleinsteinigem Boden 
ausreichend zu überdecken und die Wallkronen bis 
zur Traufe der Lagerhäuser zu erhöhen. Danach 
sollten die Schutzwälle durch den Sicherheitsoffizier 
des Bundesministeriums und einen Vertreter des 
Wehrbereichskommandos V nochmals begutachtet 
werden. 

Das Bauamt hat daraufhin das zur Beseitigung der 
Mängel Erforderliche veranlaßt und insbesondere 


die Erdwälle wie vorgeschlagen verbessern lassen. 
Diese Arbeiten mußten aber bald wieder eingestellt 
werden, nachdem das Bundesministerium am 6. Juli 
1966 entschieden hatte, die Wälle seien zu entfer- 
nen und durch solche mit geeignetem Schüttgut zu 
ersetzen. 

195 . Der Bundesrechnungshof hat am 26. Januar 
1968 beim Bundesministerium angeregt, vor der An- 
ordnung weiterer Maßnahmen zu prüfen, ob nicht 
unter den gegebenen Umständen, insbesondere auch 
wegen der angespannten Finanzlage des Bundes, 
einer Herabsetzung der Gefahrenklassen für die 
Munitionslagerorte oder der Umwandlung des Be- 
helfs-Munitionslagers in ein gemischtes Depot näher- 
zutreten sei, zumal da dem Vernehmen nach die Ab- 
sicht bestehe, diese Anlage später in ein Teildepot 
(Mun) umzuwandeln. Dadurch könnten die Sicher- 
heitsvorschriften gelockert, die vorhandenen Schutz- 
wälle in ihrem derzeitigen Zustand belassen und er- 
hebliche Kosten eingespart werden. Das Bauamt 
habe dann allenfalls die unterbrochenen Arbeiten 
für das Erhöhen und Andecken der Wälle mit ge- 
eignetem Boden abzuschließen. Außerdem biete 
diese Lösung den Vorzug, das Munitionslager we- 
sentlich früher nutzen zu können. 

196 . Das Bundesministerium hat am 12. Dezember 
1968 mitgeteilt, daß es aus militärischen Erwägun- 
gen dem Vorschlag nicht folgen könne. Insbeson- 
dere sei es nicht möglich, die vorhandene Anlage als 
gemischtes Depot zu verwenden, weil die dafür vor- 
geschriebenen inneren Schutzabstände fehlten. Da- 
mit die Munitionslagerhäuser für den vorgesehenen 
Zweck möglichst bald benutzt werden könnten, seien 
die zuständigen Stellen veranlaßt worden, die zum 
Umbau der Wälle notwendigen Maßnahmen be- 
schleunigt durchzuführen. 

197 . Das Bauamt hat die Arbeiten an den Schutz- 
wällen im Sommer 1969 abgeschlossen. Die Aufwen- 
dungen dafür betragen rd. 800 000 DM. Nach den 
Berechnungen der Baudienststelle sind Mehrkosten 
von rd. 394 000 DM entstanden. Dabei sind die Auf- 
wendungen für das Liefern von geeignetem Boden, 
die bei Beachtung der heute gültigen Vorschriften in 
jedem Fall entstanden wären, angemessen berück- 
sichtigt worden. 

198 . Die Forderung der zuständigen militärischen 
Stellen, die Schutzwälle zu ändern, stützte sich vor- 
wiegend darauf, daß bei der Ausführung die ZDv 
34/2 hinsichtlich der Auswahl des Schüttgutes nicht 
beachtet worden sei. Das Bauamt hat hiergegen ein- 
gewendet, daß die Vorschrift und auch die seinerzeit 
für den Bau von Behelfs-Munitionslagern gültigen 
Richtlinien des Bundesministeriums vom August 
1961 kein steinfreies Material für das Schütten der 
Erdwälle vorgeschrieben hätten. Dagegen habe es 
nachträglich in Erfahrung gebracht, daß diese For- 
derung auf einer internen militärischen Vorschrift 
aus dem Jahre 1959 und einem damals nicht be- 
kanntgegebenen Entwurf des Abschnittes E der ZDv 
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34/2 beruhe. Dieser habe, wie bei einer Besprechung 
mit Vertretern des Wehrbereichskommandos V fest- 
gestellt worden sei, auf der Umschlagseite den Ver- 
merk getragen: „Darf der Bauseite nicht zugänglich 
gemacht werden." Erst mit Schreiben vom 12. Juli 
1966 habe die Wehrbereichsverwaltung V den Ober- 
finanzdirektionen in ihrem Bereich mitgeteilt, wie 
das Schüttgut für solche Erdwälle beschaffen sein 
müsse. 

Bei dieser Sachlage kann dem Bauamt wegen der 
Auswahl des für den Bau der Schutzwälle verwen- 
deten Schüttgutes kein haftungsbegründendes Ver- 
schulden nachgewiesen werden, zumal da es durch 
die Wiederverwendung des auf der Baustelle ge- 
wonnenen Bodens wirtschaftlich zu handeln glaubte. 

199 . Der Bundesrechnungshof hält dagegen den 
Hinweis des Bauamtes, daß die militärischen Forde- 
rungen in bezug auf die Beschaffenheit des Schütt- 
gutes für den Bau von Schutzwällen innerhalb von 
Munitionslagern, die seinerzeit in internen Vor- 
schriften und im Entwurf des Abschnittes E der ZDv 
34/2 bereits festgelegt worden waren, der Bauver- 
waltung aber nicht zugänglich gemacht worden sind, 
für besonders schwerwiegend. Er hat deshalb das 
Bundesministerium gebeten, dieser Angelegenheit 
nachzugehen und ihn von dem Ergebnis der Unter- 
suchungen zu unterrichten. 

200 . Das Bundesmiindsterium hat dazu mitgeteilt, 
daß die Zusammensetzung und Beschaffenheit des 
Schüttgutes für Schutzwälle erst in dem am 22. Juli 
1968 erlassenen Hauptabschnitt E der ZDv 34/2 fest- 
gelegt worden seien. Außerdem habe die Prüfung 
ergeben, daß im Zusammenhang mit der Ausfüh- 
rung der Schutzwälle ein haftungsbegründendes Ver- 
schulden von Bundesbediensteten nicht habe festge- 
stellt werden können. 

201 . Der Bundesrechnungshof hält diese ohne 
nähere Ausführungen abgegebene Stellungnahme 
für unzulänglich, weil vor allem nicht geklärt wor- 
den ist, aus welchen Gründen weder das mit der 
Planung und Bauausführung beauftragte Bauamt 
noch die für die Prüfung und Genehmigung der Bau- 
unterlagen zum Vorentwurf zuständige Oberfinanz- 
direktion rechtzeitig darüber unterrichtet wurden, 
wie das für den Bau der Wälle zu verwendende 
Schüttgut beschaffen sein mußte. Der Bundesrech- 
nungshof ist der Auffassung, daß es Aufgabe des 
Bundesministeriums gewesen wäre, eindeutige Be- 
stimmungen über die an das Schüttgut der Wälle im 
Behelfs-Munitionslager zu stellenden Anforderun- 
gen so rechtzeitig bekanntzugeben, daß sie bei der 
Baudurchführung berücksichtigt werden konnten. 

202 . Der Bundesrechnungshof erblickt in der ver- 
späteten Unterrichtung der Bauverwaltung einen 
Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO. Die Mehrausgabe 
von rd. 394 000 DM hätte sich nach seiner Auffas- 
sung bei einer sorgfältigen und umsichtigen Vorbe- 
reitung vermeiden lassen. Das Bundesminjisterium 
wird unter diesem Gesichtspunkt die Haftungsfrage 
nochmals zu überprüfen haben. Es wird außerdem 


dafür zu sorgen haben, daß die Ausführung bau- 
licher Anlagen, insbesondere von solchen, in denen 
Munition und andere Explosivstoffe gelagert werden 
sollen, künftig erst dann verlangt wird, wenn alle 
für den die Durchführung bedeutsamen bau- und 
sicherheitstechnischen Fragen hinreichend geklärt 
und der Bauverwaltung zur Kenntnis gegeben sind. 

Feldzeugwesen 

(Kapitel 14 15) 

Beschaffung von Munition 

(Titel 959) 

Beschaffung von Feidzeugmaterial, soweit nicht 
an anderer Steife veranschlagt 

(Titel 964) 

Haushaltsjahre 1962 bis 1968 

Überzahlungen bei einem NATO-Gemeinschaftsprojekt 

203 . Zur Finanzierung der NATO-Gemeinschafts- 
produktion eines Flugabwehrraketensystems hatten 
sich im Jahre 1963 fünf Länder, darunter auch die 
Bundesrepublik Deutschland, in getrennten, gleich- 
lautenden Verträgen verpflichtet, an den Hauptauf- 
tragnehmer Vorauszahlungen zu leisten. Außerdem 
war vereinbart worden, die bei dem Hauptauftrag- 
nehmer und seinen Unterauftragnehmern entste- 
henden Kosten monatlich als Abschläge zu erstatten. 
Bis November 1963 hat das Bundesamt für Wehr- 
technik und Beschaffung vertragsgerecht 156,6 Mil- 
lionen DM = 84 v. H. des im Hauptauftrag festge- 
legten, auf die Bundesrepublik entfallenden vorläu- 
figen Vertragswertes als Vorauszahlung entrichtet. 
Daneben hat es bis Anfang 1965 monatlich Ab- 
schläge in Höhe von 100 v. H. der jeweils in Rech- 
nung gestellten Kosten einschließlich Gewinn ge- 
zahlt, ohne die Vorauszahlungen zu berücksichtigen. 
Erst nachdem es am 15. Januar 1965 vom Manage- 
mentbüro der Regierungen in Paris aufgefordert 
worden war, die Vorauszahlungen auf die monat- 
lichen Abschlagsforderungen anzurechnen, hat es 
begonnen, die Vorauszahlungen abzubauen. Im März 
1966 waren 51,8 Millionen DM noch offen. Der letzte 
Betrag wurde erst im Frühjahr 1967 verrechnet. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Zahlungsweise 
beanstandet, weil die Firmen dadurch über einen 
längeren Zeitraum hin erheblich mehr Geld erhiel- 
ten, als sie zur Finanzierung und zur Abdeckung 
ihrer Kosten benötigten. Außerdem hat er gerügt, 
daß an die Firmen bereits mit den Abschlagszahlun- 
gen Gewinnzuschläge gezahlt worden sind, die ihnen 
nach dem Vertrag erst bei Abrechnung der Liefer- 
lose zustanden. 

204 . Das Bundesministerium hat erwidert, Ab- 
schlagszahlungen und Vorauszahlungen seien ein 
sich gegenseitig ergänzendes Regulativ für die Ge- 
samtfinanzierung gewesen. Die Industrie habe einen 
vertraglichen Anspruch auf Zahlung der vollen 
Kosten im Monat ihres Anfalls gehabt. Es habe je- 
weils etwa fünf bis sechs Monate gedauert, bis Ab- 
schlagsforderungen hätten bearbeitet und bezahlt 
werden können. Dieser Zeitraum habe durch die 
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Vorauszahlung überbrückt werden müssen. Damit, 
eine Unterfinanzierung vermieden wurde, die Zins- 
nachteile für den Auftraggeber zur Folge gehabt 
hätte, hätten die Abschläge, wie geschehen, gezahlt 
werden müssen. Wenn die Vereinbarung über Ab- 
schlagszahlungen im übrigen nicht den deutschen 
Haushaltsgrundsätzen entspreche, so sei dies dar- 
auf zurückzuführen, daß diese Grundsätze bei Ge- 
meinschaftsprogrammen nicht immer gegenüber den 
anderen Vertragspartnern durchgesetzt werden 
könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat seine Beanstandung 
aufrecht erhalten. Durch die Regelung des Vertrages, 
daß die Vorauszahlungen dem Finanzierungsbedarf 
jeweils anzugleichen waren, war sichergestellt, daß 
eine Unterfinanzierung zu Lasten des Auftraggebers 
nicht hätte eintreten können. Abschlagszahlungen 
ohne anteilige Verrechnung der Vorauszahlungen 
mußten zwangsläufig zu Überzahlungen führen. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß die für die Bundesverwaltung maßgebenden 
Haushaltsgrundsätze, nach denen die Haushaltsmit- 
tel wirtschaftlich und sparsam zu verwenden sind, 
für die gesamte Haushaltsführung gelten und auch 
bei übernationalen Gemeinschaftsprogrammen keine 
sachlich ungerechtfertigte und unwirtschaftliche In- 
anspruchnahme von Haushaltsmitteln gestattet ist. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 28 
Abs. 1 RHO vor. 

Abschlagszahlungen ohne Rechtsgrund 

205. Im September 1962 verlangte ein im Rahmen 
des Gemeinschaftsprojekts tätiger deutscher Unter- 
auftragnehmer eine Abschlagzahlung von 
554 265 DM. Sie setzte sich aus einer Vorauszahlung 
von 400 000 DM, die er einem Lieferanten für später 
zu liefernde Getriebeteile gewährt hatte, sowie aus 
Gemeinkosten- und Gewinnzuschlägen in Höhe von 
154 265 DM zusammen. Der deutsche Hauptauftrag- 
nehmer erhöhte diese Forderung durch weitere Zu- 
schläge und Gewinne von insgesamt 88 304 DM (ein- 
schließlich Umsatzsteuer) und legte sie über den 
französischen Hauptauftragnehmer vor. 

Das Bundesamt hat als Anteil der Bundesrepublik 
entsprechend dem Kostenverte'ilungsschlüssel 9/22 
dieser Beträge gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlung beanstan- 
det, weil dem Auftragnehmer nach dem Vertrag als 
Abschlagszahlung nur entstandene und nachgewie- 
sene Kosten, nicht jedoch Vorauszahlungen an Liefe- 
ranten erstattet werden durften. 

206. Das Bundesministerium hat erwidert, maßgeb- 
lich sei allein der französische Vertragstext. Danach 
stünden den Firmen Abschläge nicht nur für ent- 
standene Kosten, sondern auch für geleistete Aus- 
gaben zu. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Einlassung als 
unerheblich zurückgewiesen. Zwar trifft es zu, daß 
nach dem französischen Vertragstext auch Ausgaben 
zu erstatten waren. Aus dem Sinn und Zusammen- 
hang der einschlägigen vertraglichen Bestimmungen 


ergibt sich jedoch, daß Abschläge nur auf Grund von 
Ausgaben verlangt und gezahlt werden durften, die 
einen betrieblichen Aufwand, also Kosten darstell- 
ten und denen im betreffenden Monat entsprechende 
betriebliche Leistungen gegenüberstanden. Das traf 
hier weder für den Grundbetrag noch für die Zu- 
schläge zu. Die Zuschläge waren im übrigen auch 
deshalb nicht gerechtfertigt, weil Gemeinkosten nur 
auf Einzelkosten, Gewinne nur auf Selbstkosten auf- 
geschlagen werden durften. Die Vorauszahlung an 
den Unterlieferanten in Höhe von 400 000 DM hätte 
der französische Hauptauftragnehmer ohne jeden 
Aufschlag aus einer ihm für diesen Zweck im Okto- 
ber 1962 vom Bundesamt gewährten Vorauszahlung 
von 38 Millionen DM abdecken müssen. 

Durch die Abschlagszahlung sind den beteiligten 
Firmen ungerechtfertigte Vorteile eingeräumt und 
Bundesmittel vorzeitig in Anspruch genommen wor- 
den. Wenn auch die Abschlagszahlungen im Jahre 
1968 verrechnet worden sind und der Schaden, der 
dem Bund durch die vorzeitige Inanspruchnahme 
von Bundesmitteln entstand, heute nicht mehr fest- 
stellbar ist, so liegen doch Verstöße gegen § 26 
Abs. 1 und § 28 Abs. 1 RHO vor. 

Schiffe und Marinegerät 

(Kapitel 14 18) 

Beschaffung von Schiffen 

(Titel 975) 

Haushaltsjahre 1960 bis 1969 

Kauf von zwei Landungstransportschiffen zur Herrichtung 
als schwimmende Arsenalwerkstätten 

207. Bei der Prüfung des Marinearsenals Wilhelms- 
haven im Jahre 1967 fielen dem Bundesrechnungs- 
hof zwei Landungstransportschiffe (LST) auf, die sich 
in sehr schlechtem Zustand befanden. Dies veran- 
laßte ihn, die Beschaffung und Verwendung dieser 
und drei weiterer ehemaliger amerikanischer LST- 
Einheiten zu prüfen. Dabei stellte sich folgendes 
heraus: 

Das Bundesministerium hatte die beiden in Wil- 
helmshaven liegenden Schiffe — Baujahr 1944 bis 
1945 — im Juli 1961 aus US-Beständen zum Preise 
von je 340 000 DM zuzüglich Uberführungskosten 
von zusammen 356 000 DM in der Absicht erworben, 
sie zu schwimmenden Arsenalwerkstätten umbauen 
zu lassen. 

Dieses Vorhaben ist jedoch nicht verwirklicht wor- 
den. Die Schiffe liegen vielmehr seit ihrem Eintref- 
fen am 5. Oktober 1961 unverändert und ungenutzt 
unter Bewachung an der Pier. In den ersten fünf 
Jahren war ihr Umbau unterblieben, weil das Bun- 
desministerium die Umbaubeschreibung erst Anfang 
1964 in Auftrag gegeben und die von der Werft er- 
arbeitete Umbauanweisung erst Mitte 1966 geneh- 
migt hatte. 1966 konnte dann die Umrüstung nicht 
in Auftrag gegeben werden, weil die dafür erforder- 
lichen 35 Millionen DM nicht zur Verfügung standen. 
In der Annahme, daß auf Grund der angespannten 
Haushaltslage auch in den folgenden Jahren die 
Mittel nicht vorhanden sein würden, stellte das 
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Bundesministerium den Umbauplan zurück, ohne 
ihn jedoch völlig fallen zu lassen. 

208 . Im Juli 1968 hat der Bundesrechnungshof dar- 
auf hingewiesen, daß es nicht zu vertreten sei, wenn 
die nunmehr 24 Jahre alten Schiffe noch umgerüstet 
würden, und empfohlen, sie unverzüglich auszuson- 
dern und zu veräußern. Die Besichtigung hatte näm- 
lich gezeigt, daß die schon vor dem Kauf 1961 von 
Fachleuten als überaltert bezedchneten Fahrzeuge 
inzwischen nur noch Schrottwert haben. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß die 
Schiffe voreilig gekauft worden seien. Vor allem 
aber hat er beanstandet, daß das Bundesministe- 
rium die Entscheidung über die künftige Verwen- 
dung nicht mit dem gebotenen Nachdruck betrieben 
und die Aussonderung erst auf den Anstoß des Bun- 
desrechnungshofes hin beschlossen hat, lange nach 
der eigenen Erkenntnis, daß aus dem Vorhaben 
nichts werden könne. 

209 . Das Bundesministerium hat die Empfehlung 
des Bundesrechnungshofes aufgegriffen und am 
21. August 1969 die Aussonderungsanordnung er- 
lassen. 

Gegenüber der Kritik des Bundesrechnungshofes hat 
es ausgeführt, die Kaufentscheidung sei zu einer 
Zeit getroffen worden, als die Marine noch im Auf- 
bau gewesen sei und nach allen Schiffen Ausschau 
gehalten habe, die sich angeboten hätten. Die deut- 
sche Werftindustrie sei damals weder bereit noch 
in der Lage gewesen, brauchbare Kriegsschiffe zu 
bauen. Die Vorbereitung von Schiffsneu- und -Um- 
bauten erfordere erfahrungsgemäß viel Zeit. Eine 
Marinetechnik-Planungs-Gesellschaft, die heute die 
Planung solcher Vorhaben übernehme, habe es noch 
nicht gegeben. Immerhin sei unmittelbar nach dem 
Kauf dm Juli 1961 damit begonnen worden, an der 
Planung des Umbauvorhabens zu arbeiten. Ledig- 
lich die Beschränkung der Haushaltsmittel habe es 
nicht zugelassen, die Planungsarbeiten vor April 
1964 weiterzuführen. 

210 . Die Einlassungen sind nicht geeignet, die Be- 
anstandungen auszuräumen. 

Von den dm Haushaltsplan 1962 für das Gesamtvor- 
haben bereitgestellten 5 Millionen DM sind nur 
rd. 1 Million DM verbraucht worden, so daß noch 
genügend Mittel vorhanden gewesen wären, die 
Umbauplanung systematisch und zügig weiterzu- 
führen. Der Grund für die hinhaltende Behandlung 
dürfte vielmehr darin liegen, daß die Werft die Um- 
baukosten bereits im Jahre 1962 auf rd. 38 Millionen 
DM schätzte und das Bundesministerium nicht damit 
rechnen konnte, daß ihm dieser Betrag für den Um- 
bau zur Verfügung gestellt werde. Bei dieser Sach- 
lage hätte das Bundesministerium die Fahrzeuge 
schon vor Jahren, als sie noch in besserem Zustand 
waren, aussondern müssen, statt zu warten, bis sie 
nur noch zum Schrottwert veräußert werden können. 

Kauf von drei Landungstransportschiffen und deren Umbau 
zu Minenlegern 

211 . Die drei anderen LST, deren Verwendung ge- 
prüft wurde, hat das Bundesministerium aus Be- 


ständen, die bei der US-Marine zur Aussonderung 
heranstanden, im Juli 1960 zum Preise von 
je 260 000 DM erworben. Sie sollten nach der Über- 
führung schnell mit Minenschienen ausgerüstet und 
als Minenlagerschiffe verwendet werden, da seiner- 
zeit Lagerraum für Minen fehlte. Sie wurden 1961 
nach Wilhelmshaven gebracht. Für die Herrichtung 
zur Überführung sowie für Auslandstagegelder und 
Bordzulagen der Besatzung entstanden Ausgaben 
in Höhe von 700 000 DM. 

Nach dem Kauf hielt es das Bundesministerium für 
zweckmäßig, zur baldigen Erfüllung einer NATO- 
Forderung die Schiffe nicht nur zur Lagerung von 
Minen und deren Abgabe an Kampfeinheiten, son- 
dern behelfsmäßig auch zum Minenwerfen herrich- 
ten zu lassen. Im November 1961 erhielt das Bun- 
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung die Dienst- 
leistungsanweisung für die Erstinstandsetzung und 
für den Umbau (6,4 Millionen DM je Schiff). Die Um- 
rüstung der Fahrzeuge zu Minendepots und zu 
Minenlegern sollte lim April 1962 beendet sein. In 
einer 2. Umrüstungsphase sollten dann die Schiffe 
auch zur Abgabe von Minen hergerichtet werden. 

212 . Bei diesem Umrüstungsplan war jedoch nicht 
berücksichtigt worden, daß die amerikanischen Kon- 
struktionszeichnungen fehlten und erst beschafft 
werden mußten. Auch war die Umbauanweisung 
noch nicht erarbeitet. Dadurch und durch die mehr- 
fache Änderung der militärischen Forderungen ver- 
zögerten sich die Entwurfsarbeiten bis Ende des 
Jahres 1962. Nunmehr zeigte sich, daß mit Umbau- 
kosten von über 11 Millionen DM je Schiff gerech- 
net werden mußte und daß die bereitgestellten Mit- 
tel bei weitem nicht ausreichten. Da bei der ange- 
spannten Haushaltslage weitere Mittelzuweisungen 
jedoch nicht erwartet werden konnten, verzichtete 
das Ministerium Anfang 1963 auf den eingeleiteten 
umfassenden Umbau und ordnete an, daß die Arbei- 
ten nur ln beschränktem Umfang weiterzuführen 
seien. 

Anfang 1964 konnten zwei Schiffe vorläufig abge- 
nommen werden. Ihre Herrichtung hat einschließlich 
der im Jahre 1966 nachträglich eingebauten Beriese- 
lungsanlagen insgesamt über 17,5 Millionen DM ge- 
kostet. Für die Änderung der neu eingebauten, aber 
bei stärkerem Seegang unbrauchbaren Minenauf- 
züge waren außerdem noch rd. 350 000 DM je Schiff 
veranschlagt. Nachdem Änderungskosten von mehr 
als 230 000 DM angefallen waren, wurden die Ände- 
rungsarbeiten jedoch im Jahre 1969 eingestellt. 

Nach dem Ergebnis der Seegangserprobungen sind 
die Schiffe nur bei günstigen See- und Wetterbedin- 
gungen voll einsetzbar. Das Bundesministerium be- 
absichtigte, sie alsbald wieder außer Dienst zu stel- 
len. Nach seinen neuesten Mitteilungen sollen sie 
jedoch bis mindestens Ende 1971 noch dn Dienst blei- 
ben, nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes hauptsächlich deshalb, weil die Marine die 
Neubauten, die an ihre Stelle treten sollten, wegen 
technischer Mängel nicht rechtzeitig übernehmen 
konnte. 

213 . Uber das dritte Schiff hatte die Besichtigungs- 
kommission des Bundesministeriums am 29. Februar 
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1960 berichtet, es sei allenfalls zum Ausschlachten 
und zur Gewinnung von Ersatzteilen brauchbar. Spä- 
ter hielt das Bundesministerium indessen den Erhal- 
tungszustand nicht für ganz so schlecht und leitete 
auch für dieses Schiff, die „Bamberg", einen umfas- 
senden Umbau ein. Mitte 1964 wurden dann aus 
Geldmangel die Arbeiten wieder eingestellt. Als sich 
unmittelbar danach eine Besserung der Haushalts- 
tage abzeichnete, erwog das Bundesministerium, die 
Arbeiten weiterführen zu lassen. Es beauftragte das 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung, eine 
umfassende neue Bauanweisung und Kostenschät- 
zung durch die Bauwerft aufstellen zu lassen, abge- 
stellt auf einen Umbau zum vollverwendbaren 
Minenschiff mit Einrichtungen nach dem neuesten 
Stand der Technik. Mitte 1965 lag die Umbauanwei- 
sung vor. Die Kostenschätzung belief sich auf über 
18 Millionen DM. Nunmehr wurden erstmals Erwä- 
gungen angestellt, ob es wirtschaftlich vertretbar 
sei, für das 20 Jahre alte Schiff mit veralteten tech- 


nischen Einrichtungen und ungünstigen Fahreigen- 
schaften noch so viele Mittel aufzuwenden, wenn ein 
Neubau mit größerer Ladekapazität und besseren 
Fahreigenschaften nur rd. 23 Millionen DM kosten 
würde. Weitere Untersuchungen zeigten, daß sogar 
mit Umbaukosten in Höhe von rd. 22 Millionen DM 
gerechnet werden müsse. Es dauerte aber noch ein 
volles Jahr, bis das Bundesamt dem Bundesministe- 
rium, empfahl, seinen umfassenden Umbauplan fallen 
zu lassen. 

Im Januar 1967 verzichtete das Bundesministerium 
schließlich auf den großen Umbau und zwei Monate 
später auf jegliche Verwendung des Schiffes in der 
Marine. Das Schiff liegt seütdem im halbfertigen Zu- 
stand im Arsenalhafen. Die Arbeiten daran, die sich 
über sechs Jahre hinzogen, haben Kosten in Höhe 
von 6 210 400 DM verursacht. Allein für die Bewa- 
chung sind 187 471 DM ausgegeben worden. 

214 . Der Bundesrechnungshof hat die mangelhafte 
Planung und die Unwirtschaftlichkeit des Erwerbs 
und des Umbaues der Schiffe beanstandet. Er hat im 
Juni 1968 empfohlen, die „Bamberg" unverzüglich 
zur Verschrottung freizugeben, da sie in dem Zu- 
stand, lin dem isie sich befinde, auch für Dritte nicht 
brauchbar sei. Er hat angeregt, marineeigentümliche 
und neue Geräte von Bord zu nehmen und sie als 
Ersatzteile für andere Schiffe zu verwenden. 

215 . Das Bundesministerium ist der Empfehlung des 
Bundesrechnungshofes gefolgt und hat am 12. Mai 
1969 das Schiff durch Aussonderungsentscheid zur 
Verwertung freigegeben. Die Prüfung, welche Teile 
für eine Wiederverwendung in Frage kommen, hat 
es eingeleitet. Auf die Kritik des Bundesrechnungs- 
hofes hat es erwidert, die politische und militärische 
Lage vor und nach dem Kauf habe außergewöhn- 
liche Maßnahmen erfordert. Die Beschaffung neuer 
Schiffe sei seinerzeit als zu langwierig beurteilt wor- 
den. 

216 . Der Bundesrechnungshof hat seine Beanstan- 
dung aufrechterhalten. Wie in vielen anderen Be- 
schaffungsfällen hat die bei gründlicher Prüfung vor- 
aussehbare Entwicklung gezeigt, daß die angeblich 


schneller und billiger realisierbaren Behelfslösungen 
keinen Gewinn an Verteidigungskraft, Zeit und 
Kosten eingebracht haben. Hier hat die Improvi- 
sation sogar dazu geführt, daß nach langer Zeit und 
erheblichem Umbauaufwand von drei Schiffen 
schließlich nur zwei Schiffe und auch diese nur be- 
schränkt einsetzbar sind. Im übrigen hätte die „Bam- 
berg" — wie die Werkstattschiffe - — schon vor Jah- 
ren und nicht erst 1969 auf Betreiben des Bundes- 
rechnungshofes ausgesondert werden müssen. Dann 
wären nicht nur beträchtliche Bewachungskosten ge- 
spart worden, sondern es hätte auch ein höherer 
Verwertungserlös, als er heute erwartet werden 
kann, erzielt werden können. 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

(Einzelplan 26) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 26 02) 

Herstellung, Ankauf und Verbreitung 
von Informationsmaterial 

(Titel 300) 

Haushaltsjahr 1966 

217 . Das Bundesministerium hat bei dem Herstel- 
ler eines in seinem Auftrag gefertigten Farbfilms, 
der das Schaffen heimatvertriebener Künstler be- 
handelt, 20 Schmalfilmkopien mündlich bestellt. Der 
Auftragnehmer, der über kein eigenes Kopierwerk 
verfügte, ließ die Kopien von der Filmgesellschaft 
hersteilen, bei der das Filmnegativ eingelagert war. 
Für jede Farbkopie berechnete er dem Bundesmiini- 
isterium 600 DM, insgesamt also 12 000 DM. 

Die Beschaffungsakte gibt keinen Aufschluß dar- 
über, unter welchen Bedingungen der Auftrag ver- 
geben wurde. Weder von dem Auftraggeber noch 
von anderer Seite ist öin Preisangebot eingeholt 
worden. 

Bin Jahr darauf ließ das Bundesministerium sieben 
weitere Farbkopien hersteilen. Den Auftrag erteilte 
es auf Grund eines Preisangebots unmittelbar der 
Filmgesellschaft, bei der sich das Filmnegativ be- 
fand. Für diese Kopien hat es rd. 2100 DM, je Kopie 
also 300 DM, bezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ausgabe für die 
ersten 20 Farbkopien in mehrfacher Hinsicht bean- 
standet. Er hat darauf hingewiesen, daß es nicht an- 
gängig gewesen sei, den Auftrag zu vergeben, ohne 
die Bedingungen festzulegen und zumindest eine 
formlose Preisermittlung durchzuführen. Das Bun- 
desministerium hätte berücksichtigen müssen, daß 
der Auftragnehmer über kein Kopierwerk verfügte, 
den Auftrag also nicht selbst ausführen, sondern eine 
Kopieranstalt damit betrauen würde. Da die Rech- 
nung nicht habe erkennen lassen, wie der Rech- 
nungsbetrag sich <im einzelnen zusammensetzt, hätte 
sie einer genaueren Prüfung bedurft. 
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Auf die Mängel bei der Vergabe sei es zurückzu- 
führen, daß ein überhöhter Preis entrichtet worden 
sei. Ein Vergleich mit dem Preis der Kopieranstalt 
zeige, daß insgesamt mindestens 6000 DM zuviel 
gezahlt worden seien. 

218 . Das Bundesministerium hat erwidert, nach 
Eingang der Prüfungsmitteilung habe es sich von 
dem Auftragsnehmer den Preis erläutern lassen. Der 
Auftragnehmer habe die Auffassung vertreten, daß 
er berechtigt gewesen sei, für die Herstellung der 
Kopien einen erhöhten Preis zu fordern, weil er 
dem Bundesministerium für die Herstellung des 
Films einen günstigen Preis eingeräumt habe. Die- 
ses Verfahren sei branchenüblich. Das Bundesmini- 
sterium teile diese Auffassung. Wenn man den 
Mehrbetrag von 6000 DM dem Herstellungspreis 
des Films von 60 000 DM hinzurechne, sei der Ge- 
samtbetrag für einen Farbfilm von 400 m Länge noch 
angemessen. In Zukunft würden Kopiieraufträge un- 
mittelbar an die Kopieranstalt vergeben werden. 

Der Einwand des Bundesministeriums trifft nicht zu. 
Der Filmauftrag und der Kopierauftrag sind zeitlich 
getrennt und sachlich unabhängig voneinander er- 
teilt worden. Die Preisgestaltung für die beiden 
Aufträge durfte deshalb nicht miteinander verquickt 
werden. Auch würde es wirtschaftlicher Überlegung 
widersprechen, wenn einem Auftragnehmer das 
Recht zugestanden würde, eine dem Auftraggeber 
zugebilligte preisliche Vergünstigung bei einem 
späteren Auftrag auszugleichen. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 46 RHO 
in Verbindung mit § 3 VOL A vor. 

Zuschuß zur Errichtung einer Galerie des Deutschen Ostens 

(Titel 951) 

Haushaltsjahr 1967 

219 . Im Jahre 1966 haben die Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, 
die Bundesländer und eine Stadt die „Stiftung Ost- 
deutsche Galerie" als rechtsfähige öffentliche Stif- 
tung des bürgerlichen Rechts errichtet. Zweck der 
Stiftung äst, Gemälde, Graphiken und Plastiken von 
Künstlern ostdeutscher Herkunft zu sammeln und in 
einem Erweiterungsbau der städtischen Bildergalerie 
auszustellen. Die Satzung bestimmt, daß die Stiftung 
neben einem Anspruch, ihr leihweise Kunstwerke 
zu überlassen, mit folgendem Vermögen ausgestattet 
wird: 

a) einem Erbbaurecht an dem der Stadt gehörenden, 
mit einem Galeniegebäude bebauten Grundstück, 

b) den zur Durchführung des Erweiterungsbaues er- 
forderlichen Mitteln, von denen 350 000 DM durch 
die Bundesrepublik Deutschland und 400 000 DM 
durch einen einmaligen Beitrag der Länder bereit- 
gestellt wurden, 

c) dem Anspruch gegen die Stadt auf Übernahme 
der Personal- und Sachkosten, die zur Aufrecht- 
erhaltung der Galerie erforderlich sind. 


Die finanzielle Beteiligung der Länder war durch die 
Zusage des Bundesministeriums erreicht worden, 
daß es sich um einmalige Leistungen handele. Auch 
die von der Bundesrepublik einzubringenden Mittel 
wurden im Haushaltsplan 1966 als „Einmalige Aus- 
gaben" zur Verfügung gestellt und in den Jahren 
1967 und 1968 an die Stiftung ausgezahlt. 

Die Baukosten waren auf 1 Million DM veran- 
schlagt. Die Finanzierungslücke von 250 000 DM 
sollte durch Spenden der Wirtschaft geschlossen 
werden. Als die staatliche Aufsichtsbehörde ihre Zu- 
stimmung zum Baubeginn davon abhängig machte, 
daß die in Aussicht gestellten Stiftungsmittel tat- 
sächlich zur Verfügung ständen, gab das Bundes- 
ministerium der Stiftung gegenüber die Erklärung 
ab, daß es für den Eingang des durch Spenden zu 
deckenden Betrages einstehe. 

Die für die Spendenaktion ursprünglich vorgesehene 
breite Werbung wurde nicht durchgeführt. Es wurde 
nur bei wenigen Stellen angefragt. Ein Unternehmen 
spendete 30 000 DM. Der entstandene Fehlbetrag er- 
höhte sich noch durch Kostensteigerungen. Der Bun- 
destag bewilligte »im Haushaltsplan für 1969 einen 
weiteren Baukostenzuschuß von 300 000 DM als 
Restbetrag. 

Noch bevor der Bundeshaushaltsplan 1969 verab- 
schiedet worden war, stellte sich heraus, daß auch 
dieser Zuschuß nicht ausreichte. Die ungedeckten 
Baukosten beliefen sich nicht auf 300 000 DM, son- 
dern auf 450 000 DM; hierzu kamen die Kosten der 
Innenausstattung, die erst jetzt in die Kostenberech- 
nung einbezogen wurden. In dieser Zeit bemühte 
sich das Bundesministerium um ein Abkommen mit 
den Ländern, nach dem diese und der Bund sich ver- 
pflichten sollten, den gesamten Fehlbetrag — ein- 
schließlich der Kosten der Innenausstattung — im 
selben Verhältnis abzudecken, in dem sie sich seiner- 
zeit an der Aufbringung der Mittel beteiligt hatten. 

Unmittelbar vor Abschluß der Verhandlungen teiilte 
der Stiftungsvorstand mit, daß sich auf Grund einer 
genaueren Berechnung die Gesamtkosten für die 
Innenausstattung der Galerie erhöhen würden. Von 
dieser Erhöhung hat das Bundesministerium die 
Länder nicht unterrichtet. Dem Abkommen wurde 
vielmehr der ursprüngliche Betrag zugrunde gelegt. 

220 . Das Verhalten des Bundesministeriums gibt zu 
Bedenken Anlaß. Vor allem wurde unterlassen, die 
Finanzierung der Baukosten für die Galerie schon 
im Gründungsstadium der Stiftung voll zu sichern. 
Die Annahme, die Finanzierungslücke von 
250 000 DM werde sich durch Spenden aus der Wirt- 
schaft ausfüllen lassen, entbehrte jeder Grundlage, 
weil versäumt worden war, sich vorher der Bereit- 
schaft der Wirtschaft zur Hergabe von Spenden zu 
vergewissern. Auch hat das Bundesministerium die 
parlamentarischen Körperschaften bei den Beratun- 
gen über den ersten Zuschuß nicht vollständig unter- 
richtet. Es hätte darauf hinweisen müssen, daß die 
Gefahr nachträglicher Leistungen in erheblicher 
Höhe bestand, weil bei einem Fehlschlagen der 
Spendenaktion der Bund für den Fehlbetrag aufkom- 
men sollte. Das Bundesministerium durfte überdies 
ohne die Zustimmung des Bundesministeriums der 
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Finanzen keine verbindliche Garantieerklärung ab- 
geben, und schließlich hatte es sich, nachdem die 
Garantieerklärung abgegeben war, um die Gewin- 
nung von Spendenmitteln mit Nachdruck bemühen 
müssen, um die Belastung des Bundes möglichst 
niedrig zu halten. Auch das ist nicht geschehen. 

221. Das Bundesministerium wendet ein, der Miß- 
erfolg der Spendenaktion sei allein auf die Rezes- 
sion der Wirtschaft im Jahre 1966 zurückzuführen 
und deshalb nicht vorhersehbar gewesen. Eine Ga- 
rantieerklärung für den Eingang der Spenden habe 
es nicht abgegeben. 

222. Der Hinweis auf die Situation der Wirtschaft 
im Jahre 1966 geht indessen fehl. Auch bei günstiger 
Wirtschaftslage birgt jede Spendenaktdon ein Risiko 
in sich. Ein Vorhaben wie der Bau der Ostdeutschen 
Galerie durfte mit einem solchen Risiko nicht be- 
lastet werden. Zumindest hätte das Parlament davon 
unterrichtet werden müssen, damit es entscheiden 
konnte, ob Bundesmittel für ein Objekt zur Verfü- 
gung gestellt werden sollten, dessen Finanzierung 
zu einem wesentlichen Teil nicht gesichert war. Die 
vom Bundesministerium bestrittene Garantieerklä- 
rung ergibt sich aus einem Schreiben vom 25. Sep- 
tember 1967 an die Stiftung. 

223. Auch im Zusammenhang mit der Bewilligung 
des weiteren Baukostenzuschusses im Haushaltsjahr 
1969 hat das Bundesmdnisterium seiner Informations- 
pflicht gegenüber dem Parlament nicht genügt. Es 
hat den Eindruck erweckt, daß der Berechnung des 
Fehlbetrages dJie ursprüngliche Bausumme von 
1 Million DM zugrunde zu legen und die Errichtung 
der Galerie deshalb sichergestellt sei, wenn der 
Bund weitere 300 000 DM zahle. In Wahrheit hatte 
sich die Bausumme inzwischen auf 1,2 Millionen DM 
erhöht. Das Bundesministerium hat den Bundestag 
aber auch darüber im unklaren gelassen, daß die 
gesamten Kosten für die Inneneinrichtung der Gale- 
rie ungedeckt waren, weil bei Errichtung der Stif- 
tung versäumt worden war, die Frage ihrer Aufbrin- 
gung zu klären. 

224. Das Bundesministerium behauptet zwar, daß 
ihm zur Zeit .der Beratung im Haushaltsausschuß auf 
Grund von Informationen des Stadtbauamtes nur ein 
Fehlbetrag von 300 000 DM bekannt gewesen sei. 
Die darüber hinausgehenden Kosten seien im übri- 
gen nicht vom Bund, sondern aus zusätzlichen Bei- 
trägen der Länder gedeckt worden. Der von der Stif- 
tung geltend gemachte Anspruch für die Innenaus- 
stattung der Galerie sei auch nicht in voller Höhe 
begründet gewesen. Die Mehrforderung habe es des- 
halb gestrichen. 

225. Die Einwendungen des Bundesministeriums 
treffen aber nicht zu. Daß ein Betrag von 300 000 DM 
zur Deckung der Finanzierungslücke nicht aus- 
reichen würde, war schon vor der Beratung im 
Haushaltsausschuß bekannt. Das Bundesministerium 
hätte sich deshalb und weil es darum ging, die Er- 


richtung der Galerie durch einen letzten Zuschuß 
des Bundes finanziell endgültig zu sichern, nicht auf 
die unverbindliche Information durch das Stadtbau- 
amt verlassen dürfen, sondern als Grundlage für die 
Beratung im Ausschuß einen ausführlichen und ver- 
bindlichen Kostenanschlag einholen müssen. 

Auch der Umstand, daß die den Betrag von 300 000 
DM übersteigenden Kosten aus zusätzlichen Lei- 
stungen der Länder gedeckt werden konnten, list 
nicht geeignet, das Bundesministerium zu entlasten. 
Das maßgebliche Abkommen mit den Ländern ist 
erst Mitte 1969, und zwar nach schwierigen und 
langwierigen Verhandlungen, zustande gekommen. 
Im Zeitpunkt der Beratungen des Haushaltsaus- 
schusses lag ein solches Abkommen nach der eige- 
nen Auffassung des Bundesmimsteriums außerhalb 
jeder Wahrscheinlichkeit. 

Daß das Bundesministerium den von der Bauleitung 
für die Innenausstattung für notwendig gehaltenen 
Betrag gekürzt habe, ist aus den Unterlagen nicht 
ersichtlich. Aus ihnen ergibt sich vielmehr, daß es 
nur deshalb davon abgesehen hat, den Mehrbetrag 
in das Finanzierungsabkommen mit den Ländern 
einzubeziehen, weil es befürchtete, durch eine Nach- 
forderung das Abkommen zu gefährden. Die Frage, 
wer für diesen Betrag und wer ferner für die Kosten 
künftiger Ersatz- und Ergänzungsbeschaffungen auf- 
zukommen hat, ist ungeklärt geblieben. 

Desgleichen ist nicht geregelt, wer die laufenden 
Verwaltungskosten der Stiftung zu tragen hat. Das 
Bundesministerium hat sich zwar dahin geäußert, 
daß es zur Zeit um eine solche Regelung bemüht 
sei. Es hätte jedoch die Pflicht gehabt, diese Klärung 
rechtzeitig, d. h. bei Errichtung der Stiftung, herbei- 
zuführen. 

226. Es wird nunmehr Sache des Bundesministe- 
riums sein, dafür zu sorgen, daß alle sich aus der 
Errichtung der Stiftung ergebenden Verpflichtungen 
erfaßt werden und die Frage der Kostenträger- 
schaft geklärt wird. Es wird zu berücksichtigen 
haben, daß die Pflege des Kulturgutes der Ver- 
treibungsgebiete eine Bund und Ländern gemein- 
sam obliegende Verpflichtung ist und daß sich des- 
halb an den noch offenstehenden Kosten alle Stifter 
angemessen zu beteiligen haben. 

Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 

(Einzelplan 31) 

Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung 

(Kapitel 31 01) 

Haushaltsjahr 1967 

Bewilligungen für die allgemeine 
wissenschaftliche Forschung 

(Kapitel 31 02) 

Haushaltsjahr 1967 
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Bewilligungen für die Atomkernenergieforschung 
und -nutzung 

(Kapitel 31 03) 

Haushaltsjahre 1965 bis 1967 

Deutsches Historisches Institut in Paris 

(Kapitel 31 05) 

Haushaltsjahr 1967 

Deutsches Historisches Institut in Rom 

(Kapitel 31 06) 

Haushaltsjahr 1967 

Förderungsmaßnahmen des Bundesministers 
für wissenschaftliche Forschung 

227 . Uber die Förderungsmaßnahmen des Bundes- 
ministeriums ist zuletzt unter Nr. 8 bis 24 der 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes vom 22. Dezember 1966 berichtet worden. 
Neuere Prüfungsergebnisse haben zur Erörterung 
der nachstehend dargestellten Sachverhalte geführt. 

Vorbereitung von Entscheidungen 

228 . Die Notwendigkeit, Förderungsmaßnahmen 
genügend vorzubereiten und laufend zu überwachen, 
wird aus folgendem Beispiel ersichtlich: 

Das Bundesministerium stellte einem zur Durch- 
führung wissenschaftlicher Forschungen gegründe- 
ten Verein in den Jahren 1961 bis 1967 für ver- 
schiedene Einzelvorhaben insgesamt 729 383,30 DM 
zur Verfügung. Es verzichtete zunächst darauf, sich 
ein klares Bild von der finanziellen Lage des Ver- 
eins und von seiner Fähigkeit zu verschaffen, die 
Verwendung der als Zuwendungen zur Abdeckung 
von Selbstkosten im Sinne der VO PR Nr. 30/53 
(vgl. Nr. 17 der Denkschrift vom 22. Dezember 1966) 
zur Verfügung gestellten Mittel den Bewilligungs- 
bedingungen entsprechend ordnungsgemäß nachzu- 
weisen. Das Bundesministerium machte auch die 
weiteren Bewilligungen nicht von der vorher von 
ihm selbst geforderten Einführung einer Betriebs- 
abrechnung zur Ermittlung der tatsächlichen Kosten 
und von deren Prüfung durch die Verwaltung ab- 
hängig, weil es meinte, dadurch würde eine nicht 
vertretbare Unterbrechung der geförderten Arbeiten 
eintreten. 

Als die Prüfung nach mehreren Erinnerungen des 
Bundesrechnungshofes im Jahre 1968 nachgeholt 
wurde, ergab sich, daß der am 1. April 1966 in 
Liquidation getretene Verein für die geförderten 
Einzelvorhaben insgesamt 86 006,22 DM zuviel er- 
halten und zur Deckung anderer Kosten verwendet 
hatte, von denen nach Abschluß der Liquidation nur 
12 352 DM zurückgezahlt wurden. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
eine sorgfältigere Planung und eine strengere Über- 
wachung nicht nur den Belangen des Bundes, son- 
dern auch denen des Vereins und seiner Forschun- 
gen dienlicher gewesen wären als das großzügige 
Verfahren. 


Nach den inzwischen getroffenen Vorkehrungen 
kann davon ausgegangen werden, daß sich künftig 
Fälle dieser Art nicht wiederholen werden. 

229 . Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
ministerium empfohlen, es möge bei der Gewährung 
von Zuwendungen zur Deckung von Selbstkosten 
seine wesentliche Aufgabe nicht in der nachkalkula- 
torischen Überprüfung der Zuwendungen sehen. 
Vielmehr solle es sich in erster Linie vor der Be- 
willigung derartiger Zuwendungen — ebenso wie 
vor dem Abschluß von Forschungs- und Entwick- 
lungsverträgen — davon überzeugen, daß die Vor- 
aussetzungen für eine wirtschaftliche Mittelverwen- 
dung und den ordnungsgemäßen Nachweis beim 
Zuwendungsempfänger (oder Vertragspartner) vor- 
liegen. Es sollte mithin der einzelnen wissenschafts- 
politischen Entscheidung neben der fachlichen Be- 
gutachtung auch eine umfassende Prüfung in wirt- 
schaftlicher Hinsicht vorausgehen. 

Das Bundesministerium hat sich der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. Im übrigen 
ist es entsprechend einer Empfehlung des Bundes- 
rechnungshofes bemüht, die nachkalkulatorischen 
Überprüfungen den für die Preisprüfung zuständigen 
Stellen zu überlassen, wie es bei Forschungs- und 
Entwicklungsverträgen, bei denen der Bund im all- 
gemeinen die vollen Kosten trägt, regelmäßig ge- 
schieht. 

230 . Weiter hat der Bundesrechnungshof darauf 
hingewiesen, daß ihm bei größeren Vorhaben in 
bestimmten Fällen eine nachkalkulatorische Prüfung 
nur dann sinnvoll erscheint, wenn ihr laufende fach- 
technische Kontrollen vorangegangen sind, deren 
Ergebnisse als Grundlage für die Entscheidung über 
die Anerkennung einer zweckentsprechenden und 
wirtschaftlichen Mittelverwendung sowie insbeson- 
dere über etwaige weitere Förderungsmaßnahmen 
heranzuziehen wären. 

Personalwirtschaftliche Fragen 

231 . Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministe- 
riums bestehen mehrere Auslandsinstitute, die sich 
mit wissenschaftlichen Forschungsvorhaben befas- 
sen. Der Bundesrechnungshof hat den Standpunkt 
vertreten, daß die Tätigkeit der dort eingesetzten 
wissenschaftlichen Assistenten grundsätzlich befri- 
stet sein sollte. Dadurch könnte möglichst vielen 
wissenschaftlichen Nachwuchskräften Gelegenheit 
zu zeitweiser Auslandstätigkeit gegeben, durch 
den vermehrten Austausch die wissenschaftliche 
Arbeit im Inland befruchtet und so die Wirk- 
samkeit der eingesetzten Mittel erhöht werden. 
Außerdem würden dadurch die persönlichen Ver- 
bindungen zu den Hochschulen enger und vielseiti- 
ger werden. Im übrigen sollten keine neuen Stellen 
in den Haushalts- und Wirtschaftsplänen vorge- 
sehen werden; etwaigem weiteren Personalbedarf 
der Institute sollte im Rahmen der haushaltsmäßi- 
gen Möglichkeiten durch Veranschlagung ausrei- 
chender Mittel bei dem für „Beschäftigungsentgelte" 
vorgesehenen Titel Rechnung getragen werden. 
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Das Bundesministerium hat sich der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes grundsätzlich angeschlossen. 

232 . Wesentliche Aufgaben der Forschungsförde- 
rung werden sowohl von Bundesdienststellen als 
auch von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
wahrgenommen. Der Bundesrechnungshof hat daher 
zum Ausdruck gebracht, daß es der Fortbildung der 
beiderseitigen Nachwuchskräfte und dem gegen- 
seitigen Erfahrungsaustausch dienen könne, wenn 
zeitweise jüngere Angehörige des höheren Dienstes 
der Bundesverwaltung bei Forschungseinrichtungen 
und andererseits vergleichbare Mitarbeiter von For- 
schungseinrichtungen bei Bundesministerien beschäf- 
tigt würden, die sich hauptsächlich mit der For- 
schungsförderung befassen. 

Die beteiligten Stellen werden diese Anregung in 
stärkerem Umfang als bisher weiterverfolgen. 

Arbeitsbedingungen für das Personal 
der Forschungseinrichtungen 

233 . Wie in den Vorjahren mußte wiederum mehr- 
fach festgestellt werden, daß von dem Bundesmini- 
sterium geförderte Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung bei der Bezahlung des wissenschaftlichen 
und technischen Personals über die Beschlüsse des 
Kabinettausschusses für wissenschaftliche Forschung, 
Bildung und Ausbildungsförderung hinausgegangen 
sind sowie hinsichtlich des anderen Personals gegen 
den Grundsatz, daß ihm keine höhere Vergütung ge- 
zahlt werden darf, als sie der Bund seinen vergleich- 
baren Bediensteten gewährt, verstoßen haben. 

234 . Ein vom Bundesministerium institutionell ge- 
förderter Verein hat z. B. seinen Angestellten außer 
anderen beim Bunde nicht zulässigen Leistungs- und 
Funktionszulagen, Kleidergeldern, Beiträgen zur 
Urlaubskasse und zur privaten Unfallversicherung 
jährlich ein 13. Monatsgehalt bewilligt. Außerdem 
hat er abweichend vom Stellenplan und ohne Zu- 
stimmung des Bundesministeriums einem leitenden 
Angestellten an Stelle einer Vergütung entspre- 
chend A 16 eine solche entsprechend B 3 der Lan- 
desbesoldungsordnung gezahlt. 

235 . Eine andere vom Bundesministerium institu- 
tioneil geförderte Forschungseinrichtung hat neben 
sonstigen besonderen Zulagen ihren Lohnempfän- 
gern zum Tariflohn eine Zulage in Höhe von 
0,60 DM je Stunde und sämtlichen Mitarbeitern zu 
Ostern, Pfingsten und Weihnachten bezahlten zusätz- 
lichen Urlaub bis zu elf Arbeitstagen gewährt. Beide 
Maßnahmen verursachen zusammen einen Mehrauf- 
wand von rd. 860 000 DM jährlich. Außerdem hat 
die Einrichtung von ihr gemietete Einfamilienhäuser 
leitenden Angestellten als Dienstwohnungen zur 
Verfügung gestellt und hierfür monatlich bis zu 
etwa 700 DM je Wohnung zusätzlich aufgewendet. 

236 . Der Bundesrechnungshof hat das Bundesmini- 
sterium darauf hingewiesen, daß bei allem Ver- 
ständnis für die besonderen Verhältnisse bei der 
wissenschaftlichen Forschung über die Diskrepanz 
zwischen den bestehenden Vorschriften und der 


geübten Praxis nicht hinweggesehen werden könne. 
Aufgabe der Verwaltung sollte es sein zu prüfen, 
inwieweit Sonderregelungen gerechtfertigt und not- 
wendig erscheinen, und ggf. darauf hinzuwirken, 
daß die Voraussetzungen für ihre Zulässigkeit ge- 
schaffen werden, sonst aber auf Einhaltung der be- 
stehenden Vorschriften und Grundsätze zu achten. 

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen. 

Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 

237 . Das Bundesministerium bewilligte einer For- 
schungseinrichtung rd. 1 Million DM zur Beschaffung 
eines EDV-Systems ICT 1901. Es begründete die Be- 
schaffung damit, daß ein Anschluß der Einrichtung an 
die nur 7 km entfernte besonders leistungsfähige 
Großrechenanlage IBM 360/91 einer anderen For- 
schungseinrichtung (die durch wesentlich weiter 
entfernte Forschungsanstalten mitbenutzt wird) 
wegen der unterschiedlichen Aufgaben nicht zweck- 
mäßig sei. Auch sei die Großrechenanlage in- 
zwischen voll ausgelastet. Außerdem halte es die 
Ausstattung jedes größeren Forschungsinstituts der 
in Betracht kommenden Art mit einer eigenen 
Rechenanlage für notwendig, damit die Möglich- 
keiten der Anlage voll ausgenutzt werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat das Bundesministe- 
rium darauf hingewiesen, daß er diese Auffassung 
nicht teile, weil die Entwicklung der EDV durch Er- 
richtung großer Rechenzentren, die eine Vielzahl 
von Benutzern so bedienen, als stände ihnen eine 
eigene Anlage zur Verfügung, den entgegengesetz- 
ten Weg gehe. 

238 . Eine andere Forschungseinrichtung hat den 
Versuch unternommen, die ihr zur Verfügung 
stehende EDV-Anlage für die Belange der Finanz- 
buchhaltung einzusetzen. Der Bundesrechnungshof 
hat hiergegen Bedenken erhoben, weil diese Maß- 
nahme — jedenfalls nach den bisherigen Erfahrun- 
gen — u. a. wegen der erforderlichen Programmier- 
arbeiten bei einer Einrichtung der in Betracht kom- 
menden Art und Größe zu einer aufwendigeren 
Arbeitsweise führen dürfte als ein zweckmäßig orga- 
nisiertes Verfahren mit modernen Buchungsma- 
schinen. 

Der Schriftwechsel ist noch nicht abgeschlossen. 

Aufwand für Hilfseinrichtungen 

239 . Eine vom Bundesministerium mitfinanzierte 
Forschungseinrichtung hat auf ihrem Gelände eine 
Fahrbereitschaft — u. a. mit Pflegehalle, Waschhalle, 
Hebebühne, Tankstelle und Garagen — errichtet, 
deren Bau und Einrichtung bis zum 31. Dezember 
1967 Ausgaben von insgesamt rd. 1 130 000 DM ver- 
ursacht hat. Der Bundesrechnungshof hat zum Aus- 
druck gebracht, daß er einen derartigen Aufwand 
auch unter Berücksichtigung der örtlichen Lage des 
Instituts bei einem Bestand von 18 Dienstkraftfahr- 
zeugen, 2 Elektrokarren, 1 Schneeräumer und 
4 beamteneigenen Pkw für überhöht hält. Dies trifft 
besonders für die im Rahmen der Fahrbereitschaft 
errichtete Tankstelle zu, die allein rd. 87 500 DM 
gekostet hat und zu etwa 92 v. H. für die privat- 
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eigenen Kraftwagen der Institutsmitarbeiter in An- 
spruch genommen wird. Auch die Mitteilung des 
Bundesministeriums, daß die Tankstelle durch Ein- 
nahmen amortisiert werde, vermag die Bedenken 
des Bundesrechnungshofes nicht auszuräumen, da 
sich diese Amortisation auf einen sehr langen Zeit- 
raum erstreckt. 

Die abschließende Stellungnahme des Bundesmini- 
steriums steht noch aus. 

Ressort-Zuständigkeit 

240 . Der Bundesrechnungshof hat das Bundesmini- 
sterium unter Bezugnahme auf den Antrag des Aus- 
schusses des Deutschen Bundestages für Wissen- 
schaft, Kulturpolitik und Publizistik vom 3. April 
1968 — Drucksache V/2819 — darauf hingewiesen, 
daß die Verwaltung vereinfacht und wirtschaftlicher 
gestaltet werden könnte, wenn — von der Ressort- 
forschung abgesehen — sämtliche der wissenschaft- 
lichen Forschung dienenden Institute in seine Zu- 
ständigkeit übergeführt würden. 

Das Bundesministerium hat hierzu am 27. Novem- 
ber 1968 mitgeteilt, daß seine Bemühungen um 
Änderung der Zuständigkeit bisher erfolglos geblie- 
ben seien. 

Zivile Verteidigung 

(Einzelplan 36) 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung 
im Aufgabenbereich des Bundesministers des Innern 

(Kapitel 36 04 und A 36 04) 

Beschaffung der Ausrüstung für den Luftschutzdienst, 
13. und 14. Teilbetrag 

(Titel 950) 

Haushaltsjahre 1967 und 1968 

241 . Die Einheiten des Luftschutzhilfsdienstes sind 
nach der Ausrüstungsnachweisung mit Mannschafts- 
kraftwagen (MKW) ausgestattet. In den Haushalts- 
jahren 1957 bis 1961 hat die Beschaffungsstelle des 
Bundesministeriums des Innern auf dessen Anwei- 
sung 486 MKW beschafft. Davon hat sie im Haus- 
haltsjahr 1957 zur Erprobung je 63 Fahrzeuge von 
2 Firmen liefern lassen. Über die Ergebnisse der 
Erprobungen liegen nähere Angaben nicht vor. Der 
weitere Auftrag über 360 Fahrzeuge ist im Jahre 
1960 an eine der beiden Firmen zu Preisen von rd. 
16 200 DM und 16 600 DM je Fahrzeug vergeben 
worden. Sämtliche Fahrzeuge sind an die Länder 
ausgeliefert worden. Im November 1962 sind erst- 
mals Rahmenbrüche festgestellt worden. Da sich die 
Rahmenlängsträger für den Spezialaufbau als zu 
schmal erwiesen, mußten die Fahrzeuge in der 
Folgezeit wegen Verkehrsunsicherheit stillgelegt 
werden. Bei zwingenden Gründen sollten sie nur 
noch im Straßenverkehr ohne schwere Beladung, 
aber nicht mehr im Gelände verwendet werden. Im 
Juli 1961 ist die Herstellerfirma in Konkurs geraten. 

Das Bundesamt für den zivilen Bevölkerungsschutz 
hat am 24. April 1967 der Beschaffungsstelle den 


Auftrag erteilt, die „Konstruktionsänderung bzw. 
Instandsetzung 11 an den Fahrzeugen in dem Nach- 
folgewerk der in Konkurs geratenen Firma unter 
Berücksichtigung ihres Angebots von 3775 DM je 
Fahrzeug, insgesamt also für 1 581 725 DM durch- 
führen zu lassen. Nachdem sich gezeigt hatte, daß 
über diesen Kostensatz weitere Kosten für zusätz- 
liche Arbeiten anfallen würden, hat die Beschaf- 
fungsstelle am 6. Juli 1967 mit Einverständnis des 
Bundesamts den Vertrag über die Instandsetzung zu 
4418,10 DM je Fahrzeug, insgesamt also zu 
1 846 765,80 DM abgeschlossen. Zur Behebung wei- 
terer Verschleißschäden hat das Bundesamt der Be- 
schaffungsstelle weitere Mittel in Höhe von rd. 
1500 DM je Fahrzeug zur Verfügung gestellt. Eine 
von dem Bundesamt vor der Auftragserteilung vor- 
gesehene Wirtschaftlichkeitsberechnung unter Zu- 
grundelegung des Zeit- und Gebrauchswerts der 
Fahrzeuge hat es nicht aufgestellt. Es hat auch die 
Beiziehung eines kraftfahrzeugtechnischen Sachver- 
ständigen unterlassen. 

242 . Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
Ergebnisse über die Erprobung der Fahrzeuge vor 
Erteilung des Hauptauftrages nicht vorliegen und 
daß die Frage der Verantwortung nach Feststellung 
der Mängel nicht hinreichend geprüft worden ist. 
Er hat die Gesamtkosten der Konstruktionsänderung 
(Formänderung) und der Behebung der Verschleiß- 
schäden — ohne überführungskosten — mit rd. 
2,4 Millionen DM ermittelt. Er hat Zweifel an der 
Wirtschaftlichkeit der Maßnahme geäußert und 
ferner die Buchung der Ausgaben bei Kapitel 36 04 
und A 36 04 Titel 950 statt bei Titel 308 beanstan- 
det. Die Buchung an richtiger Stelle hätte im Haus- 
haltsjahr 1967 eine Überschreitung der Titels um 
997 760,79 DM und im Haushaltsjahr 1968 um 
1 212 604,35 DM zur Folge gehabt. Hierzu wäre die 
Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen 
erforderlich gewesen. 

243 . Das Bundesministerium des Innern, das die 
Beschaffungsstelle zur Beschaffung der Fahrzeuge 
angewiesen hat, hat erklärt, es seien die Vorgänge 
über die Beschaffung im Jahre 1959 an das Bundes- 
amt und die Entwürfe der Beschaffungsanweisungen 
vor einigen Jahren an das Zwischenarchiv in Bad 
Godesberg abgegeben worden. Letztere seien in der 
Zwischenzeit vernichtet worden. Die Frage der Ver- 
antwortung nach Feststellung der Mängel an den 
Fahrzeugen sei nicht von ihm, sondern von dem 
Bundesamt zusammen mit seiner Beschaffungsstelle 
geprüft worden. 

Das Bundesamt hat ausgeführt, die Rahmenschäden 
seien ihm erstmalig im Jahre 1963 gemeldet wor- 
den. Dabei habe es sich überwiegend um leichtere 
und stärkere Verformungen, in wenigen Fällen um 
Verformungen mit Einrissen gehandelt. Nach ein- 
gehender Erprobung habe sich der Austausch der 
Rahmenlängsträger bei allen Fahrzeugen als not- 
wendig erwiesen. Schadensersatzforderungen hätten 
bei der Konkursverwaltung bis zum 31. Oktober 
1961 angemeldet werden müssen. Ersatzansprüche 
wegen verdeckter Mängel, die wegen des besonders 
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liegenden Falles kaum einwandfrei nachzuweisen 
gewesen seien, hätten im Jahre 1963 nicht mehr 
geltend gemacht werden können. Die Schäden 
hätten daher auf Kosten des Bundes beseitigt wer- 
den müssen. Die mit der Abwicklung der Schäden 
beauftragten Bediensteten des Bundesamtes und 
der Beschaffungsstelle hätten aus den gleichen Grün- 
den nicht zur Schadenshaftung herangezogen wer- 
den können, da sie erst durch die Meldung der Län- 
der im Jahre 1963 über die Schäden unterrichtet 
worden seien und weil aus den Akten nicht ent- 
nommen werden könne, daß bei der Abwicklung 
Versäumnisse eingetreten seien. Die Rahmener- 
neuerung und die Behebung sonstiger Schäden habe 
das Bundesamt bei dem hohen Gebrauchswert der 
Fahrzeuge für wirtschaftlich vertretbar gehalten. Es 
hätten auch keine Anzeichen dafür Vorgelegen, daß 
es notwendig sei, die MKW auszusondern. Bei dem 
hohen Wert der Fahrzeuge wäre es nicht zu verant- 
worten gewesen, die ohnehin stark beschnittenen 
Haushaltsmittel für die Zivilverteidigung mit Neu- 
beschaffungskosten in einer Größenordnung von 
rd. 10 Millionen DM zu belasten, wenn der gleiche 
Zweck mit erheblich geringerem Mittelaufwand hätte 
erreicht werden können. Die fachtechnische Begut- 
achtung durch einen Kraftfahrzeugsachverständigen 
vor der Auftragsvergabe sei für überflüssig gehal- 
ten worden, nachdem Bedienstete des Amtes sich an 
Ort und Stelle von der Beschaffenheit der Fahrzeuge 
überzeugt hätten. Die Ausgaben seien deshalb bei 
Kapitel 36 04 Titel 950 im Haushaltsjahr 1967 und 
bei Kapitel A 36 04 Titel 950 im Haushaltsjahr 1968 
gebucht worden, weil es sich um eine einmalige 
Maßnahme gehandelt habe, deren Kosten als ein- 
malige Ausgaben anzusehen seien. 

244 . Der Bundesrechnungshof hat nach den Äuße- 
rungen der beteiligten Stellen und nach Einsicht- 
nahme in die Aktenvorgänge nur unter Zurückstel- 
lung von Bedenken davon abgesehen, die Frage der 
Wirtschaftlichkeit der Formänderung weiter zu er- 
örtern; er hat aber die unzulängliche verwaltungs- 
mäßige und haushaltsrechtliche Behandlung der An- 
gelegenheit bemängelt. Er hat gefordert, das Bun- 
desamt möge sicherstellen, daß künftig 

a) vor der Vergabe größerer Beschaffungsaufträge 
die Ergebnisse der erforderlichen Erprobungen 
festgehalten werden, damit diese ggf. zur Be- 
gründung von Ersatzansprüchen herangezogen 
werden können, 

b) die Wirtschaftlichkeit von Instandsetzungen der 
hier erörterten Art vorher berechnet und akten- 
kundig gemacht wird und 

c) die haushaltsrechtlichen Vorschriften beachtet 
werden. 


Sondervermögen Ausgleichsfonds 

245 . Im Laufe der letzten Jahre hat der Arbeits- 
anfall auf dem Gebiet des Lastenausgleichs seine 
Spitze erreicht und überschritten. Die damit zusam- 
menhängenden Verwaltungskosten sind trotz stei- 


gender Gehälter, Vergütungen und Löhne zurück- 
gegangen. Der Gesetzgeber hat diese Entwicklung 
dadurch gefördert, daß er durch eine Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes die Zusammenlegung 
von Ausgleichsämtern ermöglichte. Mehrere Länder 
haben diese Anregung aufgenommen. Ein Land hat 
von 51 Augleichsämtern nur noch 29 bestehen 
lassen. Andere Länder haben sich noch zurückgehal- 
ten. Obwohl auch hier von der Sache her der Fort- 
bestand von Ausgleichsämtern in der bisherigen 
Zahl nicht gerechtfertigt ist, haben sie bisher nichts 
unternommen. 

Der Bundesrechnungshof ist diesen Fällen nachge- 
gangen. Dabei hat es sich herausgestellt, daß neben 
örtlichen Widerständen gegen die Auflösung ein- 
zelner Ausgleichsämter verschiedentlich Pläne für 
eine umfassende Gebietsreform einer Zusammen- 
legung hindernd im Wege stehen. Man befürchtet, 
die Zusammenlegung von Ausgleichsämtern könnte 
geeignet sein, die in Aussicht genommene größere 
Gebietsreform zu präjudizieren. Solange jedoch der 
Bund an den Kosten der Ausgleichsverwaltung be- 
teiligt ist, muß der Bundesrechnungshof dieser Zu- 
rückhaltung widersprechen. Das gilt besonders in 
den Fällen, in denen sich mehrere Ausgleichsämter 
an demselben Ort befinden. Es kann im übrigen 
davon ausgegangen werden, daß den Ländern eine 
angemessene Frist für die Zusammenlegung der 
dafür in Frage kommenden Ämter einzuräumen ist. 
Sie darf aber nicht auf unbestimmte Zeit über Jahre 
hinaus ausgedehnt werden. Die Verhandlungen mit 
den betreffenden Ländern werden fortgesetzt. 

246 . In einem Land mit zwölf Ausgleichsämtern, 
deren Zahl sich bisher nicht verringern ließ, hat der 
Bundesrechnungshof zusammen mit dem zuständigen 
Landesrechnungshof eine Kostenprüfung durchge- 
führt. Dabei stellte sich heraus, daß diese Aus- 
gleichsämter im Vergleich zu den in den übrigen 
Ländern erheblich überbesetzt waren. Zu einem 
ähnlichen Ergebnis kam eine Organisationsunter- 
suchung, die das Land selbst durchgeführt hat. 

Im Einvernehmen mit allen beteiligten Stellen 
wurde zunächst eine Personalverminderung um ins- 
gesamt 380 Stellen vorgesehen. Für das Jahr 1971 
ist eine erneute Organisationsuntersuchung in Aus- 
sicht genommen. 

247 . In der Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes vom 18. Dezember 1968 ist unter 
Nr. 198 bereits auf die besonderen Schwierigkeiten 
hingewiesen worden, die sich im Zusammenhang 
mit der Entschädigung fremder Dienststellen, die 
bei der Durchführung des Lastenausgleichs mitwir- 
ken, ergeben haben. Zu den dort aufgeführten Bei- 
spielen ist ein weiteres nachzutragen. Bei der Ver- 
gabe und Weiterbehandlung von Aufbaudarlehen 
für die Landwirtschaft, insbesondere zur Errichtung 
landwirtschaftlicher Nebenerwerbsstellen, sind in 
allen Ländern die Kulturämter eingeschaltet. Die für 
diese Mitwirkung dem Bund in Rechnung gestellten 
Kosten sind sehr unterschiedlich. Ein großes Land 
hat z. B. auf Grund einer sehr differenzierten Unter- 
suchung je Darlehensfall weniger als 100 DM er- 
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mittelt. Andere dagegen haben dem Bund bis zu 
rd. 2000 DM je Fall in Rechnung gestellt. 

Diese Kostenspanne ist in keinem Falle gerecht- 
fertigt. Die den Kulturämtern zugewiesenen Auf- 
gaben sind zwar nicht überall gleich bemessen. 
Manche Kulturämter sind z. B. für banktechnische 
Fragen oder bei der Vorbereitung der Bewilligungs- 
bescheide eingeschaltet. Diese Mehrarbeit ist jedoch 
im Verhältnis zu dem üblichen Arbeitseinsatz nicht 
sonderlich erheblich. Nach dem Ergebnis der Er- 
mittlungen des Bundesrechnungshofes dürfte sie 
zusammen mit sonstigen, örtlich bedingten Unter- 
schieden in einem Zuschlag bis zu 50 v. H. zu dem 
oben erwähnten Kostenansatz von rd. 100 DM auf- 
gefangen werden können. 

Die Verhandlungen mit den Ländern sind noch nicht 
abgeschlossen. 

248 . Nach dem Lastenausgleichsgesetz können Ge- 
schädigten unter bestimmten Voraussetzungen Dar- 
lehen zum Wiederaufbau ihrer Existenz gewährt 
werden. Als Sicherheit für diese Darlehen werden 
etwa vorhandene Grundstücke zur Pfandhaft heran- 
gezogen. In zahlreichen Fällen verlangen die Schuld- 
ner nachträglich die unentgeltliche Pfandfreigabe 
kleinerer unbebauter Teilstücke des belasteten 
Grundstücks. Nach den bis Ende 1967 geltenden 
Durchführungsbestimmungen mußte in jedem dieser 
Fälle das Kreditinstitut vor der Freigabe den Sach- 
verhalt zunächst der Ausgleichsbehörde vortragen. 
Diese stimmte entweder in einem besonderen 
Schreiben der Freigabe zu oder erteilte einen Ände- 
rungsbescheid, von dem eine Ausfertigung alle die- 
jenigen Stellen erhielten, denen zuvor der Bewilli- 
gungsbescheid zugegangen war. Bis zur Äußerung 
der Ausgleichsbehörde, die in der Regel fünf bis 
sechs Wochen dauerte, konnte das Kreditinstitut den 
Vorgang nicht abschließen. Nach Mitteilung eines 
großen Kreditinstituts handelte es sich bei ihm 
allein um 6000 bis 8000 Fälle im Jahr. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewirkt, daß 
die Kreditinstitute in diesen Fällen die Pfandfrei- 
gabe künftig ohne Einschaltung der Ausgleichsbe- 
hörde aussprechen können. Die Sachkunde der 
Kreditinstitute in derartigen Grundstücksangelegen- 
heiten dürfte selbst dann ausreichend sein, wenn 
es sich um kleine Institute handelt. Tatsächlich ist 
in der Vergangenheit auch kein Fall bekanntge- 
worden, in dem die von einem Kreditinstitut vor- 
geschlagene Freigabe des betroffenen Grundstücks 
nicht genehmigt worden ist. 

Die Anregung des Bundesrechnungshofes hat dazu 
geführt, das Verfahren zu vereinfachen und die 
Kosten zu mindern. 

249 . Die Veröffentlichungen aus Anlaß des 20jäh- 
rigen Bestehens des Lastenausgleichs konnten den 
Eindruck entstehen lassen, als seien die Aufgaben 
der Ausgleichsämter nahezu bewältigt. Daraus zu 
folgern, daß dieser Bereich künftig nur noch min- 
derer Beachtung bedarf, wäre jedoch verfrüht. Neben 
den neuen Aufgaben, die sich für die Lastenaus- 
gleichsverwaltung aus der Durchführung des Repa- 
rationsschädengesetzes und aus der Gewährung von 


Hauptentschädigung an Zonengeschädigte ergeben, 
stellen die allenthalben vorhandenen, zahlreichen 
„Bodensatzfälle" noch auf längere Sicht eine fühl- 
bare Belastung der Ausgleichsämter dar. Den 
Schwierigkeitsgrad und das finanzielle Gewicht 
dieser Fälle zeigen z. B. folgende Beanstandungen: 

250 . Ein Ausgleichsamt hat für einen Vertriebenen 
aus Ungarn einen Schaden an landwirtschaftlichem 
Vermögen von rund 64 000 RM und gleichzeitig 
300 000 RM Verbindlichkeiten als korrespondierende 
Forderung der Mutter des Geschädigten festgestellt. 
Auf diese Schäden sind bisher rund 127 000 DM 
teils als Hauptentschädigung, teils in Form von 
Kriegsschadenrente ausgezahlt worden. Daneben hat 
der Vertriebene einen weiteren Schaden von rund 
15 Millionen RM an Betriebsvermögen (Verlust 
eines Unternehmens aus der Filmbranche) ange- 
meldet. Im Zeitpunkt der Prüfung durch den Bun- 
desrechnungshof war über diesen Teilschaden noch 
nicht entschieden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Entscheidungen 
beanstandet, weil nach den Gesamtumständen des 
Falles, insbesondere auch wegen verschiedener 
Widersprüche in der Darstellung des Geschädigten, 
Anlaß zu erheblichen Zweifeln gegeben war. Die 
erneut angestellten Ermittlungen haben die Beden- 
ken bestätigt. Die Heimatauskunftstelle hat nun- 
mehr die Anerkennung der Schäden abgelehnt, und 
das Ausgleichsamt hat die bisher ergangenen Be- 
scheide aufgehoben. Die Frage, inwieweit Rückfor- 
derungsansprüche gegeben und durchsetzbar sind, 
wird zur Zeit noch geprüft. 

251 . Bei der Bewertung von Vertreibungs- und 
Ostschäden an Anteilsrechten (Aktien, Kuxen usw.), 
die nicht in der Liste der Kurswerte aufgeführt sind, 
ist bestimmungsgemäß von dem gemeinen Wert der 
Anteilsrechte auszugehen. Läßt sich dieser nicht er- 
mitteln, so ist er unter Berücksichtigung des Ver- 
mögens, möglichst auch der Erträge der Gesellschaft, 
nach einem besonderen Verfahren zu schätzen. In 
einem konkreten Fall hat ein Ausgleichsamt aus 
dem Verhältnis des Stammkapitals einer Gesell- 
schaft nach dem Stande vom 1. Januar 1940 in Höhe 
von 36 000 RM zu dem Reinvermögen in Höhe von 
132 000 RM einen Wert von 367 RM je 100 RM 
Stammkapital ermittelt. Den Ertragswert der Gesell- 
schaft hat es dabei als nicht bekannt unberücksich- 
tigt gelassen. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Ergebnis bean- 
standet. Aus verschiedenen Bilanzunterlagen ergab 
sich, daß die Gesellschaft von 1939 bis zur Schädi- 
gung mit Verlust gearbeitet hat. Unter Berücksich- 
tigung dieses zusätzlichen Faktors, der nach der ein- 
schlägigen Berechnungsmethode zu einer Halbierung 
des Ergebnisses führt, ergibt sich nur ein Wert von 
184 RM je 100 RM Stammkapital. 

Es wird geprüft, inwieweit noch eine Änderung der 
Entscheidung möglich ist. 

252 . Besondere Aktualität haben die Fälle, in 
denen Schäden an Nationalitäten- und Verfolgten- 
vermögen zur Erörterung stehen. Sie betreffen in 
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der Regel Vertriebene, die während des zweiten 
Weltkrieges in den besetzten Gebieten über die 
Haupttreuhandstelle Ost zu Vermögen gekommen 
sind. Für die Schadensfeststellung kommt es darauf 
an, ob der Erwerb unter Ausnutzung der damaligen 
politischen Lage vor sich gegangen ist. Gegebenen- 
falls entfällt eine Entschädigung. 

Ein Antragsteller hat 1941 über die Haupttreuhand- 
stelle Ost eine Papierfabrik und Inventar für ein 
größeres Pachtgelände in Posen erworben. Der Kauf- 
preis dafür betrug rd. 983 000 RM. Hierauf hat der 
Antragsteller rd. 250 000 RM angezahlt. In der Folge- 
zeit sollen weitere Ratenzahlungen geleistet worden 
sein. Im Zeitpunkt der Vertreibung soll noch eine 
Restschuld von 300 000 RM bestanden haben. Bilanz- 
unterlagen für die Zeit der Übernahme der Fabrik 
ebenso wie für den Zeitpunkt des Verlustes fehlen. 
Das Ausgleichsamt hat daher entsprechende Ersatz- 
einheitswerte ermittelt und einen Schaden von rd. 
550 000 RM festgestellt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Entscheidung be- 
anstandet, vor allem deshalb, weil nicht geprüft 
worden war, ob der Erwerb unter Ausnutzung der 
damaligen politischen Lage vor sich gegangen ist. 
Maßgebend dafür ist vor allem die Beantwortung 
der Frage, ob der vereinbarte Kaufpreis angemessen 
gewesen ist. 

Die notwendigen Ermittlungen sind inzwischen ein- 
geleitet. Das Ergebnis steht noch aus. 

253 . Beanstandungen mit ähnlichem Gewicht sind 
auch in Zukunft noch zu erwarten. Sie können die 
Maßnahmen zur Zusammenlegung von Ausgleichs- 
behörden und zur allmählichen Verminderung des 
Personals nicht in Frage stellen. Sie sollen aber er- 
kennen lassen, daß diese Entwicklung sich nur unter 
besonderer Berücksichtigung der jeweiligen ört- 
lichen und sachlichen Gegebenheiten ohne Nachteile 
vollziehen kann. 


Sondervermögen Deutsche Bundespost 

Stand dter Entlastung durch den Verwaltungsrat 

254 . Das Entlastungsverfahren zu den Jahresrech- 
nungen der Deutschen Bundespost bis einschließlich 
1965 ist abgeschlossen. Für die Rechnungsjahre 1966 
und 1967 hat der Bundesrechnungshof seinen Prü- 
fungsbericht vom 18. Dezember 1969 dem Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost übermittelt 
(§ 19 Abs. 5 PostVwG). 

Regionale Neugliederung der Oberpostdirektionen 

255 . In seinem Gutachten über die Organisation 
der Deutschen Bundespost hatte der Bundesbeauf- 
tragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
(BWV) bereits vor 13 Jahren auf die unangemes- 
sen große Spanne zwischen dem Geschäftsumfang 
der größten und dem der kleinsten Oberpostdirek- 
tion hingewiesen und mit dem Ziel, die Wirksam- 
keit der Verwaltung zu verbessern, unter Berück- 


sichtigung der Gebietsgröße, der wirtschafts- und 
verkehrspolitischen Verhältnisse, des Volumens des 
postalischen Verkehrs, der Zahl der Ämter und des 
Aufnahmevermögens benachbarter Oberpostdirek- 
tionen als Sofortmaßnahme vorgeschlagen, vier 
kleine Oberpostdirektionen aufzuheben. 

Auch eine vom Bundesministerium daraufhin ein- 
gesetzte Kommission war bei ihren Untersuchungen 
über eine zweckmäßige Abgrenzung der Oberpost- 
direktionsbezirke zu dem Ergebnis gelangt, die Zahl 
der Direktionen sei zu vermindern. Die von der Bun- 
desregierung am 15. Juli 1964 eingesetzte Sachver- 
ständigen-Kommission für die Deutsche Bundespost 
hat auf Seite 110 ihres Gutachtens vom 6. November 
1965 (Bundestagsdrucksache V/203) ebenfalls auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, diejenigen Oberpost- 
direktionen aufzulösen, die ihre optimale Größe 
weit unterschreiten. 

Wiederholten weiteren, zu ähnlichen Ergebnissen 
führenden Untersuchungen fügt sich die Absichts- 
erklärung der Bundesregierung von Februar 1969 
an, die kleinsten Oberpostdirektionen aufzulösen 
und damit schrittweise Ansatzpunkte für eine Ent- 
wicklung zu optimalen Organisationsgefügen zu bil- 
den (vgl. „Abschließende Stellungnahme zum Gut- 
achten der Sachverständigen-Kommission für die 
Deutsche Bundespost vom 6. November 1965", Bun- 
destagsdrucksache V/3875). Die Dringlichkeit dieser 
Maßnahme ist — von der Beseitigung der sehr un- 
terschiedlichen Bezirksgrößen mit Personalstärken 
zwischen rd. 4000 und 48 700 und Flächenunterschie- 
den bis zu 24 000 qkm abgesehen — infolge der in- 
zwischen durchgeführten Rationalisierungsmaßnah- 
men (Einführung der Postleitzahlen, Ausbreitung 
der elektronischen Datenverarbeitung und der Auto- 
mation) und der Schaffung größerer Amtseinheiten 
weiter gestiegen. 

Da sich jede Neugliederung im betrieblichen, beson- 
ders aber im personellen Bereich stark auswirken 
wird, sollte schon im Interesse der betroffenen Be- 
diensteten und zur Vermeidung von Beunruhigun- 
gen eine klare Konzeption der Neuorganisation er- 
arbeitet werden. Der Bundesrechnungshof hält es 
daher für dringend geboten, daß — ausgehend von 
der wegen der eindeutigen Verhältnisse bereits 
1956 vom BWV vorgeschlagenen Auflösung kleiner 
Oberpostdirektionen — die regionale Neugliede- 
rung der Mittelstufe nach einer in Phasen zu ver- 
wirklichenden Gesamtkonzeption nunmehr mit 
Nachdruck betrieben und die Bezirksgrenzen nach 
wirtschaftsgeographischen, verkehrspolitischen und 
betrieblichen Erfordernissen festgesetzt werden. 

Kraftfahrzeuge im Fernmeldewesen 

256 . Der Bundesrechnungshof hat die Wirtschaft- 
lichkeit des Einsatzes der Kraftfahrzeuge im Fern- 
meldewesen überprüft. Als Ergebnis seiner Prüfung 
hat er dem Bundesministeriunl u. a. für bestimmte 
Bereiche vorgeschlagen, Bauführern und Aufsichts- 
beamten, für die die ständige Zuteilung eines 
Dienst-Pkw vorgesehen war, künftig die Benutzung 
eines privateigenen Pkw gegen die vorgeschriebene 
Entschädigung zu gestatten. 
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Das Bundesministerium ist den Vorschlägen des 
Bundesrechnungshofes gefolgt. Damit entfällt be- 
reits für das Haushaltsjahr 1970 die Beschaffung von 
3200 Dienst-Pkw. Die Aufwendungen der Deutschen 
Bundespost für Dienst-Pkw und die Bereitstellung 
von Abstellplätzen werden sich entsprechend ver- 
ringern. Außerdem ergeben sich weitere betrieb- 
liche und verwaltungsmäßige Vorteile. Für die kom- 
menden Jahre sind darüber hinausgehende erheb- 
liche Einsparungen, auch unter Berücksichtigung der 
zu zahlenden Entschädigungen, zu erwarten, da die 
im Jahre 1970 anlaufenden Maßnahmen sich erst 
später voll auswirken werden. 

257 . Entsprechende Ausführungen enthält der Prü- 
fungsbericht des Bundesrechnungshofes vom 18. De- 
zember 1969. 


Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 

Stand der Entlastung durch die Bundesregierung 

258 . Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundes- 
bahn hat am 8. August 1968 den Jahresabschluß der 
Deutschen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 1967 
beschlossen. Im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
sterium der Finanzen hat das Bundesministerium für 
Verkehr den Abschluß am 26. Juni 1969 genehmigt. 

Nach dem Bundesbahngesetz (§ 32 Abs. 5) hat die 
Bundesregierung über die Entlastung des Verwal- 
tungsrates und des Vorstandes der Deutschen Bun- 
desbahn zu beschließen. Entsprechend den gesetz- 
lichen Vorschriften hat der Bundesrechnungshof zur 
Vorbereitung der Entlastung in Ergänzung des Prü- 
fungsberichtes des Hauptprüfungsamtes über den 


Jahresabschluß den Bundesministerien für Verkehr 
und der Finanzen im November 1969 einen Bericht 
mit den Ergebnissen übersandt, zu denen er bei sei- 
ner Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Deutschen Bundesbahn im Jahre 1967 einschließ- 
lich des Jahresabschlusses für dieses Geschäftsjahr 
bisher gelangt ist. In dem Bericht wird u. a. auf die 
Erfolgs- und Vermögenslage der Deutschen Bundes- 
bahn eingegangen und zu der Neuaufnahme und 
Neubewertung des Sachanlagevermögens und den 
sonstigen Änderungen in der Rechnungslegung Stel- 
lung genommen. Außerdem werden der von der 
Deutschen Bundesbahn betriebene Touristikverkehr 
auf der Schiene sowie Einzelfragen bei Beteiligun- 
gen der Deutschen Bundesbahn an Unternehmen in 
Form des privaten Rechts behandelt. 

Die Erörterungen über verschiedene Prüfungsfest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes konnten bis- 
her noch nicht abgeschlossen werden. Gegen die 
Entlastung des Verwaltungsrates und des Vorstan- 
des der Deutschen Bundesbahn gemäß § 32 Abs. 5 
des Bundesbahngesetzes hat der Bundesrechnungs- 
hof jedoch keine Bedenken geäußert. 


Schlußbemerkung 

259 . Der Große Senat des Bundesrechnungshofes 
hat diese Bemerkungen am 26. Februar 1970 be- 
schlossen. 

Frankfurt am Main, den 26. Februar 1970 

Bundesrechnungshof 
Der Große Senat 
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Erklärung des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 

des Deutschen Bundestages und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Ausgaben zu Kapitel 04 03 Titel 300 
„Zur Verfügung des Bundeskanzlers für Förderung des Infor- 
mationswesens" für das Rechnungsjahr 1967 f 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung durch einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses des Bundestages und 
durch den Präsidenten des Bundesrechnungshofs unterliegt, ge- 
prüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofs ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für die 
heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


Bonn, den 4. Februar 1969 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 

Dr. Emde 
Raffert 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Haase 
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Erklärung des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 

des Deutschen Bundestages und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschaftsplanes 
für das Rechnungsjahr 1967, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für die 
heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 19. Juni 1969 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Erwin Schoettle 
Fritz Baier 
Dr. Emde 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 
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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt am Main, den 29. Januar 1970 

I 1 — 20 80 05 (67) 


Erklärung 


Folgende Jahresrechnungen sind nach der Regelung geprüft 
worden, die der Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1967 gemäß § 89 RHO getroffen hat: 


Kapitel j 

Titel [ 

Zweckbestimmung 

04 01 

l 1 

300 i 

Zur Verfügung des Bundeskanzlers zu allge- 
meinen Zwecken 

06 09 

! 300 

Für Zwecke des Verfassungsschutzes 

1401 

1 302 

Zur Verfügung des Bundesministers der Ver 
; teidigung für Zwecke des militärischen Ab- 


schirmdienstes 


Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 

Hopf 
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